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2120-9-A 

Bekanntmachung 
des Abkommens 

zur Änderung des Abkommens 
über die Zentralstelle der Länder 

für Gesundheitsschutz bei Medizinprodukten 

Vom 17. April 1999 

Der Landtag des Freistaates Bayern hat mit Be­
schluss vom 10. März 1999 dem am 9. Juli 1998 unter­
zeichneten Abkommen zur Änderung des Abkommens 
über die Zentralstelle der Länder für Gesundheits­
schutz bei Medizinprodukten zugestimmt. Das Ab­
kommen wird nachstehend bekannt gemacht. Der Tag, 
an dem das Abkommen nach seinem Art. II in Kraft 
tritt, wird im Gesetz- und Verordnungsblatt bekannt 
gegeben werden. 

München, den 17. April 1999 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. Edmund S t 0 i b e r 

2120-9-A 

Abkommen 
zur Änderung des Abkommens 

über die Zentralstelle der Länder 
für Gesundheitsschutz bei Medizinprodukten 

Artikel I 

Das Abkommen über die Zentralstelle der Länder 
für Gesundheitsschutz bei Medizinprodukten vom 
30. Juni 1994 wird wie folgt geändert: 

90/385/EWG des Rates vom 20. Juni 1990 für aktive 
implantierbare medizinische Geräte und der zu­
künftigen EU-Richtlinie für In-vitro-Diagnostika, 
des Medizinproduktegesetzes in der jeweils gültigen 
Fassung und der hierzu erlassenen Rechtsverord­
nungen zu halten und zu verbessern. 

1. In der Überschrift, der Einleitung und in Artikel 1 
werden jeweils nach den Worten "Gesundheits­
schutz bei" die Worte "Arzneimitteln und" einge­
fügt. 

2. Artikel 2, 4 und 5 erhalten folgende Fassung: 

"Artikel 2 
Aufgaben 

(1) Die ZLG nimmt Aufgaben der Länder im 
Bereich der Medizinprodukte und Koordinierungs­
funktionen im Arzneimittelbereich wahr. 

(2) Im Bereich der Medizinprodukte hat die 
Tätigkeit der ZLG u.a. zum Ziel, den in der Bundes­
republik Deutschland erreichten Stand an Qualität 
und Sicherheit von Medizinprodukten im Rahmen 
und auf der Grundlage der Richtlinien 93/42/EWG 
des Rates vom 14. Juni 1993 über Medizinprodukte, 

(3) Die ZLG vollzieht im Bereich der Medizin­
produkte die Aufgaben der Länder im Bereich der 
Akkreditierung und Benennung. Der ZLG obliegen 
insbesondere folgende Aufgaben: 

1. Akkreditierung von Prüflaboratorien und Zerti­
fizierungsstellen für Quali tä tssicherungssyste­
me und nicht aktive Medizinprodukte, 

2. Akkreditierung von Zertifizierungsstellen für 
Personal, . 

3. Akkreditierung im Bereich In-vitro-Diagnostika, 

4. Mitwirkung bei der Akkreditierung von Prüfla­
boratorien und Zertifizierungsstellen für aktive 
Medizinprodukte, 

5. Überwachung der akkreditierten Stellen, 
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6. Erarbeitung von Vorschriften über die Anforde­
rungen, die bei Prüfung und Zertifizierung zu be­
achten sind, 

7. Erstellung von Gutachten auf Antrag im Einzel­
fall und 

8. Akkreditierung, Benennung und Überwachung 
von Konformitätsbewertungsstellen im Rahmen 
von Abkommen der Europäischen Gemeinschaf­
ten mit dritten Staaten oder Organisationen gem. 
Artikel 228 EG-Vertrag (Drittland-Abkommen). 

(4) Die ZLG ist Geschäftsstelle für den Erfah-
rungsaustausch der akkreditierten Stellen. Sie 
nimmt teil am Erfahrungsaustausch auf der Ebene 
der Europäischen Union und an Konsultationen im 
Rahmen der Drittland-Abkommen und arbeitet an 
vertrauensbildenden Maßnahmen und in Arbeits­
gruppen der Gemischten Ausschüsse mit. 

(5) Die ZLG ist zentrale Koordinierungsstelle 
für den Arzneimittelbereich. Ihr obliegt insbeson­
dere die Koordinierung 

1. der Spezialisierung der Überwachungsbeam­
tinnen und -beamten, Bildung eines "Pools" 
von Spezialisten bei den Überwachungsbehör­
den und der länderübergreifenden Zusammen­
arbeit der Überwachungs behörden , 

2. der Einbeziehung externer Sachverständiger 
einschließlich von Sachverständigen auf krimi­
nalistischem Gebiet auf nationaler und interna­
tionaler Ebene, 

3. von Schwerpunkten für die Überwachung und 
vergleichende Untersuchungen zur Qualitä tauf 
Veranlassung der EU, des EWR, des Europara­
tes und der Pharmazeutischen Inspektionskon­
vention (PIC), 

4. von nationalen Aktivitäten zur Überwachung 
multizentrischer klinischer Prüfungen im Rah­
men der EU, des EWR sowie mit Drittländern, 

5. der erforderlichen Maßnahmen zur Gewährlei­
stung der Arzneimittelsicherheit auch beim 
grenzüberschreitenden Verkehr mit Arzneimit­
teln, Wirkstoffen und anderen Stoffen mit phar­
makologischer Wirkung, 

6. von internationalen Überwachungsmaßnahmen 
in Deutschland, 

7. der Nutzung externer Untersuchungskapazitä­
ten für Spezialuntersuchungen, 

8. von Ringversuchen, auch auf europäischer 
Ebene, 

9. der Aktivitäten der Arzneimitteluntersuchungs­
stellen der Länder (OMCL), 

10. der Arzneimitteluntersuchung im Falle des 
grenzüberschreitenden Verkehrs mit Arznei­
mitteln. 

Durch ihre Tätigkeit unterstützt die Koordinie­
rungsstelle die Fortentwicklung der Qualitätssiche­
rung auf den Gebieten der Arzneimittelüberwa­
chung und -untersuchung. Sie wertet die Jahres­
berichte zur Arzneimittelüberwachung und -unter­
suchung aus und erstellt eine Zusammenfassung. 
Die ZLG erhält die Befugnis, Arzneimittelunter­
suchungsstellen zu akkreditieren. 

(6) Die zentrale Koordinierungsstelle wird tätig 
im Auftrag der Länder oder eigeninitiativ in Ab-

stimmung mit den Ländern. Sie arbeitet 'mit an­
deren, in den oben genannten Aufgabengebieten 
Tätigen zusammen. 

(7) Die Landesregierungen werden ermächtigt, 
der ZLG durch Verwaltungsabkommen weitere 
Aufgaben zu übertragen. 

Artikel 4 

Sektorkomi tees 

Bei der ZLG werden Sektorkomitees gebildet. 
Die Sektorkomitees haben die Aufgabe, bei der 
Erarbeitung von Anforderungen mitzuwirken, die 
an Prüflaboratorien, Zertifizierungs- und Konfor­
mitätsbewertungsstellen zu stellen sind. Hierzu 
gehört auch die vergleichende Aufbereitung der 
Rechtsvorschriften der Drittstaaten mit den euro­
päischen Bestimmungen. Den Sektorkomitees kön­
nen Sachverständige aus den Behörden der Länder 
und des Bundes sowie aus den Bereichen Wissen­
schaft, Wirtschaft und aus der Ärzte-, Zahnärzte­
und Apothekerschaft sowie aus dem Krankenhaus­
bereich und den Verbraucherverbänden angehören. 

Artikel 5 

Finanzierung 

(1) Die ZLG erhebtfür ihre Tä tigkei t im Rahmen 
der Akkreditierung kostendeckende Gebühren und 
Auslagen nach Maßgabe des nordrhein-westfäli­
sehen Verwaltungsgebührengesetzes. 

(2) Soweit die ZLG darüber hinaus Aufgaben 
wahrnimmt, die Gebührentatbeständen und -schuld­
nern nicht konkret zugerechnet werden können, 
wird im Rahmen der jährlichen Haushaltsverhand­
lungen ein Pauschalbetrag bestimmt und zwischen 
den Ländern aufgeteilt. Das Sitzland trägt vorweg 
eine Sitzlandquote. Diese beträgt zehn von Hundert 
des ungedeckten Finanzbedarfs nach Satz 1. Der 
vom Beirat vorberatene Haushaltsentwurf bedarf 
ab dem Haushalt 1994 der Zustimmung der Finanz­
ministerinnen und -minister, -senatorinnen und 
-senatoren der Länder mit einer Mehrheit von zwei 
Dritteln der Stimmen. Das Sitzland verpflichtet 
sich, den Haushalt der ZLG entsprechend dem 
Beschluß der Finanzministerinnen und -minister, 
-senatorinnen und -senatoren der Länder in seinen 
Haushaltsplan aufzunehmen. 

(3) Das Anteilsverhältnis unter allen Ländern 
wird zu zwei Dritteln nach dem Verhältnis ihrer 
Steuereinnahmen und zu einem Drittel nach dem 
Verhältnis ihrer Bevölkerungszahl errechnet. Die 
Steuereinnahmen erhöhen und vermindern sich um 
die Beträge, welche die Länder im Rahmen eines all­
gemeinen Finanzausgleichs von anderen Ländern 
erhalten oder an andere Länder abführen. Als 
Steuereinnahmen gelten die im Länderfinanzaus­
gleich zugrundegelegten Steuereinnahmen der Län­
der. Maßgebend sind die Steuereinnahmen des dem 
Haushaltsjahr zwei Jahre vorhergehenden Haus­
haltsjahres und die vom Statistischen Bundesamt 
für den 30. Juni desselben Jahres festgestellte 
Bevölkerungszahl. 

(4) Die Beiträge der Länder werden im Laufe 
eines jeden Haushaltsjahres zum 31. Mai. nach den 
Ansätzen des Haushaltsplanes fällig. Uber- und 
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Minderzahlungen gegenüber dem sich nach der J ah­
resrechnung ergebenden Finanzbedarf werden im 
ersten der Abrechnung folgenden Haushaltsjahr 
ausgeglichen. " 

3. Artikel 7 wird gestrichen. 

4 . Artikel 8 wird Artikel 7. 

Artikel 11 

Inkrafttreten 

Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des Mona ts in 
Kraft, der dem Monat folgt, in dem die letzte Mittei­
lung der vertragschließenden Länder, daß die inner­
staatlichen Voraussetzungen für das Inkrafttreten des 
Abkommens erfüllt sind, dem für das Gesundheitswe­
sen zuständigen Ministerium des Landes Nordrhein­
Westfalen zugeht. 

Bonn, 9. Juli 1998 

Für das Land Baden-Württemberg: 
Erwin Te u f e 1 

Für den Freistaat Bayern: 
Dr. Edmund S t 0 i b e r 

Für das Land Berlin: 
Eberhard Die p gen 

Für das Land.Brandenburg: 
Dr. Manfred S t 0 1 p e 

Für die Freie Hansestadt Bremen: 
Dr. Henning S c her f 

Für die Freie und Hansestadt Hamburg: 
Ortwin Runde 

Für das Land Hessen: 
Hans Ei c hel 

Für das Land Mecklenburg -Vorpommern: 
Dr.Berndt Sei t e 

LV Dr. Thomas deM a i z i e r e . 

Für das Land Niedersachsen: 
Gerhard S c h r öde r 

Für das Land Nordrhein-Westfalen: 
Wolfgang element 

Für das Land Rheinland-Pfalz: 
Kurt B eck 

Für das Saarland: 
Oskar L a fon t a i n e 

Für den Freistaat Sachsen: 
Prof. Dr. Kurt B i e den k 0 p f 

Für das Land Sachsen-Anhalt: 
Dr. Reinhard H ö p p n e r 

Für das Land Schleswig-Holstein: 
Heide S i mon i s 

Für den Freistaat Thüringen: 
Dr. Bernhard V 0 gel 
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763-13-1 

Bekanntmachung 
über das In-Kraft-Treten des Staatsvertrags 

zwischen dem Freistaat Bayern 
und dem Saarland 

zur Änderung des Staatsvertrags vom 9./15. November 1984, 
geändert durch Staatsvertrag vom 22. Apriljl9. Juli 1988, 

über die Zugehörigkeit 
der Apotheker, Apothekerassistenten und Pharmaziepraktikanten 

des Saarlandes zur Bayerischen Apothekerversorgung 

Vom 17. April 1999 

Der am 10./22 . März 1998 unterzeichnete Staatsver­
trag zwischen dem Freistaa t Bayern und dem Saarland 
zur Änderung des Staatsvertrags vom 9./15 . November 
1984, geändert durch Staatsvertrag vom 22. April/ 
19. Juli 1988, über die Zugehörigkeit der Apotheker, 
Apothekerassistenten und Pharmaziepraktikanten 
des Saarlandes zur Bayerischen Apothekerversorgung 
ist nach seinem Art. 2 Abs. 1 Satz 2 am 1. April 1999 in 
Kraft getreten. 

München, den 17. April 1999 

Der Bayerische Ministerpräsident 

Dr. Edmund S t 0 i b e r 
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2129-1-8-U 

Bayerische Biergartenve'rordnung 

Vom 20. April 1999 

Auf Grund des § 23 Abs. 2 Satz 1 des Bundes-Im­
missionsschutzgesetzes in der Fassung der Bekannt­
machung vom 14. Mai 1990 (BGBl I S . 880), zuletzt 
geändert durch Art. 1 des Gesetzes vom 19. Oktober 
1998 (BGBI I S. 3178), erlässt die Bayerische Staatsre­
gierung folgende Verordnung: 

§ 1 

Anwendungsbereich 

Diese Verordnung regelt die zum Schutz der Allge­
meinheit und der Nachbarschaft vor schädlichen Um­
welteinwirkungen durch Geräusche erforderlichen An­
forderungen für Biergärten in der Nachbarschaft von 
Wohnbebauung, soweit nicht weitergehende Regelun­
gen als nach § 2 Abs. 2 bestehen. 

§2 

Anforderungen 

(1) lFür Biergärten wird als Tageszeit die Zeit von 
7.00 bis 23.00 Uhr festgelegt. 2In Misch-, Kern- und 
Dorfgebieten gilt tags ein Immissionsrichtwert von 
65 dB(A) . 3In allgemeinen Wohngebieten und Klein­
siedlungsgebieten gilt tags ein Immissionsrichtwert 
von 60 dB(A). 4In reinen Wohngebieten gilt tags ein 
Richtwert von 55 dB(A) . 5Als Grundlage für die Er­
mittlung und Beurteilung der von Biergärten ausge­
henden Geräusche nach dieser Verordnung sind die 
Bestimmungen der Technischen Anlei tung zum Schutz 
gegen Lärm (TA Lärm) vom 26 . August 1998 (GMBl 
S . 503) sinngemäß heranzuziehen. 6Ein Zuschlag für 
Tageszeiten mit erhöhter Empfindlichkeit (Nummer 
6.5 TA Lärm) erfolgt nicht. 

(2) Um sicherzustellen, dass der Biergarten die Im­
missionsrichtwerte nach Absatz 1 und die Nachtruhe 
ab 23.00 Uhr einhält, 
- sind spätestens um 22 .00 Uhr Musikdarbietungen 

zu beenden, 
- ist spätestens um 22.30 Uhr die Verabreichung von 

Getränken und Speisen zu beenden und 
- ist die Betriebszeit so zu beenden, dass der zurechen­

bare Straßenverkehr bis 23.00 Uhr abgewickelt ist. 

(3) Soweit besondere Umstände vorliegen, insbe­
sondere solche, die zu einer nicht nur gelegentlichen 
Überschreitung der Immissionsrichtwerte nach Ab­
satz 1 führen , bleibt die Befugnis der zuständigen 
Behörde, andere oder von den Absätzen 1 und 2 abwei­
chende Regelungen zur Vermeidung schädlicher Um­
welteinwirkungen zu treffen , unberührt. 

§3 

In-Kraft-Treten 

Diese Verordnung tritt am 1. Mai 1999 in Kraft. 

München, den 20 . April 1999 

Der Bayerische Ministerpräsident 
In Vertretung 

Barbara S t a mm 
Stellvertreterin des Ministerpräsidenten 

und 
Staatsministerin für Arbeit und Sozialordnung, 

Familie, Frauen und Gesundheit 
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2234-3-19-UK 

Verordnung 
über die Errichtung 

einer staatlichen Realschule 
im Jahr 1999 

Vom 26. März 1999 

Auf Grund des Art . 26 Abs. 1 des Bayerischen Ge­
setzes über das Erziehungs- und Unterrichtswesen 
. (BayEUG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
7. Juli 1994 (GVBl S . 689, ber. S . 1024 und 1995, S. 98 
und S. 148, BayRS 2230-1-1-UK), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 24. Juli 1998 (GVBl S . 442), erlässt 
das Bayerische Staatsministerium für Unterricht und 
Kultus folgende Verordnung: 

§ 1 

Mit Wirkung vom 1. August 1999 wird in Haag, 
Landkreis Mühldorf a . Inn, eine staatliche Realschule 
errichtet. 

§2 

lDie Staatliche Realschule Haag führt die Jahr­
gangsstufen 5 bis 10. 2Sie nimmt den Unterrichtsbe­
trieb zum Schuljahr 1999/2000 auf. 

§3 

(1) Die Schulaufsicht wird vom Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus und vom Ministerialbeauf­
tragten für die Realschulen in Oberbayern-Süd aus­
geübt. 

(2) Die Regierung von Oberbayern ist übergeordne­
te Dienststelle im' Sinn der Verwaltungsvorschriften 
zur Bayerischen Haushaltsordnung. 

§4 

Diese Verordnung tritt am 1. August 1999 in Kraft. 

München, den 26. März 1999 

Bayerisches Staatsministerium 
für Unterricht und Kultus 

Monika Ho hIrn eie r, Staatsministerin 
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7833-1-1-A 

Verordnung 
zum Vollzug tierschutzrechtlicher Vorschriften 

Vom 26. März 1999 

Auf Grund des Art. 17 Abs. 2 Nr. 1 Buchst. e des Ge­
setzes über die Gesundheits- und Veterinärfachver­
waltung in Bayern (Gesetz über den öffentlichen Ge­
sundheitsdienst- GDG) vom 12. Juli 1986 (GVBI S. 120, 
BayRS 2120-1-A), zuletzt geändert durch § 1 des Ge­
setzes vom 23. Dezember 1995 (GVBI S . 843), erlässt 
das Bayerische Staatsministerium für Arbeit und So­
zialordnung, Familie, Frauen und Gesundheit folgen­
de Verordnung: 

§ 1 

(1) Die Kreisverwaltungsbehörden sind zuständige 
Behörden zum Vollzug des Tierschutzgesetzes und son­
stiger tierschutzrechtlicher Vorschriften des Bundes, 
soweit nachfolgend nichts anderes bestimmt ist. 

(2) Zuständige Behörde im Sinn von §§ 8, 8a Abs. 1, 
4 und 5, § 9 Abs. 1 Satz 4 und Abs. 2 Nr. 7 Satz 2, § 10 
Abs. 1 Satz 3, § 10a Satz 2, § l1a Abs. 4 sowie von § 15 
Abs. 1 Satz 5 des Tierschutzgesetzes ist 

- die Regierung von Oberbayern für die Regierungs­
bezirke Oberbayern, Niederbayern und Schwaben, 

- die Regierung von Mittelfranken für die Regie­
rungsbezirke Mittelfranken und Oberfranken, 

- die Regierung von Unterfranken und die Regierung 
der Oberpfalz jeweils für ihren Regierungsbezirk . 

(3) lZuständige Behörde im Sinn von § 15 Abs. 1 
Satz 2 des Tierschutzgesetzes zur Berufung von Kom­
missionen ist 

- die Regierung von Oberbayetn für die Regierungs­
bezirke Oberbayern, Niederbayern und Schwaben, 

- die Regierung von Unterfranken für die Regie­
rungsbezirke Oberpfalz, Oberfranken, Mittelfran­
ken und Unterfranken. 

2Den Regierungen von Oberbayern und Unterfranken 
obliegt die Geschäftsführung für die jeweils von ihnen 
berufenen Kommissionen. 

(4) Zuständige Behörde im Sinn von § 15a des Tier­
schutzgesetzes und von § 2 der Versuchstiermeldever­
ordnung vom 1. August 1988 (BGBI I S . 1213) ist das 
Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, 
Familie, Frauen und Gesundheit. 

(5) Die vorstehenden Z uständigkei tsregelungen er­
mächtigen zum Vollzug der zitierten Vorschriften in 
deren jeweils geltenden Fassungen. 

§2 , 

(1) Diese Verordnung tri tt mi t Wirkung vom 1. April 
1999 in Kraft. 

(2) Mit Ablauf des 31. März 1999 tritt die Verord­
nung zum Vollzug tierschutzrechtlicher Vorschriften 
vom24. Februar 1987 (GVBIS. 81,BayRS 7833-1-1-A), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 21. Juli 1990 
(GVBI S . 306), außer Kraft. 

München, den 26. März 1999 

Bayerisches Staatsministerium 
für Arbeit und Sozialordnung, 

Familie, Frauen und Gesundheit 

Barbara S ta m m, Staatsministerin 
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9210-2-W 

Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 

über Zuständigkeiten 
im Verkehrswesen 

Vom 2. April 1999 

Auf Grund von 

- Art. 8 Abs. 2 und Art. 9 Abs. 2 des Gesetzes über Zu­
ständigkeiten im Verkehrswesen vom 28 . Juni 1990 
(GVBl S. 220, BayRS 9210-1-W) , zuletzt geändert 
durch § 3 des Gesetzes vom 12. April 1999 (GVBl 
S.130), 

- § 68 Abs. 1, § 70 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 5 der Straßen­
verkehrs-Zulassungs-Ordnung (StvZO) in der Fas­
sung der Bekanntmachung vom 28 . September 1988 
(BGBI I S . 1793), zuletzt geändert durch Art. 2 der 
Verordnung vom 18. August 1998 (BGEl I S. 2214) , 

erlässt das Bayerische Staatsministerium für Wirt­
schaft, Verkehr und Technologie folgende Verordnung: 

§1 

Die Verordnung über Zuständigkeiten im Verkehrs­
wesen vom 22. Dezember 1998 (GVBl S . 1025, BayRS 
9210-2-W) wird wie folgt geändert: 

1. § 27 Abs. 1 Nr. 17 erhält folgende Fassung: 

,,17 . Regelungen nach § 2 und Freistellungen nach 
§ 6 Abs . 2 der Landeplatz-Lärmschutz-Ver­
ordnung vom 5. Januar 1999 (BGBl! S. 35) ;" 

2. Es wird folgende Anlage angefügt: 

"Anlage 

zu § 15 Abs. 1 

Stadt Moosburg a . d . Isar" 

§2 

Diese Verordnung tritt am 1. Mai 1999 in Kraft. 

München, den 2. April 1999 

Bayerisches Staatsministerium 
für Wirtschaft, Verkehr und Technologie 

Dr. Otto Wie s heu , Staatsminister 
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7803-20-E 

Dritte Verordnung 
zur Änderung der 

Verordnung über Zuständigkeiten für die 
Berufsbildung in der Landwirtschaft 

Vom 7. April 1999 

Auf Grund von Art. 4 Sätze 2 und 3 und Art. 6 Abs. 1 
Satz 3 des Gesetzes zur Ausführung des Berufsbil­
dungsgesetzes - AGBBiG - in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 29. September 1993 (GVBl S . 754, 
BayRS 800-21-1-A) erlässt das Bayerische Staats­
ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten, hinsichtlich § 1 Nm. 1 und 3 soweit erforder­
lich im Einvernehmen mit dem Bayerischen Staats­
ministerium für Landesentwicklung und Umwelt­
fragen, folgende Verordnung: 

§ 1 

Die Verordnung über Zuständigkeiten für die Be­
rufsbildung in der Landwirtschaft (VZBL) vom 5. Au­
gust 1993 (GVBI S. 566, BayRS 7803":20-E), zuletzt 
geändert durch § 2 der Verordnung vom 20 . Juni 1997 
(GVBl S. 209), wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Nr. 13 werden nach dem Wort "Fortbildungs­
prüfungen" die Worte "einschließlich der Errich­
tung von Prüfungsausschüssen" eingefügt. 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Text wird Absatz 1 und in Num­
mer 2 wie folgt geändert: 

aa) In Buchstabe a erhält der Text vor den 
Spiegelstrichen folgende Fassung: 

"in den Fachrichtungen Zierpflanzenbau, 
Staudengärtnerei und Friedhofsgärtnerei ". 

bb) Buchstabe b erhält folgende Fassung: 

"b) in den Fachrichtungen Gemüsebau 
und Obstbau, die Regierung von Un­
terfranken, " 

cc) In den Buchstaben c und d werden jeweils 
die Worte "im Berufszweig" durch die 
Worte "in der Fachrichtung" ersetzt. 

b) Es wird folgender Absatz 2 angefügt: 

,,(2) Für die Berufsausbildung zum Werker 
und zur Werkerin im Gartenbau sind die Regie­
rungen zuständig. " 

3. §§ 6 und 7 erhalten folgende Fassung: 

,,§ 6 

Für die Durchführung von Fortbildungsprüfun­
gen einschließlich der Errichtung von Prüfungsaus­
schüssen nach § 1 Nr. 13 sind zuständig 

1. Fachwirt und Fachwirtin Naturschutz und 
Landschaftspflege sowie Geprüfter Natur- und 

Landschaftspfleger /Geprüfte N atur- und Land­
schaftspflegerin: 
die Regierungen im Einvernehmen mit der Aka­
demie für Naturschutz und Landschaftspflege, 

2. Geprüfter Kundenberater/Geprüfte Kundenbe­
raterin Gartenbau: 
die Regierungen, 

3. Geprüfter Fachagrarwirt/Geprüfte Fachagrar­
wirtin Baumpflege und Baumsanierung: 
die Landesanstalt für Weinbau und Gartenbau, 

4. Fachagrarwirt und Fachagrarwirtin Rechnungs­
wesen sowie Fachagrarwirt und Fachagrarwir­
tin Golfplatzpflege - Greenkeeper: 
die Regierung von Oberbayern, 

5. Fachagrarwirt und Fachagrarwirtin Besamungs­
wesen, Fachagrarwirt und Fachagrarwirtin Lei­
stungs- und Qualitätsprüfungen in der Tierpro­
duktion sowie Fachagrarwirt und Fachagrar­
wirtin Hufpflege: 
die Landesanstalt für Tierzucht. 

§7 

Für die Berufsbildung im Ausbildungsberuf 
Forstwirt/Forstwirtin sind zuständig 

1. in staatlichen Forstbetrieben 

a) die Forstdirektionen für die Angelegenheiten 
nach § 1 Nm. 1 bis 6,8,10 und 11, 

. 
b) für die Angelegenheiten nach § 1 Nm. 7 und 9 

aa) die Forstdirektion Mittelfranken 
für die Bezirke der Forstdirektionen 
Niederbayern-Oberpfalz, Mittelfranken, 
Oberfranken und Unterfranken und für 
den Bereich der Nationalparkverwal­
tung Bayerischer Wald, 

bb) die Forstdirektion Oberbayern 
für die Bezirke der Forstdirektionen 
Oberbayern und Schwaben, 

c) die Forstdirektion Mittelfranken für Angele­
genheiten nach § 1 Nr. 12, 

2. in nichtstaatlichen Forstbetrieben 

a) die Forstdirektionen für die Angelegenheiten 
nach § 1 Nm. 2 bis 6 und 11, 

b) die Forstdirektion Niederbayern-Oberpfalz 
für die Angelegenheiten nach § 1 Nm. 7 bis 9, 
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c) die Forstdirektion Mittelfranken für die An­
gelegenheiten nach § 1 Nr. 12, 

d) die Forstämter für die Angelegenheiten nach 
§ 1 Nrn. 1 und 10." 

4. In § 8 werden die Worte "Oberforstdirektion Mün­
chen" durch die Worte "Forstdirektion Oberbay­
ern " ersetzt. 

§2 

In § 10 Abs. 1 Satz 2 der Verordnung über die 
Berufsausbildung zum Werker und zur Werkerin im 
Gartenbau vom 29 . April 1998 (GVBI S . 248, BayRS 
7803-24-E) werden die Worte "mit Ausnahme des § 11" 
gestrichen. 

§3 

Diese Verordnung tritt am 1. Mai 1999 in Kraft. 

München, den 7. April 1999 

Bayerisches Staatsministerium 
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Josef Mi 11 er, Staatsminister 
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2124-1-2-A 

Verordnung 
zur Änderung der Berufsordnung 

für Hebammen und Entbindungspfleger 

Vom 12. April 1999 

Auf Grund des Art. 17 Abs. 1 Nr. 7 des Gesetzes über 
den öffentlichen Gesundheitsdienst vom 12. Juli 1986 
(GVBI S. 120, BayRS 2120-1-A), zuletzt geändert durch 
§ 1 des Gesetzes vom 23. Dezember 1995 (GVBI S. 843) , 
erlässt das Bayerische Staatsministerium für Arbeit 
und Sozialordnung, Familie, Frauen und Gesundheit 
folgende Verordnung: 

§1 

Die Berufsordnung für Hebammen und Entbin­
dungspfleger (HebBO) vom 19. Mai 1988 (GVBI S. 132, 
BayRS 2124-1-2-A), geändert durch Verordnung vom 
9. April 1996 (GVBl S. 156), wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 2 Nr. 9 wird das Komma nach dem Wort 
"Neugeborenen" durch einen Strichpunkt ersetzt 
und folgender Halbsatz 2 angefügt: 

"die Hebamme soll die Wöchnerin insbesondere 
zum Stillen anleiten," 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 2 wird der Punkt durch ein Komma 
ersetzt. 

b) Es wird folgende Nummer 3 angefügt: 

,,3 . zur Überbrückung einer Notfallsituation bis 
zur Einweisung in ein Krankenhaus ein 
wehenhemmendes Mittel." 

3. Dem § 5 wird folgender Satz 4 angefügt: 

,,4Hebammen, die außerklinische Geburten leiten, 
sind verpflichtet, sich an einer geeigneten Quali­
tätssicherungsmaßnahme zu beteiligen." 

§2 

Diese Verordnung tritt am 1. Juni 1999 in Kraft. 

München, den 12. April 1999 

Bayerisches Staatsministerium 
für Arbeit und Sozialordnung, 

Familie, Frauen und Gesundheit 

Barbara S tarn m, Staatsministerin 
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2013-1-2-F 

Verordnung 
zur Änderung des 

Kostenverzeichnisses 

Vom 18. April 1999 

Auf Grund von Art. 5 und 10 des Kostengesetzes Gegenstand 
vom 20. Februar 1998 (GVBI S. 43, BayRS 2013-1-1-F) 
erlässt das Bayerische Staatsministerium der Finan-

Arzneimi ttelgesetz zen folgende Verordnung: 
Aufzugsverordnung 

§1 Ausfuhrgenehmigungen 

Die Anlage zu § 1 der Verordnung über den Erlass Ausländer: 

des Kostenverzeichnisses zum Kostengesetz (Kosten- Flüchtlinge 
verzeichnis - KVz) vom 18. Juli 1995 (GVBI S. 454, ber. 
S. 816, BayRS 2013-1-2-F), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 30. Januar 1998 (GVBI S. 64), wird wie Grade oder Titel 
folgt geändert: 

Heimatlose Ausländer 
1. Die Inhaltsübersicht und das Abkürzungsverzeich-

nis erhalten folgende Fassung: Hochschulabschluss-
prüfungen 

"Inhaltsübersicht Ausländer-Reisegewerbe-
verordnung 

A) Alphabetisches Stichwortverzeichnis 
Aussenwirtschaftsrecht 

Gegenstand Lfd. Nr. Tarif -S teIle Ausspielungen 

Austritt aus Kirchen, 

Abfallwirtschaftskonzept- Religionsgemeinschaften 
und Bilanzverordnung 8.1.01 46 und ähnlichen Gemein-

Abschriften 7.VII.l1 
schaften 

7.VII.31 
Acetylenverordnung 7.1.41 Baugesetzbuch 

Akademische Grade 3.I.11 Bauproduktengesetz 

Akteneinsich t 1.1.31 
Allgemeines Bautechnische 

Eisenbahngesetz 5.II.11 Prüfungsverordnung 

Alten- und Familien Bayerische Bauordnung 
pflegegesetz 3.IIL31 Bayerisches 

Altölverordnung 8.1.01 41 Abfallwirtschaftsgesetz 
Anlagenverordnung 8.IV.01 1.28 bis 1.35 Bayerisches Beamten-
Anmahnung fachhochschulgesetz 

rückständiger Beträge 1.1. 7 I Bayerisches Eisenbahn- und 
Anrechnung von Bergbahngesetz 

Auskunftsgebühren 1.11.01 
Ansiedlung von Bayerisches Gesetz über 

Wirtschaftsunternehmen 5.II1.11 . das Erziehungs- und 
Apothekenwesen 7.IX.61 Unterrichtswesen 

Arbeitsmittel 7.I.11 Bayerisches Gesetz über 
Arbeitsschutz- das Meldewesen 

anforderungen 7.II.61 Bayerisches 
Arbeitsschutzgesetz . 7.m.21 Hochschulgesetz 

Arbeitssicherheit 7.II.81 Bayerisches Jagdgesetz 
Arbei tsstä tten verordnung 7.II .11 Bayerisches 
Arbeitszeit: Naturschutzgesetz 

Arbei tszei tgesetz 7.m.11 Bayerisches 
Fahrpersonal verordnung 7.IIL61 Rettungsdienstgesetz 

149 

Lfd. Nr. Tarif-Stelle 

7.IX.7 I 
7.1.61 

3.m.11 

7.VII.31 
7.VII.41 
7.VII.51 

3.I.11 

7.VII.51 

3·I.11 8 

5.m.51 30 

5.IIL21 

2.IV.11 

3.11.21 

2·I.11 
2.1.11 1.14,1.15 

und 1.49 

2.I.11 1.44 

2.I.11 

8.1.01 

3.1.11 3,4und6 

5.II.11 
5.11.51 

. 3.1.21 

2.II.41 

3.I.11 

6.1.11 

8.m.01 

2.III.1 
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Gegenstand Lfd. Nr. Tarif-Stelle Gegenstand Lfd. Nr. Tarif-Stelle 

Bayerisches Bürgerliches Gesetzbuch: 
Sammlungsgesetz 2.II.3/ Bescheinigungen 

Bayerisches Schwangeren- zu § 1026 4.1I.1/ 1.2 .3 
beratungsgesetz 7.VI.6/ Erzeugergemeinschaften 

Bayerisches Schwangeren- (§ 22) 6.Vl/ 5 
hilfeergänzungsgesetz 7.IX.1/ 11 bis 14 Forstbetriebsgemein-

Bayerisches Straßen- und schaften (§ 33 Abs. 2) 6.III.1/ 4 
Wegegesetz 2.1.1/ 1.32 und 6.V1/ 6 

1.46 Vereine 2.IV3/ 
Bayerisches Tierzuchtgesetz 6.IVO/ Bundesärzteordnung 7.IX.1/ 
Bayerisches Verwaltungs- Bundes-Apothekerordnung 7.1X.6/ 

zustellungs- und Voll- Bundesartenschutz-streckungsgesetz 1.1.8/ 1 bis 3 verordnung 8.III .0/ 6 und 10 bis 
Bayerisches Wassergesetz 5.11.9/ 11 14 

8.IVO/ Bundesberggesetz 5.1.0/ 
Beglaubigungen 1.I.1/ Bundeserzieh ungsgeld-

7.VII.1/ gesetz 7.VI.5/ 
7.VII.2/ 

Bundesfernstraßengesetz 2.1.1/ 1.32 und Bera tungsstellen 7.VI.7/ 1.46 
Berechnungsverordnung, Bundes-Immissionsschutz-

Zweite 2.1.2/ 24 und 25 gesetz 8.II .0/ 
Bergarbeiterwohnungsbau Bundesjagdgesetz 6.I.1/ 

im Kohlenbergbau 2.1.2/ 9 
Bundesnaturschutzgesetz 8.III.0/ 

Berufsbezeichnungen 3.III.3/ 
Bundestarifordnung 

Berufsbildungsgesetz 7.V2/ Elektrizität 5.III.4/ 
Besamungsrecht 6.IVO/ Bundes-Tierärzteordnung 7.1X.5/ 
Beschäftigung von Arbeit- Bundesvertriebenengesetz 7.VII.1/ 

nehmern an Sonn- und 
Bundeswaldgesetz 6.III.1/ Feiertagen 7.III.3/ 

7.III.4/ Bundeswildschutz-

Beschäftigung von Personen verordnung 6.1.1/ 1. 71 bis 1. 75 

unter 18 Jahren mit sitt-
lich gefährdenden Tätig- Chemikaliengesetz 7.11.9/ 
keiten 7.IV3/ Chemikalien-

Bescheinigungen: Verbotsverordnung 7.II.11/ 
Allgemein 1.1.2/ 
Fundbescheinigungen 2.1V6/ D ampfkesselverordnung 7.1.3/ 

Steuervergünstigungen 4.I.1/ Diätverordnung 7.IX.10/ 14 
4.1.2/ Diplome 3.I.1/ 3 bis 6 

Vertriebene , Flüchtlinge Druckbehälterverordnung 7.1.8/ 
u .a. 7.VII.1/ Druckluftverordnung 7.II.2/ 7.VII.3/ . 

Besteuerungsgrundlagen 4.1.3/ 
Ehe- und Familien-

Betriebsärzte 7.II.8/ bera tungsstellen 7.VI.7/ 
Betriebsgutachten 6.1II.4/ Einkommensteuerrech t 4.1.1/ 
Betriebsverfassungsgesetz 7.V3/ 6.III.4/ 
Bewachungsverordnung 5.III .5/ 12.2 Einsichtgewährung in 

Bibliotheken 3.III.2/ Akten und amtliche 
Bücher 1.1.3/ 

Bildreihen 3.11.2/ Eiprodukte-Verordnung 7.1X.10/ 9 
Bioabfall-Verordnung 8.1.0/ 47 Eisenbahn-Bau- und 
Blindenwarenvertriebs- Betriebsordnung 5.II.4/ 

gesetz 5.III.8/ Eisenbahn-Bau- und 
Börsengesetz 5.1V6/ . Betriebsordnung für 
Brennbare Flüssigkeiten 7.1.5/ Anschlussbahnen 5.II.3/ 
Buchprüfung 5.1V3/ Schmalspurbahnen 5.II.4/ 
Bücherrevisor 5.1V3/ 4 Eisenbahnkreuzungsgesetz 5.II .2/ 
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Gegenstand Lfd. Nr. Tarif-Stelle Gegenstand Lfd. Nr. Tarif-Stelle 

Eisenbahn-Signalordnung 5.II.4/ Gaststättenrecht 5.III.7/ 
Elektrische Anlagen in Gefahrstoffverordnung 7.IqO/ 

explosionsgefährdeten Geflügelfleischhygiene-Räumen 7.1.2/ gesetz 7.IX.I0/ 12 
Energiewirtschaftsgesetz 5.III.3/ Genossenschaften 5.IV2/ 
En tsorgergemeinschaften- Gentechnikrecht 8.VO/ richtlinie 8.1.0/ 43 
Entsorgungsfachbetriebe- Gentechnik-

Sicherhei tsverordnung 7.II.5/ verordnung 8.1.0/ 42 
8.VO/ 12 bis 17 

Ersatzvornahme 1.1.8/ 2 
Gerätesicherheitsgesetz 7.1.1/ 

Erwerbs- und Wirtschafts-
GeseIlschaften mit genossenschaften 5.IV2/ beschränkter Haftung 5.IV1/ 

Erzeugergemeinschaften 6.Vl/ 5und6 
Gesetz über den Abbau der 

Fehlsubventionierung im 
Fachkräfte für Arbeits- Wohnungswesen in 

sicherheit 7.II.8/ Bayern 2.1.2/ 29 
Fahrpersonal verordnung 7.III .6/ Gesetz über forstliches Saat 
Falschalarme 2.II .5/ 1 und Pflanzgut 6.III.5/ 

Familienberatungsstellen 7.VI.7/ Gesetz über Regelungen im 
Sozialwesen 7.VI. 7/ Fehlsubventionierung 2.1.2/ 29 

Gesundheitsschutz Feiertagsgesetz 2.IV4/ Bergverordnung 7.11.4/ 
Filme: 

Getränkeschankanlagen-
Schul- oder Unterrichts- verordnung 7.1.11/ 
filme 3.1.2/ 4 

Gewerbeordnung 5.III.5/ 
Fischereigesetz für Bayern 6.1.2/ 

Grade 3.1.1/ 
Fleischhygienegesetz 7.IX.10/ 10 

Grundbuchordnung 4.II.1/ 1.2.2 
Fleischhygiene-Verordnung 7.IX.10/ 11 

Gutachterausschuß-
Fliegende Bauten 2.1.1/ 1.40 verordnung 2.1.1/ 1.8 
Flüchtlinge: 

Bundesvertriebenen- Hackfleischverordnung 7.IX.10/ 13 
gesetz 7.VII.1/ Häftlingshilfegesetz 7.VI.2/ 
Gesetz über Maßnahmen 

Handwerksor?nung 5.III .6/ für im Rahmen humani-
tärer Maßnahmen aufge- Handzeichen 1.1.1/ 
nommene Flüchtlinge 7.VII.3/ Hebammen 7.1X.4/ 
Richtlinien des Bundes- Heilhilfsberufe 7.IX.4/ 
ministers für Frauen und 

Heilpraktikergesetz 7.IX.3/ Jugend für die Vergabe 
von Zuwendungen (Bei- Heimarbei tsgesetz 7.V1/ 
hilfen) Heimatvertriebene 7.VII.1/ 

zur gesellschaftlichen, 
Heimgesetz 7.VI.4/ d.h. zur sprachlichen, 

schulischen, berufli- Heimmindestbau-
chen und damit in verordnung 7.VI.4/ 10 bis 12 
Verbindung stehenden Heimpersonalverordnung 7.VI.4/ 13 
Eingliederung junger 

Hopfenbau 6.11.2/ Aussiedler und junger 
ausländischer Flücht-
linge 7.VII.6/ Immissionsschutzrecht 8.11.0/ 

. Forstschäden- Ingenieurgesetz 5.IV4/ 
Ausgleichsgesetz 6.III.3/ 

Internationaler Suchdienst 
Fotokopien 7.VII.1/ Arolsen 1.1.1/ 

7.VII.3/ 
Fristverlängerungen 1.1.4/ J äger- und Falkner-
Fundbescheinigungen 2.IV6/ prüfungsordnung 6.1.1/ 1.32.2 , 1.67 

bis 1. 70 
Garantiefonds 7.VII .6/ Jugendarbeitsschutzgesetz 7.IV1/ 
Gashochdrucklei tungen 5.III.3/ Jugendschutz 7.IV3/ 
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Gegenstand Lfd. Nr. Tarif-Stelle Gegenstand Lfd. Nr. Tarif-Stelle 

Kaminkehrerwesen 2.IV81 Pflanzkartoffel verordnung 6.I1.41 2 
Katasterwesen 4.11.11 Polizeiliche 
Katastrophenschutz 2.II1.21 Amtshandlungen 2.11.51 

Kaufpreissammlung 2·I.11 1.8 Presse 2.1V21 

Kirchena ustri tt 3 .11.21 Privatklagesachen 

Kirchensteuergesetz 3.11.21 (Sühneversuch) 2.1V51 

3.11.31 Produktsicherheitsgesetz 7.I.1 31 
4.1.21 1.1 

Klärschlammverordnung 8.1.01 39 Qualifikationsverordnung 3.1.21 1 und2 
Klima -Bergverordnung 7.11.31 

. Kreislaufwirtschafts- und 
Rebenpflanzgutverordnung Abfallgesetz 8.1.01 

6 .11.41 3 

Kulturgut 3.11I.11 Reblausverordnung 6.11 .31 

Reichsversicherungs-

Ladenschlußgesetz 7.111.51 
ordnung 7.I1.71 

Landesstraf- und 
Religiöse Gemeinschaften 3.11.31 

Verordnungsgesetz 2.11.11 Religionsgemeinden 3.11 .31 

Lebensmittel- und Bedarfs- Religionsgemeinschaften 3.11.31 
gegenständegesetz 7.1X.101 2 Röntgenverordnung 7 .11.131 

Lernmittel 3.1.21 4und5 Rückforderung von 
Lotterieverordnung 2.1V11 Zuwendungen etc. 1.1.91 

Mahnung rückständiger Saatgutrecht 6.11 .41 
Beträge 1.1. 7 I Sachverständigengesetz 5.1V51 

Markscheider-
Bergverordnung 5·I.11 6.4 und 6.5 

Sicher hei tsingenieure 7.11 .81 

Marktstrukturgesetz 6 .V11 
Siedlungswesen 2.1.21 

Medizingeräteverordnung 7.I.101 Sonntagsarbeit 7.III .31 

Medizinproduktegesetz 7.1.91 Sowjetzonenflüchtlinge und 

Milch-Garantiemengen -
gleichgestellte Personen 7.Vll.11 

Verordnung 6.V21 Spätaussiedler 7.Vll .11 

Milch- und Margarinegesetz 7.IX.101 7 Sühneversuch in 

Milchverordnung 7.1X.101 8 
Privatklagesachen nV51 

Mineral- und Tafelwasser-
verordnung 7.IX.101 6 SChiffahrt auf bayerischen 

Mitteilung von Gewässern 5.1I.91 

Besteuerungsgrundlagen 4.1.31 5.1I.101 

Musiklehrer 3.111.31 1 Schornsteinfegergesetz, 

Mutterschutzgesetz 7.1V21 
-verordnung 2.1V81 

Schulwesen 3.1.21 

Nachweisverordnung 8.1.01 44 
Schwangeren beratungs-

N aturschutzergänzungs-
gesetz 7 .V1.61 

gesetz 8.1I1.01 
Schwangerenhilfe-

Neubaumietenverordnung 
ergänzungs gesetz 7.1X.11 13 bis 16 

1970 2.1.21 27 und 28 
Schwerbeschädigtenurlaub 7.VI.11 

Niederschriften 1.1.61 
Staatsbedienstetendarlehen 4.11.21 

Orden 3.I1.31 Stiftungsgesetz 3.1I.11 

Orderlagerscheine 5.1V71 Strafrechtliches 
Rehabili tierungsgesetz 7 .V1.81 

Personalausweise 2 .11.61 Strahlenschutzverordnung 7.11.141 

Personenbeförderungsgesetz 5.11.61 Straßen- und Wegerecht 2·I.11 1.32 und 

Pfandleiherverordnung 5.III.51 11.2 
1.46 

Pflanzensch u tz 6 .11.31 
Straßenbahnbau 

Pflanzgut 
und -betrieb 5.11. 7 I 

6.III .51 5 .11:81 
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Gegenstand 

Technische Überwachung 

Tierimpfstoff-Verordnung 

Tierschutzgesetz 

Tierseuchenrecht 

Tierzuch trech t 

Ti telführung 

Überleitung von Zuständig­
keiten auf das Staats­
ministerium für Arbeit 
und Sozialordnung, 
Familie, Frauen und 
Gesundheit 

Übersetzungen 

U msa tzsteuergesetz 

Unmittelbarer Zwang 

Unterhaltssicherungsgesetz 

Unterschriften 

Ursprungszeugnisse 

Vereine, Vereinigungen 

Verleihung der Rechte einer 
Körperschaft des öffent-

Lfd. Nr. 

7.Ll2/ 

7.IX.8/ 

7.IX.9/ 

7.IX.11/ 

6.IVO/ 

3.Ll/ 

7.VII.2/ 

7.VII.1/ 
7.VII.3/ 

4.I .2/ 

1.1.8/ 

2.IV7/ 

1.Ll/ 

7.IX.7/ 
7.IX.10/ 

2.IV3/ 
6.IILl/ 
6.V1/ 

lichen Rechts 3.11.3/ 

Verordnung über Betriebs-
beauftragte für Abfall 8.1.0/ 

Verordnung über die 
Beseitigung pflanzlicher 
Abfälle außerhalb zu­
gelassener Beseitigungs-
anlagen 8.1.0/ 

Verordnung' zum Verbot von 
bestimmten die Ozon­
schicht abbauenden 
Halogenkohlenwasser-
stoffen 7.11.12 

Verpackungsverordnung 

Versammlungsgesetz 

Versteigererverordnung 

Vertriebene 

Viehverkehrsverordnung 

Vollstreckungsverfahren 

Vorbildungsnachweise 

Waldgesetz für Bayern 

Wasserrecht: 

Bayerisches Wassergesetz, 
Wasserhaushaltsgesetz 

Baugebühren 

Schiffahrt 

8.1.0/ 

2.11.2/ 

5.III.5/ 

7.VII.1/ 

7.IX.11/ 

1.1. 7 / 
1.1.8/ 
3.1.2/ 

6.111.2/ 

8.IVO/ 

2.Ll/ 

5.11.8/ 
5.11.9/ 

Tarif -S teIle 

1 

5 
3 

1 und2 

11 

4 
5und6 

38 

45 

40 

13.3 bis 13.7 

1 

4.1 und4.2 

Gegenstand 

Wegerecht 

Weingesetz 

Wein-Überwachungs­
verordnung 

Weinverordnung 

Weltanschauungs­
gemeinschaften 

Wirtschaftsgenossen-
schaften 

Wirtschaftsprüferordnung 

Wirtschaftsunternehmen 

Wohnungs bindungsgesetz 

Wohnungseigentumsgesetz 

Z ahnheilkunde 
Zusatzstoff­

Verkehrsverordnung 
Zuzugsgenehmigungen auf­

grund von § 94 BVFG 
Zwangsmittel 
Zweite Berechnungs­

verordnung 
Zweites Wohnungsbau­

gesetz 
Zweitschriften 

Zweckentfremdung von 
Wohnraum 

Lfd. Nr. Tarif -S teIle 

2.Ll/ 1.32 und 
1.46 

6.11.1/ 
7.IX.10/ 3 

7.IX.10/ 

7.IX.10/ 

3.11.3/ 

5.IV2/ 

5.IV3/ 
5.III.1/ 

2.1.2/ 

2.I.2/ 

7.IX.2/ 

7.IX.10/ 

7.VII.1/ 

1.1.8/ 

2.1.2/ 

2.1.2/ 

1.1.5/ 

2.1.2/ 

4 

5 

6 bis 23 

4und5 

15 

3 

1 und 2 

24 und 25 

1 bis 3 

20 

B) Nach Sachbereichen geordnet: 

Lfd. Nr. Gegenstand 

1.1. Allgemeine Amtshandlungen 

2.I. 

2.1I. 

2.III. 

2.IV 
3.I. 

3.I1. 

3.III. 
4.1. 

4.11. 

5.I. 
5.1I. 

5.111. 

5.IV 
6.1. 

6.11. 
6.III. 
6.IV 

6.V 

Bau-, Wohnungs- und Siedlungswesen 

Öffentliche Sicherheit und Ordnung 

Rettungsdienst, Katastrophenschutz 

Sonstige Gebiete des StMI 
Hochschulen, Schulen 

Stiftungen u.a. Körperschaften des 
öffentlichen Rechts 
Sonstige Gebiete des StMUKWK 
Steuerliche Bescheinigungen, Mittei­
lungen 
Sonstige Gebiete des StMF 

Industrie 

Verkehrswesen, Personenbeförderung 

Wirtschaftsrecht 

Handels- und Gesellschaftsrecht 
Jagd- und Fischereiwesen 

Pflanzliche Erzeugung 
Wald- und Forstwirtschaft 
Tierische Erzeugung 
Sonstige Gebiete des StMELF 
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Lfd. Nr. 

7.1. 

7.11. 

7.III. 

7.IV 
7.V 

7.VI. 

7.VII. 
7.VIII. 

7.IX. 

8.1. 

8.11. 

8.11I. 

8.IV 

8.V 

Abkürzung 

AEG 
AO 
AVBayJG 

AVFiG 

AVKirchStG 

BArtSchV 
BauGB 
BauPG 

BauPrüfV 

BayAbfG 

BayAFWoG 

BayBFHG 

BayBO 
BayEBG 

BayEUG 

Gegenstand 

Überwachungsbedürftige Anlagen 
Betriebssicherheit und Arbeitsschutz 
Arbeitszeit- und Ladenschlussrecht 
Jugendarbeits- und Mutter~chutzrecht 
Arbeit und berufliche Bildung 
Soziale Fürsorge 
Vertriebene, Flüchtlinge, Asylbewerber 
unbesetzt 
Gesundheitswesen und Verbraucher­
schutz 
Abfallrecht 
Immissionssch u tzrech t 
Na tursch u tzrech t 
Wasserrecht 
Gentechnikrecht 

Abkürzungsverzeichnis 

Vorschrift 

Allgemeines Eisenbahngesetz 
Abgabenordnung 
Verordnung zur Ausführung 
des Bayerischen Jagdgesetzes 
Verordnung zur Ausführung 
des Fischereigesetzes für Bay­
ern 
Verordnung zur Ausführung 
des Kirchensteuergesetzes 

Bundesartenschutzverordnung 
Baugesetzbuch 
Bauproduktengesetz 

Bautechnische Prüfungsver­
ordnung 
Bayerisches Abfallwirtschafts­
gesetz 
Gesetz über den Abbau der 
Fehlsubventionierung im Woh­
nungswesen in Bayern 
Bayerisches Beamtenfachhoch­
schulgesetz 
Bayerische Bauordnung 
Bayerisches Eisenbahn- und 
Bergbahngesetz 
Bayerisches Gesetz über das 
Erziehungs- und Unterrichts­
wesen 

BayHO 
BayHSchG 
BayJG 
BayMeldeDÜV 

Bayerische Haushaltsordnung 
Bayerisches Hochschulgesetz 
Bayerisches Jagdgesetz 
Bayerische Meldedaten-Über­
mittlungsverordnung 

BayNatSchG Bayerisches Naturschutzge­
setz 

Abkürzung 

BayRDGEignungsV 

BaySchFG 

BaySchwHEG 

BayStrWG 

BayTierZG 
BayVwVfG 

BayWaldG 
BayWG 
BBergG 
BErzGG 
BewachV 
BGB 
BNatSchG 
BV,ll. 

BWildSchV 

DVFSaatgG 

EBO 

ESBO 

ESO 

FStrG 

GastV 
GebOP 

GewV 
GutachterausschußV 

H 

JFPO 

KirchStG 

KrW-/AbfG 

LStVG 

Vorschrift 

Verordnung über den Nach­
weis der fachlichen Eignung 
zur Führung von Unterneh­
men, die Notfallrettung und 
Krankentransport betreiben 
Bayerisches Schulfinanzie­
rungsgesetz 
Bayerisches Schwangerenhilfe­
ergänzungsgesetz 
Bayerisches Straßen- und 
Wegegesetz 
Bayerisches Tierzuchtgesetz 
Bayerisches Verwaltungsver­
fahrensgesetz 
Waldgesetz für Bayern 
Bayerisches Wassergesetz 
Bundesberggesetz 
Bundeserziehungsgeldgesetz 
Bewachungsverordnung 
Bürgerliches Gesetzbuch 
Bundesnaturschutzgesetz 
Zweite Berechnungsverord­
nung 
Bundeswildschutzverordnung 

Verordnung zur Durchfüh­
rung des Gesetzes über forst­
liches Saat- und Pflanzgut 

Eisenbahn- Bau- und Betriebs­
ordnung 
Eisenbahn- Bau- und Betriebs­
ordnung für Schmalspurbah­
nen 
Eisenbahn-Signalordnung 

Bundesfernstraßengesetz 

Gaststä ttenverordnung 
Gebührenordnung für Prüf­
ämter und Prüfingenieure 
Gewerbeverordnung 
Verordnung über die Gutach­
terausschüsse, die Kaufpreis­
sammlungen und die Boden­
richtwerte nach dem BauGB 

unbesetzt 

Jäger- und Falknerprüfungs­
ordnung 

Kirchensteuergesetz 

Kreislaufwirtschafts- und Ab­
fallgesetz 

Landesstraf - und Verordnungs­
gesetz 



Abkürzung 

MarkschBergV 

NatEG 

NMV 1970 

PBefG 
PfandlV 

QualV 

SchfG, SchfV 

SchO 
StrRehaG 
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Vorschrift 

Markscheider-Bergverordnung 

Na tursch u tz-Ergänzungsge­
setz 

Neubaumietenverordnung 
1970 

Personenbeförderungsgesetz 

Pfandleiherverordnung 

Qualifikationsverordnung 

Schornsteinfegergesetz, -ver­
orc,lnung 

Schiffahrtsordnung 
Strafrechtliches Rehabilitie­
rungsgesetz 

Abkürzung 

VAwS 

VerstV 

VPSW 

VwZVG 

WHG 

WoBauG,I1. 

WoBindG 

ZLV 
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Vorschrift 

Anlagenverordnung 

Versteigererverordnung 

Verordnung über private Sach­
verständige in der Wasser­
wirtschaft 

Bayerisches Verwaltungszu­
stellungs- und Vollstreckungs­
gesetz 

Wasserhaushaltsgesetz 

Zweites Wohnungsbaugesetz 

Wohnungsbindungsgesetz 

Verordnung über die Zulas­
sung von Lernmitteln 

2. Die Tarif-Nr. 2.1.1/1.24.1.1 Buchst. a erhält folgende Fassung: 

Tarif-Nr. 

Lfd. Nr. 

2.1.1/ 

Tarif­
Stelle 

1.24.1.1 

Gegenstand 

a) Wenn das Vorhaben im Geltungsbereich eines Bebau­
ungsplans gemäß § 30 Abs. 1 oder Abs. 2 BauGB ausge­
führt wird, 

3. Die Lfd. Nr. 2.1.2/ erhält folgende Fassung: 

Tarif-Nr. 

Lfd. Nr. 

2.1.2/ 

1 

2 

3 

4 

5 

Tarif­
Stelle 

Gegenstand 

Wohnungs- und Siedlungswesen: 

Widerruf nach § 83 Abs. 511. WoBauG 

Entscheidung über die Bewilligung von Mitteln aus öffent­
lichen Haushalten zur Förderung der Neuschaffung oder 
der Modernisierung von Wohnungen und Wohnheimen 
einschließlich der Erteilung von Ausnahmegenehmigungen 
nach den Förderungsvorschriften und der Anerkennung 
der Schlussabrechnung 

Zulassung nach § 37 Abs. 1 Satz 2 11. WoBauG 

Aufteilungsplan nach § 7 Abs. 4 Nr. 1 oder § 32 Abs. 2 Nr. 1 
Wohnungseigentumsgesetz 

Bescheinigung nach § 7 Abs. 4 Nr. 2 oder § 32 Abs. 2 Nr. 2 
Wohnungseigen tumsgesetz 

Gebühr 
DM 

1 v.T. der Baukosten, 
mindestens 25 DM 

Gebühr 
DM 

40 bis 250 

kostenfrei 

200 bis 800 

50 bis 150 je Sonder­
eigentumseinheit 

50 bis 150 je Sonder­
eigentumseinheit 
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Tarif-Nr. 

Lfd. Nr. 

noch 2.1.2/ 6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

17 

Tarif­
SteIle 

18 

19 

20 

21 

22 

23 

24 

25 

26 

27 

28 

29 
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Gegenstand 

Genehmigung nach § 4 Abs. 2 Satz 3 WoBindG 30 

Gebühr 
DM 

Benennung nach § 4 Abs. 4 Satz 1 oder § 5 a Satz 2 WoBindG 25 bis 50 

Verlangen nach § 4 Abs. 8 Satz 1 oder Satz 2, § 6 Abs. 6 oder 
§ 7 Abs. 4 WoBindG 80 bis 400 

Bescheinigung nach § 5 Abs. 1 Satz 1 WoBindG oder § 6 Abs. 1 
des Gesetzes zur Förderung des Bergarbeiterwohnungs-
baus im Kohlenbergbau 15 bis 40 

Bescheinigung nach § 5 Abs. 1 Satz 2 WoBindG 30 bis 90 

Genehmigung nach § 6 Abs. 1 WoBindG 40 bis 70 

Genehmigung nach § 6 Abs. 5 WoBindG 50 bis 120 

Freistellung nach § 7 Abs. 1 oder Abs. 2 WoBindG 50 bis 250 je Wohnung 

Genehmigung nach § 8 Abs. 3 Satz 2 WoBindG 60 bis 300 

Mitteilung nach § 8 Abs. 4 Satz 2 WoBindG 15 bis 35 

Genehmigung nach § 8 a Abs. 4 Satz 1 WoBindG 80 bis 300 

Zustimmung nach § 8 b Abs. 2 Satz 1 WoBindG 60 bis 600 

Genehmigung nach § 8 b Abs. 2 Satz 3 WoBindG 60 bis 800 

Genehmigung nach § 9 Abs. 6 Satz 3 WoBindG 20 bis 60 

Genehmigung nach § 12 Abs. 1 oder Abs. 2 WoBindG oder 
nach Art. 6 § 1 Abs. 1 des Gesetzes zur Verbesserung des 
Mietrechts und zur Begrenzung des Mietanstiegs sowie zur 
Regelung von Ingenieur- und Architektenleistungen i.V.m. 
der Verordnung über das Verbot der Zweckentfremdung 
von Wohnraum 100 bis 5 000 

Verlangen nach § 12 Abs. 4 WoBindG 80 bis 400 

Bestätigung nach § 18 WoBindG 10 bis 40 je Wohnung 

Maßnahmen nach § 25 Abs. 1 WoBindG 50 bis 300 

Anerkennung nach § 11 Abs. 1 Satz 3 Ir. BV 30 bis 600 

Zustimmung nach § 11 Abs. 7 Satz 1 II . BV 30 bis 600 

unbesetzt 

Genehmigung nach § 7 Abs. 3 Satz 3 NMV 1970 60 bis 200 

Mitteilung nach § 11 Abs. 2 Satz 2 NMV 1970 30 bis 50 

Anpassung des Leistungsbescheides nach Art. 2 Abs. 11 Satz 3 
Halbsatz 1 BayAFWoG 60 bis 150 
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4. Die Lfd. Nm. 2.1l.1/ bis 2.11.4/ erhalten folgende Fassung: 

Tarif-Nr. 

Lfd. Nr. Tarif-
Stelle 

2.II 

2.ß.1/ 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

2.ß.2/ 

1 

2 

3 

4 

5 

2.ß.3/ 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

2.ßA/ 

1 

1.1 

1.1.1 

1.1.2 

Gegenstand 

Öffentliche Sicherheit und Ordnung 

Landesstraf- und Verordnungsgesetz: 

Gebühr 
DM 

Anordnung für den Einzelfall nach Art. 7 Abs. 2 LStVG 30 bis 1 200 

Anordnungen nach Art. 18 Abs . 2 LStVG 30 bis 800 

Erlaubnis nach Art. 19 Abs. 3 Nr. 2 LStVG 60 bis 2500 

Erlaubnis nach Art. 37 Abs. 1 Satz 1 LStVG 50 bis 800 

Erlaubnis nach Art. 37 a Abs. 2 Satz 1 LStVG 100 bis 5000 

Negativbescheinigung im Sinn des Art. 37 Abs. 1 Satz 2 
LStVG 30 bis 250 

Versammlungsgesetz: 

Ermächtigung nach § 2 Abs. 3 Versammlungsgesetz 30 bis 400 

Ausnahmegenehmigung nach § 3 Abs. 2 Versammlungs-
gesetz 60 bis 400 

Verbot oder Festlegung von Auflagen nach § 5 oder § 15 
Abs. 1 Versammlungsgesetz 30 bis 400 

Zulassung nach § 17 a Abs . 3 Satz 2 Versammlungsgesetz 30 bis 400 

Genehmigung nach § 18 Abs. 2 Versammlungsgesetz 30 bis 120 

Bayerisches Sammlungsgesetz: 

Erlaubnis nach Art. 1 Abs . 1 oder Abs. 2 einschließlich Prü-
fung der Abrechnung (Art. 6 Nr. 1 BaySammlG) 35 bis 350 

Rücknahme oder Widerruf einer Sammlungserlaubnis 35 bis 250 

Genehmigung nach Art. 3 Abs. 2 Satz 1 BaySammlG 30 bis 120 

Anordnung nach Art. 3 Abs. 2 Satz 2 und Art. 5 Abs. 2 
BaySammlG 30 bis 120 

Anforderung und Prüfung der Abrechnungsunterlagen 
(Art. 6 Nr. 2 BaySammlG) 30 bis 250 

Bestellung nach Art. 7 Abs. 1 BaySammlG 35 bis 100 

Einziehung nach Art. 11 BaySammlG 60 bis 500 

Meldegesetz: 

Gebühren: 

Erteilung von Auskünften: 

Wenn die Auskunft ohne Nachfragen oder Ermittlungen 
all eine aus dem Melderegister erteilt werden kann, 

Wenn Feststellungen durch Nachfragen, Ermittlungen oder 
durch Rückgriff auf Meldeunterlagen außerhalb des Melde­
registers erforderlich sind oder wenn zu prüfen ist, ob ein 
berechtigtes Interesse im Sinn des Art. 34 Abs. 2 MeldeG 
vorliegt, 

6 je Fall, mindestens 
10DM 

8 bis 20 je Fall, min­
"destens 15 DM 
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Tarif-Nr. 

Lfd. Nr. 

noch 2.11.4/ 

Tarif­
SteIle 

1.1.3 

1.1.4 

1.1.5 

1.1.6 

1.1.7 

1.2 

1.3 

1.4 

2 
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Gegenstand 

Wird gleichzeitig über mehrere Fälle Auskunft erteilt, kann 
die Gebühr nach Tarif-Stelle 1.1.1 für Auskünfte für den 
zweiten und jeden weiteren Fall bis auf die Hälfte ermäßigt 
werden. 

Regelmäßige Datenübermittlungen an öffentlich-recht­
liche Religionsgesellschaften nach Art. 32 MeldeG i.Vm 
§ 11 BayMeideDÜV sowie an den Bayerischen Rundfunk 
und die GEZ nach Art. 31 Abs,. 4 MeldeG i .Vm. § 12a 
BayMeideDÜV für den Rundfunkgebühreneinzug 

Gruppenauskünfte nach Art. 34 Abs. 3 MeldeG 

Auskünfte nach Art. 35 MeldeG an Parteien im Zusammen­
hang mit allgemeinen Wahlen und Abstimmungen und an 
Adressbuchverlage 

Auskünfte an den Kirchlichen Suchdienst mit seinen 
Heimatortskarteien, den Internationalen Suchdienst, den 
Suchdienst des Deutschen und des Bayerischen Roten 
Kreuzes und an den Volksbund Deutsche Kriegsgräberfür­
sorge e.V 

Erteilung von Bescheinigungen (z.B. Aufenthaltsbescheini­
gungen, zusätzliche Meldebestätigungen) 

Aufforderung, der Meldepflicht zu genügen, 

Wiederholte Aufforderung nach Art. 19 MeldeG 

Auslagen: 

1 Neben der Gebühr nach den Tarif-Stellen 1.1. bis 1.4 wer­
den nur die Auslagen im Sinn des Art. 10 Abs. 1 Nm. 1 bis 4 
KG erhoben. 2Bei Gebührenfreiheit werden alle Auslagen 
nach Art. 10 KG erhoben. 

Gebühr 
DM 

0,10 bis 0,20 je über­
mittelter änderungs­
auslösender Einwoh­
nerdatensatz, mindes­
tens 10 DM je Über­
mittlungsvorgang 

25 bis 200 zuzüglich 
0,001 bis 0,012 DM für 
jede registrierte Per­
son der Meldebehörde 
und zuzüglich 0,05 bis 
0,25 DM für jede aus­
gewählte Person 

0,05 bis 0,30 je An­
schrift 

kostenfrei 

10 

20 

30 
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5. Die Lfd. Nr. 2.III.1/ erhält folgende Fassung: 

Tarif-Nr. 

Lfd. Nr. 

2.m. 

2.m.l/ 

1 

Tarif­
SteIle 

1.1 

1.2 

2 

3 

4 

4.1 

4.2 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

Gegenstand 

Rettungsdienst, Katastrophenschutz 

Bayerisches Rettungsdienstgesetz: 

Genehmigung nach Art. 3 Abs. 1 Satz 1 BayRDG für Not­
fall rettung oder Krankentransport 

Gebühr 
DM 

mit Kraftfahrzeugen (Art. 4 BayRDG) 50 bis 500 

mit Luftfahrzeugen (Art. 17 Abs. 1 Satz 1 BayRDG) 50 bis 1 000 

Genehmigung nach Art. 3 Abs. 1 Satz 3 BayRDG 25 bis 100 v.R. der 
Gebühr nach Tarif­
SteIle 1 

Ergänzung der Genehmigungsurkunde nach Art. 5 Abs. 1 
oder Art. 17 Abs. 1 Satz 1 BayRDG jeweils i .Vm. § 17 Abs. 2 
PBefG 30 bis 100 je Fahrzeug 

Maßnahmen im Vollzug des Art. 5 Abs. 1 oder des Art. 17 
Abs. 1 Satz 1 BayRDG jeweils i.Vm. § 54 Abs. 1 Satz 1 und 
§ 54 a Abs . 1 PBefG: 

Bei groben Verstößen 30 bis 1 500 

Sonst kostenfrei 

Fristverlängerung nach Art. 5 Abs. 1 oder Art. 17 Abs. 1 
Satz 1 BayRDG jeweils i.Vm. § 19 Abs. 4 Satz 2 PBefG 30 bis 80 

Bestätigung nach Art. 5 Abs. 3 Satz 1 BayRDG i.Vm. § 4 
Abs. 4 und § 5 Abs. 2 der Verordnung über den Betrieb von 
Kraftfahrunternehmen im Personenverkehr 100 bis 500 

Bescheinigung nach § 5 Satz 2 BayRDGEignungsV 30 bis 200 

Widerruf nach Art. 10 Abs. 1 oder 2 oder Art. 17 Abs. 1 
Satz 1 BayRDG 30 bis 750 

Schriftliche Mahnung nach Art. 10 Abs. 1 Satz 2 oder Art. 17 
Abs. 1 Satz 1 BayRDG 30 bis 500 

Anordnung im Einzelfall nach Art. 11 oder Art. 17 Abs. 1 
Satz 1 BayRDG 30 bis 1 500 

Zulassung von Ausnahmen nach Art. 13 Abs. 2 Satz 2 
BayRDG 30 bis 200 

Fristsetzung nach Art. 14 Abs. 2 Satz 1 BayRDG 30 

Einstweilige Erlaubnis nach Art. 14 Abs. 2 Satz 2 oder 
Art. 17 Abs. 1 Satz 1 BayRDG jeweils i.Vm. § 19 Abs. 3 Satz 2 
PBefG 40 bis 300 
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6. Die Lfd. Nm. 2.IV.1/ bis 2.IV.8/ erhalten folgende Fassung: 

Tarif-Nr. 

Lfd. Nr. Tarif­
Stelle 

2.IV. 

2.IV.l/ 

2.IV.2/ 

2.IV.3/ 

2.IV.4/ 

2.IV.5/ 

2.IV.6/ 

2.IV.7/ 

2.IV.8/ 

1 

2 

1 

1.1 

1.2 

2 

1 

2 

3 

3.1 

Gegenstand 

Sonstige Gebiete 

Lotterieverordnung: 

Genehmigung nach § 1 Lotterieverordnung 

Gesetz über die Presse: 

Auskünfte an die Presse nach § 4 des Gesetzes über die 

Gebühr 
DM 

1 v.T. des bewilligten 
Spielkapitals, minde­
stens 30 DM 

Presse oder deren Ablehnung kostenfrei 

Vereine: 

Verleihung der Rechtsfähigkeit nach § 22 BGB oder Entzie-
hung der Rechtsfähigkeit nach § 43 BGB 

Genehmigung nach § 33 Abs. 2 BGB, gegebenenfalls in Ver-
bindung mit Art. 163 EGBGB 

Feiertagsgesetz: 

Befreiung nach Art. 5 FTG 

Verordnung über den Sühneversuch in Privatklagesachen: 

Verfahren über den Sühneversuch einschl. Aufnahme einer 
Niederschrift nach § 4 und Erteilung eines Zeugnisses nach 
§ 5 Abs. 1 der Verordnung über den Sühneversuch in Privat-
klagesachen, 

wenn beide Parteien erschienen sind, 

wenn keine oder nur eine Partei erschienen ist, 

Die Gebühren fallen bei Erneuerung des Antrages (§ 5 Abs. 4 
der Verordnung über den Sühne versuch in Privatklage-
sachen) wiederholt an. 

Fundverordnung: 

Bescheinigung nach § 4 Abs. 1 FundV 

Unterhaltssicherungsgesetz: 

Widerspruchsentscheidungen im Vollzug des Unterhalts-
sicherungsgesetzes 

Schornsteinfegergesetz, Schornsteinfegerverordnung: 

Maßnahme nach § 1 Abs. 3 Satz 2 SchfG 

Eintragung nach § 4 Abs. 1 SchfG 

Bestellung 

nach § 5 Abs. 1 SchfG 

110 bis 6 000 

110 bis 3 500 

30 bis 250 

50 bis 300 

50 bis 150 

kostenfrei 

kostenfrei 

50 bis 400 

100 

1000 



Tarif-Nr. 

Lfd. Nr. Tarif­
SteIle 

noch 2.1V.8/ 3.2 

3.3 

4 

5 

5.1 

5.2 

6 

7 

8 

9 

9.1 

9.2 

10 

11 

12 

13 

13.1 

13.2 

14 

15 

16 

16.1 

16.2 
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Gegenstand 

auf Probe nach § 7 Abs . 1 Satz 1 SchfG 

bei Bewerbung um einen anderen Kehrbezirk nach § 5 Abs. 1 

100 

Gebühr 
DM 

SchfG i .Vm. § 12 SchfV 250 

21m Fall der Tarif-Stelle 3.1 sind damit in Zusammenhang 
stehende Kehrbezirksbegutachtungen gebührenfrei. 3Es 
werden nur die Auslagen nach Art. 10 Abs. 1 Nr. 1 KG er­
hoben. 

Aufhebung der probeweisen Bestellung nach § 7 Abs . . 1 
Satz 4 SchfG 100 bis 550 

2Die gern. § 7 Abs. 1 Satz 2 SchfG i .Vm. § 13 SchfV durch-
zuführenden Kehrbezirksbegutachtungen sind gebühren-
frei . 3Es werden nur die Auslagen nach Art. 10 Abs. 1 Nr. 1 
KG erhoben (§ 7 Abs. 1 Satz 3 SchfG). 

Rücknahme oder Widerruf, Aufhebung der Bestellung: 

In den Fällen des § 11 Abs. 1, 2 und 5 SchfG 40 bis 700 

In den Fällen des § 11 Abs . 3 SchfG kostenfrei 

Ausnahmen nach § 14 Abs. 3 SchfG 80 bis 200 

Bestellung eines Stellvertreters nach § 20 Abs. 1 Satz 2 oder 
§ 21 Abs. 2 i.Vm. § 20 Abs. 1 Satz 2 SchfG 100 

Erlass eines Leistungsbescheids nach § 25 Abs. 4 Satz 3 
SchfG 9 bis 300 

Aufsichtliche Kehrbezirksüberprüfungen nach § 26 Abs. 2 
SchfG: . 

Wenn keine wesentlichen Mängel festgestellt werden, kostenfrei 

Sonst 200 bis 800 

Verhängung von Aufsichtsrnaßnahmen nach § 27 Abs. 1 
SchfG 30 bis 400 

Einstweilige Berufsuntersagung einschließlich der Bestel-
lung eines Stellvertreters nach § 28 Sätze 1 und 3 SchfG 150 bis 250 

Streichung aus der Bewerberliste nach § 3 SchfV 30 bis 250 

Wiedereintragung in die Bewerberliste: 

In den Fällen des § 4 Abs. 1, Abs. 2 Nr. 1 b SchfV 

Sonst 

Ausgleich der Bewerberliste nach § 6 SchfV 

Eintragung nach § 12 Abs. 1 und 2 SchfV 

Kehrbuchüberprüfungen nach § 18 SchfV: 

Wenn keine wesentlichen Beanstandungen vorliegen 

Sonst 

kostenfrei 

100 

kostenfrei 

100 bis 150 

kostenfrei 

70 bis 550 
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7. Die Lfd. Nm. 3.1.1/ bis 3.V.2/ erhalten folgende Fassung: 

Tarif-Nr. 

Lfd. Nr. 

3.1. 

3.1.1/ 

3.1.2/ 

1 

Tarif­
Stelle 

1.1 

1.2 

1.3 

1.4 

2 

3 

4 

4.1 

4.2 

5 

6 

7 

8 

1 

2 

3 

3.1 

3.2 

Gegenstand 

Hochschulen, Schulen 

Bayerisches Hochschulgesetz, Bayerisches Beamtenfach­
hochschulgesetz: 

Genehmigung zur Führung ausländischer Grade oder Titel 

nach Art. 88 BayHSchG 

2Bei den unter den Lfd. Nm. 7.VII.1 und 7.VII.3 genannten 
Personen werden Kosten nicht erhoben. 

Gebühr 
DM 

35 bis 240 

nach Art. 133 Abs. 1 BayHSchG kostenfrei 

Widerruf einer Genehmigung nach Art. 89 Abs. 2 BayHSchG 60 bis 200 

Untersagung nach Art. 133 Abs. 3 Satz 3 BayHSchG 60 bis 200 

Erteilung einer Urkunde über die nachträgliche Gradu­
ierung von Absolventen der in den Fachhochschulbereich 
einbezogenen Bildungseinrichtungen 40 

Nachdiplomierung nach Art. 131 Abs. 1 BayHSchG oder 
Art. 20 Abs. 1 Satz 1 BayBFHG 55 

Verleihung nach Art. 131 Abs. 2 BayHSchG oder nach 
Art. 20 Abs. 1 Satz 3 BayBFHG 

ohne Führung eines Fachgesprächs 

mit Führung eines Fachgesprächs 

80 

140 

Ergänzung eines Diplomgrades nach Art. 131 Abs. 3 BayHSchG 55 

Verleihung nach Art . 20 Abs. 1 Satz 2 BayBFHG 

Neben der Gebühr nach Tarif-Stelle 3 oder 5 werden Aus­
lagen nach Art. 10 KG nicht, neben der Gebühr nach Tarif­
Stelle 4 werden nur die Auslagen im Sinn des Art. 10 Abs. 1 
Nr. 1 KG erhoben. 

Anerkenn ung ausländischer Hochschula bschl ussprüfungen 

Schulwesen: 

Entscheidung über die Anerkennung von Schulzeugnissen 
(einschließlich Abschlusszeugnissen) und ähnlichen Vor-
bildungsnachweisen, die zur Vorlage bei einer Schule im 
Sinn des BayEUG oder einer Hochschule bestimmt sind, 
über die Erteilung einer Bescheinigung nach § 5 Abs. 1 Nr. 2 
sowie über Anerkennungen nach § 64 QualV 

Sonstige Anerkennungen im Sinn der Tarif-Stelle 1 

Amtshandlungen im Vollzug des BayEUG: 

Gegenüber Schulträgem nach Art. 16 Abs. 2 BaySchFG 

Sonst 

kostenfrei 

100 bis 150 

kostenfrei 

25 bis 75 

kostenfrei 

20 bis 4300 



Tarif-Nr. 

Lfd. Nr. 

noch 3.1.21 

3.H. 

3.H.II 

3.H.21 

3.H.31 

3.III. 

3.III.II 

3.III.21 

4 

5 

1 

Tarif­
Stelle 

1.1 

1.2 

2 

2.1 

2.2 

2.2.1 

2.2.2 

1 

2 

2.1 

2.2 

1 

Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 9/1999 

Gegenstand 
Gebühr 

DM 

Zulassung von Lehrmitteln einschließlich audiovisueller 
Medien (Art. 51 Abs. 5 BayEUG) 50 bis 500 

2Neben der Gebühr werden Auslagen nach Art. 10 KG nicht 
erhoben. 

Zulassung eines Lernmittels nach der ZLV 

Stiftungen u.a. Körperschaften des öffentlichen Rechts 

unbesetzt 

Kirchensteuergesetz: 

Austritt aus Kirchen und Religionsgemeinschaften sowie 
weltanschaulichen Gemeinschaften, die Körperschaften 
des öffentlichen Rechts sind: 

Aufnahme einer Niederschrift über eine mündliche Aus­
tritts erklärung (Art. 2 Abs. 3 Satz 1 KirchStG): 

50 bis 600 

Für eine Person 50 

Für mehrere Personen gleichzeitig (Eltern und bzw. oder 
Kinder) 70 

Bestätigung der Austrittserklärung: 

Durch eine Ausfertigung der Niederschrift über eine oder 
mehrere mündliche Austrittserklärungen 12 

Bei einer schriftlichen Erklärung 

über einen Austritt 

über mehrere Austritte 

Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften, . Orden 
und Religiöse Gemeinschaften: 

Verleihung der Eigenschaft einer Körperschaft des öffent­
lichen Rechts an Religionsgemeinden nach Art. 4 Abs. 3 

12 

25 

KirchStG 60 bis 240 

Verleihung der Rechte einer Körperschaft des öffentlichen 
Rechts 

an Religions- und Weltanschauungsgemeinschaften 

an Orden und Religiöse Gemeinschaften 

Sonstige Gebiete 

Kulturgut: 

Erteilung einer Genehmigung zur Ausfuhr von Kultur-

1 000 bis 6 600 

220 bis 2200 

gütern nach der Verordnung (EWG) Nr. 3911/92 50 bis 500 

Allgemeine Benützungsordnung der bayerischen Staat­
lichen Bibliotheken: 

Bestimmung nach § 8 Abs. 3 Satz 3, § 13 Abs. 4 Satz 3 
Halbsatz 2, § 18 Abs. 5 Satz 2 oder Abs . 6 25 bis 180 
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Tarif-Nr. 

Lfd. Nr. Tarif-
SteIle 

noch3.m.21 2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

10.1 

10.2 

11 

12 

3.m.31 

1 

2 

2.1 

2.2 

2.3 

2.4 
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Gebühr 
Gegenstand DM 

Einwilligung nach § 9 Abs. 2 25 bis 800 

Genehmigung nach § 9 Abs. 4 Satz 2 25 bis 800 

Rückforderung nach § 16 Abs. 1 Satz 3 oder § 18 Abs. 1 
Satz 2 kostenfrei 

Widerruf nach § 16 Abs. 3 Satz 2 kostenfrei 

Rückforderung nach § 18 Abs. 3 Satz 1 15 

Rückforderung nach § 18 Abs. 3 Satz 2 20 

Aufforderung nach § 18 Abs. 4 Satz 1 40 bis 100 

Anordnung nach § 18 Abs. 5 Satz 1 50 bis 120 

Zustimmung nach § 25 Abs. 1 Satz 1: 

Soweit die Zustimmung im überwiegend öffentlichen Inte-
resse erfolgt, kostenfrei 

In sonstigen Fällen 25 bis 800 

Ausschluss nach § 26 Abs. 1 40 bis 120 

In den Tarif-Stellen 1 bis 11 nicht genannte Amtshand-
lungen kostenfrei 

Berufsbezeichnungen: 

Staatliche Anerkennung als Musiklehrer 

Alten- und Familienpflegegesetz: 

Erteilung einer Erlaubnis zur Führung der Berufsbezeich­
nung Altenpflegerin, Altenpfleger, Familienpflegerin, 

35 bis 75 

Familienpfleger 40 

Erteilung einer Erlaubnis zur Führung der Berufsbezeich-
nung Altenpflegehelferin, Altenpflegehelfer 30 

Gleichachtung einer ausserhalb des Geltungsbereichs des 
Gesetzes abgeschlossenen Ausbildung im Verfahren nach 
den Tarif-Stellen 1 und 2 30 bis 80 

Rücknahme oder Widerruf einer Anerkennung oder Er-
laubnis (Art. 48,49 BayVwVfG) 30 bis 100 

8. Die Lfd. Nr. 4.1.11 erhält folgende Fassung: 

Tarif-Nr. 

Lfd. Nr. 

4.1.1/ 

Tarif­
Stelle 

Gegenstand 

Einkommensteuergesetz, Einkommensteuer-Durchfüh­
rungsverordnung: 

Bescheinigung nach § 7dAbs. 2 Nr. 2, § 7hAbs. 2, § 7i Abs. 2 

Gebühr 
DM 

EStG 1997 oder § 81 Abs. 2 Nr. 2 EStDV 1997 50 bis 1 200 
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9. Die Lfd. Nr. 4.11.1/ erhält folgende Fassung: 

Tarif-Nr. 

Lfd. Nr. 

4.n.l/ 

1 

Tarif­
Stelle 

1.1 

1.1.1 

Gegenstand 

Katasterwesen: 

Gebühren: 

Erteilung beglaubigter Auszüge aus den Katasterbüchern 
und Veränderungsnachweisen (ohne Kartenbeilage) : 

Kopien ganzer Katasterbücher oder größerer Teile von 
Ka tasterbüchern 

je Seite DIN A 4 

je Seite DIN A 3 

2Die Mindestgebühr beträgt 10 DM. 

1 

1,50 

Gebühr 
DM 

1.1.2 Sonstige Kopien 

1.2 

1.3 

1.4 

2 

je Seite bis DIN A 4 

schwarzweiß 

farbig 

je Seite DIN A 3 (Doppelseite) 

schwarzweiß 

farbig 

2Die Mindestgebühr beträgt 10 DM. 

Erteilung einer Grenzeinhaltungsbescheinigung, Beschei­
nigung nach § 2 Abs. 3 Satz 3 Grundbuchordnung oder 

3 

6 

5 

10 

einer Bescheinigung für den Vollzug des § 1026 BGB 40 

Erteilung einer schriftlichen Auskunft aus dem Liegen­
schaftskataster und seinen Unterlagen, Erteilung einer 
Entfernungsbescheinigung 25 bis 5 000 

Einsichtgewährung in das Liegenschaftskataster und seine 
Unterlagen, die Erteilung mündlicher Auskünfte daraus, 
die Entnahme kurzer Angaben oder die Anfertigung ein­
facher Skizzen durch Einsichtnehmende oder deren Ableh­
nung 

Auslagen: 

Neben den Gebühren nach den Tarif-Stellen 1.1 bis 1.3 wer­
den nur die Auslagen im Sinn des Art. 10 Abs. 1 Nrn. 1 und 
5 KG erhoben. 2Bei Gebührenfreiheit werden alle Auslagen 
nach Art. 10 Abs. 1 KG erhoben. 

kostenfrei 
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10. Die Lfd. Nr. 5.I.0/ erhält folgende Fassung: 

Tarif-Nr. 
Gebühr 

DM 
Lfd. Nr. 

5.1.0/ 

1 

2 

Tarif­
Stelle 

2.1 

2.2 

3 

3.1 

Gegenstand 

Bundesberggesetz: 

Einsichtnahme in das Berechtsamsbuch, Urkunden und 
Berechtsamskarte sowie in das Grubenbild mit besonderer 
Inanspruchnahme einer Dienstkraft 

Beglaubigung und Prüfung von Auszügen aus der Berecht­
samskarte und aus anderen Karten und Unterlagen: 

Soweit die Behörde den Auszug selbst hergestellt hat, 

Sonst 

Bergbauberechtigungen: 

Erlaubnis nach §§ 6, 7 BBergG: 

30 je angefangene 
halbe Stunde 

10 

10 bis 60 

3.1.1 Zu gewerblichen Zwecken 500 bis 10 000 

3.1.2 Zu wissenschaftlichen Zwecken 250 bis 3000 

3.2 Bewilligung nach §§ 6, 8 BBergG 1000 bis 25 000 

3.3 Verleihung von Bergwerkseigentum nach §§ 6, 9 BBergG 1500 bis 30000 

3.4 Mitteilung nach § 14 Abs . 1 Satz 1 BBergG 50 

3.5 Nachträgliche Aufnahme, Änderung oder Ergänzung von 
Auflagen nach § 16 Abs. 3 BBergG 300 bis 5 000 

3.6 Verlängerung einer Erlaubnis nach § 16 Abs. 4 BBergG 250 bis 3500 

3.7 Verlängerung einer Bewilligung oder von Bergwerkseigen-
tum nach § 16 Abs. 5 BBergG 500 bis 12 500 

3.8 Widerruf nach § 18 BBergG 200 bis 5 000 

3.9 Fristverlängerung nach § 18 Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 2 
BBergG 60 bis 600 

3.10 Fristsetzung nach § 18 Abs. 2 letzter Satz BBergG 60 bis 600 

3.11 Aufhebung nach § 19 oder § 20 BBergG 200 bis 2 000 

3.12 Verlangen nach § 21 Abs. 2 BBergG 60 bis 600 

3.13 Zustimmung nach § 22 Abs. 1 BBergG 200 bis 1 200 

3.14 Genehmigung nach § 23 Abs. 1 Satz 1 BBergG 200 bis 1200 

3.15 Zeugnis nach § 23 Abs. 2 Satz 3 BBergG 60 

3.16 Genehmigung nach §§ 26, 28 , 29 BBergG 300 bis 5 000 

3.17 Zulegung nach § 35 BBergG 300 bis 3 000 

3.18 Bestellung eines Vertreters nach § 36 Satz 1 Nr. 2 BBergG 50 bis 150 

3.19 Beurkundung nach § 36 Satz 1 Nr. 3 BBergG 60 bis 600 

3.20 Nachträgliche Aufnahme, Änderung oder Ergänzung von 
Auflagen nach § 36 Satz 1 Nr. 4 letzter Satz BBergG 50 bis 1200 
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Tarif-Nr. 
Gebühr 

Tarif-
Gegenstand DM 

Lfd. Nr. 
Stelle 

5.1.0/ 3 .21 Verlängerung der Zulegung nach § 38 Abs. 1, § 16 Abs. 5 
BBergG 100 bis 1 000 

3.22 Entscheidung über die Gewinnung von Bodenschätzen bei 
der Aufsuchung nach § 41 und über die Mitgewinnung von 
Bodenschätzen nach § 42 Abs. 1, §§ 43, 45 Abs. 1 BBergG 100 bis 2000 

3.23 Entscheidung über die Trennung von Bodenschätzen und 
die Größe der Anteile nach § 42 Abs. 4, §§ 43, 45 Abs. 2 
BBergG 100 bis 2000 

3.24 Entscheidung nach § 47 Abs. 4 BBergG 100 bis 1 200 

3.25 Bestätigung der Aufrechterhaltung alter Rechte oder Ver-
träge nach § 149 Abs. 1 Satz 1 Buchst. c BBergG: 

3.25.1 Soweit sich im Bereich einer Lagerstätte Bergbauberechti-
gun gen auf viele Grundstücksparzellen erstrecken und in 
einem Verfahren bestätigt werden, 120 bis 2400 

3.25.2 Sonst 60 bis 1 200 

2Neben der Gebühr werden Auslagen im Sinn des Art. 10 
Abs. 1 Nr. 3 KG nicht erhoben. 

3.26 Verlängerung nach § 152 Abs. 2 Satz 2 oder § 153 Satz 3 
BBergG 120 bis 6000 

3.27 Feststellung nach § 154 Abs. 1 Satz 3 BBergG 60 bis 1200 

3.28 Genehmigung nach § 156 Abs. 2 BBergG 120 bis 1 200 

3.29 Ausdehnung von Bergwerkseigentum nach §§ 161, 162 
BBergG 240 bis 2 400 

4 Bergwerks betrie b: 

4.1 Zulassung von Betriebsplänen nach §§ 51, 55 BBergG: 

4.1.1 Rahmenbetriebsplan nach § 52 Abs. 2 Nr. 1 BBergG 200 bis 15 000 

4.1.2 Rahmenbetriebsplan nach § 52 Abs. 2 a, § 57 a BBergG 500 bis 20000 

21st ein p'lanfeststellungsverfahren aufgrund einer wesent-
lichen Anderung eines Vorhabens durchzuführen (§ 52 
Abs. 2 c BBergG), beträgt die Gebühr 50 % der Gebühr nach 
Satz 1. 

3Ersetzt in den Fällen der Sätze 1 und 2 die Planfeststellung 
andere behördliche Entscheidungen, erhöht sich die Ge-
bühr um den Betrag, der für diese Entscheidungen nach 
diesem Kostenverzeichnis , nach einer Sondervorschrift 
oder nach Art. 6 Abs . 1 Satz 2 oder Satz 3 KG als Gebühr zu 
erheben wäre, wenn sie gesondert ausgesprochen würden. 

4.1.3 Vorzeitiger Beginn, Vorbescheid oder Teilgenehmigung 
nach § 57 b BBergG 250 bis 10 000 

4.1.4 Hauptbetriebsplan nach § 52 Abs. 1 BBergG 200 bis 15 000 

4.1.5 Sonderbetriebsplan nach § 52 Abs. 2 Nr. 2 BBergG 200 bis 10 000 

4.1.6 Abschlussbetriebsplan nach § 53 BBergG 500 bis 15 000 
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Tarif-Nr. 
Gebühr 

DM 
Lfd. Nr. 

5.1.0/ 

Tarif­
Stelle 

4.1.7 

4.2 

4.3 

4.4 

4.5 

4.6 

4.7 

4.8 

4.9 

5 

Gegenstand 

Zulassung der Änderung, Verlängerung oder Ergänzung 
eines Betriebsplans nach § 54 Abs. 1 BBergG 50 bis 3 000 

Befreiung nach § 51 Abs. 3 Satz 1 BBergG 100 bis 800 

Genehmigung nach § 52 Abs. 1 Satz 2 BBergG 50 bis 1 200 

Nachträgliche Aufnahme, Änderung oder Ergänzung von 
Auflagen nach § 56 Abs. 1 Satz ,2 BBergG 50 bis 1 200 

Genehmigung, Erlaubnis, Zustimmung, allgemeine Zulas-
sung oder sonstige Maßnahme aufgrund einer Bergverord-
nung nach §§ 65 ff., 176 Abs. 3 BBergG 200 bis 10 000 

Bewilligung einer Ausnahme von Vorschriften einer Berg-
verordnung nach §§ 65 ff., 176 BBergG 100 bis 5 000 

Verlängerung, Ergänzung oder Änderung einer Amtshand-
lung im Sinn der Tarif-Stellen 4.5 und 4.6 50 bis 2 400 

Anerkennung nach § 65 Nr.3, § 176 Abs. 3 BBergG 60 bis 1 200 

Anordnung, Untersagung, Betriebseinstellung oder sons-
tige Maßnahme nach §§ 71 bis 74 BBergG 100 bis 5 000 

Grundabtretung: 

5.1 Ersetzung der Zustimmung nach § 40 Abs. loderEntschei-
dungen nach § 40 Abs. 2 BBergG 120 bis 1 200 

5.2 Grundabtretung nach §§ 77 , 78 BBergG 500 bis 15 000 

5.3 Zustimmung nach § 79 Abs. 3 Satz 1 BBergG 300 bis 10 000 

5.4 Festsetzung einer Ergänzungsentschädigung nach § 89 
Abs. 2 BBergG 300 bis 5 000 

5.5 Neufestsetzung wiederkehrender Leistungen nach § 89 
Abs. 3 BBergG 100 bis 1 000 

5.6 Anordnung oder FreigabE' einer Sicherheitsleistung nach 
§ 89 Abs. 4, § 92 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 oder Abs. 2 Satz 2 
BBergG 100 bis 1 000 

5.7 Anordnung nach § 90 Abs. 5 BBergG 200 bis 5 000 

5.8 Vorabbescheid nach § 91 BBergG 200 bis 5 000 

5.9 Beurkundung nach § 92 Abs. 1 Satz 3 BBergG 60 bis 1 200 

5.10 Anordnung nach § 92 Abs. 2 Satz 2 BBergG 100 bis 1 000 

5.11 Fristverlängerung nach § 95 Abs. 2 BBergG 100 bis 1 000 

5.12 Aufhebung nach § 96 BBergG 60 bis 1 200 

5.13 Vorzeitige Besitzeinweisung nach § 97 BBergG 120 bis 10 000 

5.14 Zustandsfeststellung nach § 99 BBergG 100 bis 1 000 

5.15 Aufhebung oder Änderung nach § 101 Abs . 1 und 2 BBergG 100 bis 1 000 

5.16 Fristverlängerung nach § 101 Abs. 2 BBergG 100 bis 1 000 



Tarif-Nr. 

Lfd. Nr. 

5.1.01 

Tarif­
SteIle 

5.17 

5.18 

6 

6.1 

6.2 

6.3 

6.4 

6.5 
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Gegenstand 

Festsetzung der Entschädigung und Aussprechen der Ver-

Gebühr 
DM 

pflichtung zur Wiederherstellung nach § 102 Abs. 2 BBergG 300 bis 3 000 

Festsetzung der Entschädigung nach § 109 Abs. 4 BBergG 300 bis 3000 

Markscheiderische Angelegenheiten: 

Anerkennung als Markscheider nach § 64 Abs. 1 Satz 1 
BBergG 120 bis 1 200 

Anerkennung anderer Personen nach § 64 Abs. 1 Satz 2 
BBergG 60 bis 600 

Zustimmung nach § 63 Abs. 3 Satz 2 BBergG 60 bis 600 . 

Verkürzung oder Verlängerung einer Frist nach § 10 Abs. 3 
MarkschBergV 100 

Bewilligung einer Ausnahme nach § 12 Abs. 1 MarkschBergV 100 
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11 . Die Lfd. Nm. 5.II .1/bis 5.11.101 erhalten folgende Fassung: 

Tarif-Nr. 
Gebühr 

DM 
Lfd. Nr. 

5.ll. 

5.ll.11 

1 

Tarif­
SteIle 

1.1 

1.2 

1.3 

1.4 

1.5 

1.6 

Gegenstand 

Verkehrswesen und Personenbeförderung 

Eisenbahnen, Sonstige Bahnen besonderer Bauart: 

Eisenbahnen: 

Genehmigung nach § 6, § 3 Abs. 1 Nm. 1 und 2 AEG, Art. 4 
und 12 Abs. 1 BayEBG 250 bis 20000 

Widerruf einer Genehmigung nach § 7 AEG, Art. 12 Abs. 6 
BayEBG 250 bis 10 000 

Eisenbahnaufsicht nach § 5 AEG, Art. 16 Abs. 1 BayEBG 100 bis 24000 

Genehmigung nach § 11 AEG 50 bis 1 000 

Genehmigung nach § 12 AEG 50 bis 3000 

Entscheidung nach § 13 Abs. 2 AEG 100 bis 2 000 

1.7 Planfeststellung, Plangenehmigung nach § 18 AEG: 

1.7.1 Planfeststellung für Betriebsanlagen 

für Herstellungskosten bis 5 Mio DM 

für weitere Herstellungskosten bis 20 Mio DM 

für weitere Herstellungskosten bis 100 Mio DM 

für weitere Herstellungskosten 

6 %0 der Herstellungs­
kosten 

3 %0 der Herstellungs­
kosten 

2 %0 der Herstellungs­
kosten 

1 %0 der Herstellungs­
kosten 
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Tarif-Nr. 
Gebühr 

DM 
Lfd. Nr. 

noch 5.n.l/ 

Tarif­
Stelle 

1.7 .2 

Gegenstand 

Plangenehmigung für Betriebsanlagen 

für Herstellungskosten bis 5 Mio DM 

für w eitere Herstellungskosten bis 20 Mio DM 

für weitere Herstellungskosten bis 100 Mio DM 

für w eitere Herstellungskosten 

1. 7.3 Verlängerung, Aufhebung eines Planfeststellungsbeschlusses 

für Herstellungskosten bis 5 Mio DM 

für wei tere Herstellungskosten bis 20 Mio DM 

für weitere Herstellungskosten bis 100 Mio DM 

für weitere Herstellungskosten 

1. 7.4 Die Gebühren nach den Tarif-Stellen 1. 7.1 bis 1. 7.3 werden 
kumulativ erhoben . 

1.8 Durchführung des Anhörungsverfahrens im Rahmen eines 
durch das Eisenbahn-Bundesamt durchzuführenden eisen­
bahnrechtlichen Planfeststellungsverfahrens nach §§ 18 ff 
AEG, § 3 Abs. 3 Satz 1 des Gesetzes über die Eisenbahnver­
kehrsverwaltung des Bundes 

für Herstellungskosten bis 5 Mio DM 

für wei tere Herstellungskosten bis 20 Mio DM 

für weitere Herstellungskosten bis 100 Mio DM 

für w eitere Herstellungskosten 

3 %0 der Herstellungs­
kosten 

1,5 %0 der Herstel­
lungskosten 

1 %0 der Herstellungs­
kosten 

0,5 %0 der Herstel­
lungskosten 

4 %0 der Herstellungs­
kosten 

2 %0 der Herstellungs­
kosten 

1 %0 der Herstellungs­
kosten 

0,5 %0 der Herstel­
lungskosten 

4 %0 der Herstellungs­
kosten 

2 %0 der Herstellungs­
kosten 

1 %0 der Herstellungs­
kosten 

0,5 %0 der Herstel­
lungskosten 

1. 9 Anordnung nach Art. 6 Abs. 3 BayEBG 100 bis 500 

1.10 Verpflichtung nach Art. 8 BayEBG 100 bis 1 500 

1.11 Bestätigung nach Art. 9 Abs. 4 Satz 1 BayEBG sowie deren 
Rücknahme oder Widerruf nach Art. 48, 49 BayVwVfG 100 bis 1 000 

1.12 Genehmigung nach § 3 Abs. 1 Betriebsleiterverordnung 200 

1.13 Erlaubnis nach Art. 10, Art. 12 Abs. 4 Satz 1 BayEBGsowie 
deren Rücknahme oder Widerruf nach Art. 48, 49 
BayVwVfG 100 bis 1 000 

1.14 Genehmigung nach Art. 12 Abs. 7 BayEBG 100 bis 5 000 

1.15 Ausnahme nach Art. 12 Abs. 4 Satz 2 BayEBG 100 bis 400 

1.16 Erlaubnis nach Art. 13 Abs. 1 Satz 1 BayEBG sowie deren 
Rücknahme oder Widerruf nach Art. 48, 49 BayVwVfG 100 bis 1 000 



Tarif-Nr. 

Lfd. Nr. 

noch 5.11.11 

5.11.21 

5.11.31 

5.11.41 

5.11.51 

Tarif­
Stelle 

1.17 

1.18 

1.19 

1.20 

1.21 

1.22 

2 

2.1 

2.2 

1 

2 

1 

2 

3 

1 

2 

3 

4 

5 

1 

2 
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Gegenstand 

Erlaubnis nach Art. 13 Abs. 2 Satz 1 BayEBG 

Verpflichtung nach Art. 15 Abs. 1 BayEBG 

Festsetzung nach Art. 15 Abs. 3 BayEBG 

Anordnung nach Art. 16 Abs. 2 BayEBG 

Zulassung oder Anerkennung nach Art. 17 Nr. 3 BayEBG 

Zulassung nach Art. 17 Nr. 4 BayEBG 

Sonstige Bahnen besonderer Bauart: 

Erlaubnis nach Art. 42 Abs. 1 BayEBG 

Anordnung nach Art 42 Abs. 4 BayEBG 

Eisenbahnkreuzungsgesetz: 

Ausnahme nach § 2 Abs. 2 Satz 1 und Anordnung nach § 2 

Gebühr 
DM 

100 bis 1000 

200 bis 1 000 

200 bis 1000 

100 bis 10 000 

100 bis 2500 

100 bis 2500 

100 bis 5 000 

100 bis 2500 

Abs. 2 Satz 2 100 bis 5000 

Genehmigung nach § 5 Abs. 1 Satz 2, Anordnung nach § 6 
oder § 7, Entscheidung nach § 10 Abs . 5 50 bis 1 000 

Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung für Anschlußbah­
nen: 

Ausnahme nach § 3 Abs. 1 100 bis 500 

Anerkennung von Sachverständigen nach § 3 Abs. 2 Nr. 3, 
Kesselsachverständigen nach § 21 Abs. 12 Nr. 3 oder Druck-
behältersachverständigen nach § 22 Abs. 5 Nr. 3 150 

Fristverlängerung nach § 41 Abs. 1 100 

Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung, Eisenbahn-Bau­
und Betriebsordnung für Schmalspurbahnen und Eisen­
bahn-Signalordnung: 

Zulassung einer Ausnahme oder Erteilung einer Genehmi-
gung nach § 3 EBO oder § 3 ESBO 200 bis 5 000 

Abnahme nach § 32 Abs. 1 EBO oder § 32 Abs. 1 ESBO 200 bis 2000 

Anerkennung von Sachverständigen nach § 33 Abs. 5 Nr. 1 
EBO oder § 33 ESBO 150 

Sonstige Amtshandlungen nach der EBO oder ESBO 200 bis 5 000 

Abweichungen von der ESO nach Abschnitt A, a Abs. 3 
Nr. 2 und Abs. 4 ESO 100 bis 500 

Bergbahnen (Bayerisches Eisenbahn- und Bergbahnge­
setz): 

Genehmigung nach Art. 21 Abs . 1 Satz 1 oder Satz 2 200 bis 5 000 

Zustimmung (auch, soweit durch Zeitablauf ersetzt) nach 
Art. 23 Abs. 2 100 bis 2500 
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Tarif-Nr. 

Lfd. Nr. 

noch S.ll.SI 

S.ll.61 

3 

4 

5 

6 

7 

Tarif­
SteIle 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

1 

2 

2.1 

2.2 

2.3 

3 

4 

5 
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Gegenstand 

Genehmigung der technischen Planung nach Art. 24 Abs. 1 
oder Abs. 3 

2Tarif-Nummer 2.1.1/2 gilt entsprechend. 

Verlängerung einer Genehmigung der technischen Planung 
nach Art. 24 Abs. 1 BayEBG i.Vm. Art. 75 Abs. 4 BayVwVfG 

Gebühr 
DM 

1,5 %0 der Baukosten 
für den seilbahntech­
nischen Teil der An­
lage, mindest ens 120 
DM 

10 % der Gebühr nach 
Tarif-Stelle 6, minde­
sten 60 DM 

Zustimmung nach Art. 25 Abs. lader Abs. 3 100 bis 2 500 

Erlass einer Anordnung und einer Ermächtigung nach 
Art. 27 Abs. 3 oder Abs . 5 und Abs. 6 Satz 2 60 bis 600 

Auferlegung nach Art. 28 60 bis 350 

Bestätigung nach Art. 30 Abs. 2 sowie deren Rücknahme 
oder Widerruf nach Art. 48, 49 BayVwVfG 100 bis 500 

Ausnahme nach Art. 30 Abs. 4 60 

Besondere Anforderung von Betriebs- oder Prüfungs-
berichten nach Art. 32 Abs. 2 und 3 60 bis 250 

Weiterführungsgenehmigung nach Art. 33 Abs. 1 60 bis 1 200 

Maßnahmen nach Art. 36 Abs. 2 60 bis 24 000 

Rücknahme oder Widerruf einer Genehmigung nach Art. 37 
(Art. 48, 49 BayVwVfG) 60 bis 600 

Aufforderung nach Art. 37 Nr. 1 60 bis 240 

Anordnung nach Art. 38 Abs. lader Abs. 2 60 bis 600 

Personenbeförderungsgesetz: 

Genehmigung nach § 2 Abs. 1 Nr. lader Nr. 2 , § 15: 

Genehmigung nach § 2 Abs. 2, § 15: 

Für die Erweiterung oder wesentliche Änderung eines Un­
ternehmens 

Zur Übertragung der aus der Genehmigung erwachsenden 
Rechte und Pflichten 

Zur Übertragung der Betriebsführung auf einen anderen 

Ausnahme nach § 3 Abs. 2 Satz 2 

Entscheidung nach § 10 

Fristsetzung nach § 21 Abs. 2 

2100 bis 21000 

25 bis 100 % der 
Gebühr nach Tarif­
SteIle 1 

50 % der Gebühr nach 
Tarif-Stelle 1 

25 bis 50 % der 
Gebühr nach Tarif­
SteIle 1 

100 bis 1 000 

60 bis 600 

50 
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Tarif-Nr. 
Gebühr 

Tarif-
Gegenstand DM 

Lfd. Nr. 
Stelle 

noch 5.11.6/ 6 Entbindung nach § 21 Abs. 4 100 bis 2000 

7 Widerruf nach § 25 200 bis 2500 

8 Planfeststellungsbeschluss nach §§ 28, 29 oder § 41 Abs. 1 

für Herstellungskosten bis 5 Mio DM 6 %0 der Herstellungs-
kosten 

für weitere Herstellungskosten bis 20 Mio DM 3 %0 der Herstellungs-
kosten 

für weitere Herstellungskosten bis 100 Mio DM 2 %0 der Herstellungs-
kosten 

für weitere Herstellungskosten 1 %0 der Herstellungs-
kosten 

2Ersetzt die Planfeststellung andere öffentlich-rechtliche 
Genehmigungen, Verleihungen, Erlaubnisse und Zustim-
mungen, erhöht sich die Gebühr um den Betrag, der für 
diese Genehmigungen, Verleihungen, Erlaubnisse und Zu-
stimmungen nach diesem Kostenverzeichnis, nach einer 
Sondervorschrift oder nach Art. 6 Abs. 1 Satz 2 oder Satz 3 
KG als Gebühr zu erheben wäre, wenn sie gesondert ausge-
sprochen würden. 

9 Zustimmung nach § 31 Abs. 2, Entscheidung nach § 31 
Abs. 5 sowie Zustimmung nach § 32 Abs. 1 oder § 41 Abs. 1 100 bis 2000 

10 Entscheidung nach § 32 Abs. 3 oder § 41 Abs. 1 50 bis 500 

11 Entscheidung nach § 32 Abs. 4 Satz 2 i.V.m. § 31 Abs. 5 100 bis 1 000 

12 Fristsetzung nach § 36 Abs. 2 50 bis 500 

13 Genehmigung nach § 37 oder § 41 Abs. 1 100 bis 5000 

14 Zustimmung nach § 39 Abs. 1 oder Abs. 6 oder § 41 Abs. 3 50 bis 3 000 

15 Widerruf oder anderweitige Festsetzung nach § 39 Abs. 4 
oder § 41 Abs. 3 sowie Verlangen nach § 39 Abs. 6 Satz 3, 
§ 40 Abs. 3 oder § 41 Abs. 3 100 bis 500 

16 Zustimmung nach § 40 Abs. 2 oder § 41 Abs. 3 50 bis 500 

17 Entscheidung nach § 45 a Abs. 4 kostenfrei 

5.11.7/ Straßenbahn-Bau- und Betriebsordnung: 

1 Verlangen nach § 5 Abs. 4 50 bis 1 000 

2 Fristsetzung nach § 5 Abs. 5 Nr. 1 50 bis 1 000 

3 Beschränkung oder Untersagung nach § 5 Abs. 5 Nr. 2 50 bis 1 000 

4 Genehmigung nach § 6 100 bis 6000 

5 Bestätigung nach § 9 100 bis 500 

6 Entscheidung nach § 15 Abs. 4 100 bis 1 000 

7 Verlangen nach § 16 Abs. 9 50 bis 600 

8 Festsetzung nach § 50 Abs. 1 50 bis 600 
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Tarif-Nr. 

Lfd. Nr. Tarif-
Stelle 

noch 5.11.7/ 9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

15.1 

15.2 

5.11.8/ 

5.11.9/ 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

13.1 

13.2 

14 

15 

16 
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Gegenstand 

Fristverlängerung oder Festsetzung nach § 57 Abs. 5 

Gestattung nach § 58 Abs. 3 

Zustimmung nach § 60 Abs. 3 

Fristverlängerung nach § 60 Abs. 9 Satz 2 

Entscheidung nach § 60 Abs. 10 letzter Satz 

Aufsicht nach § 61 

Abnahme nach § 62 : 

Bei Betriebsanlagen 

Bei Fahrzeugen 

Straßenbahn-Betriebsleiter-Prüfungsverordnung: 

Zulassung zur Prüfung nach § 9 

Bodensee-Schiffahrtsordnung: 

Gebühr 
DM 

50 bis 1 000 

100 bis 1 000 

100 bis 2000 

50 bis 500 

50 bis 300 

50 bis 1 000 

50 bis 2000 

50 bis 600 je Fahrzeug 

25 

Einräumung eines Vorrangs nach Art. 1.15 Satz 1 oder Satz 2 120 bis 600 

Zuteilung eines Kennzeichens für ein zulassungsfreies 
Fahrzeug nach Art. 2.01 Abs.1 Satz 1 25 

Ausnahme nach Art. 6.15 Abs. 2 Satz 2 50 bis 600 

Erlaubnis nach Art. 7.01 Abs. 1 Satz 1 25 bis 120 

Zulassung einer Landestelle nach Art . 9.01 Abs. 1 120 bis 600 

Genehmigung nach Art. 11 .05 50 bis 120 

Genehmigung nach Art. 11.06 Satz 1 50 bis 600 

Erteilung eines Schifferpatents nach Art. 12 .02 70 bis 150 

Erteilung einer Zweiten Ausfertigung nach Art. 12.06 Abs. 2 15 bis 25 

Aktualisierung des Schifferpatents nach Art. 12 .07 15 bis 25 

Entzug oder Einschränkung nach Art . 12.08 25 bis 120 

Bescheinigung nach Art. 12.09 15 bis 25 

Zulassung nach Art. 14.01 einschließlich der Zuteilung 
eines amtlichen Kennzeichens nach Art. 2.01: 

Für Fahrgast- und Güterschiffe einschließlich schwimmen-
der Geräte 120 bis 3000 

Für sonstige Fahrzeuge 40 bis 1 000 

Festsetzung nach Art. 14.04 Abs. 1 letzter Satz 15 bis 60 

Anordnung nach Art. 14.04 Abs. 3 15 bis 60 

Maßnahmen nach Art. 14.05 25 bis 120 
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Tarif-Nr. 
Gebühr 

DM 
Lfd. Nr. 

noch 5.11.9/ 

5.11.10/ 

17 

18 

19 

1 

Tarif­
Stelle 

1.1 

1.2 

1.2 .1 

Gegenstand 

Entzug nach Art. 14.06 

Änderung oder Neuerteilung nach Art. 14.07 

Zulassung einer Ausnahme nach Art. 16.02 

Schiffahrtsordnung und Bayerisches Wassergesetz: 

Genehmigung nach Art . 27 Abs. 4 Sätze 1 und 2 BayWG, § 3 
Abs. 1 SchO: 

Für Fahrgast- und Güterschiffe, Wasserskilifte 

Für sonstige Fahrzeuge: 

Bei Körperschaften und Vereinigungen, die Rettungsdienst 
durchführen und als gemeinnützig oder mildtätig im Sinn 
des Abschnitts "Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabe-

25 bis 120 

15 bis 350 

50 bis 1200 

120 bis 3000 

ordnung anerkannt sind kostenfrei 

1.2 .2 Sonst 40 b is 500 

2 Widerruf nach Art. 27 Abs. 4 Satz 3 BayWG, § 3 Abs: 2 SchO 25 bis 120 

3 

3.1 

3.2 

4 

5 

6 

7 

7.1 

7.2 

8 

8 .1 

8.2 

9 

10 

11 

12 

13 

Erteilung eines Schiffsführerscheins nach §§ 5, 6 SehO: 

Schiffsführerschein der Klasse B 

Schiffsführerschein der Klasse C 

Aufforderung nach § 12 Abs. 1 SchO 

Widerruf eines Schiffsführerscheins 

Festsetzung nach § 12 Abs. 2 SehO 

Zulassung nach § 19 einschließlich der Zuteilung ' eines 
Kennzeichens nach § 29 Abs. 1 SchO: 

Von Fahrgast- und Güterschiffen einschließlich schwim-

60 

35 

15 bis 60 

25 bis 120 

15 bis 60 

mender Geräte 60 bis 250 

Von sonstigen Fahrzeugen 15 bis 60 

Ausstellung einer Zweiten Ausfertigung der Zulassungs­
urkunde (§ 20 Abs. 2 SchO): 

Im Fall der Tarif-Stelle 7.1 25 bis 120 

Im Fall der Tarif-Stelle 7.2 15 bis 35 

Vorladung nach § 22 Abs . 1 Satz 4, Festsetzung nach § 22 
Abs. 1 Satz 5, Anordnung nach § 22 Abs. 3 SchO 15 bis 60 

Maßnahme nach § 23 Abs. 1 SchO, Mahnung, Widerruf oder 
Rücknahme nach § 23 Abs. 2 SehO 25 bis 120 

Änderung einer Genehmigung nach Art. 27 Abs. 4 BayWG 
und § 3 Abs. 1 SchO oder Zulassung nach § 19 SehO 15 bis 350 

Untersagung nach § 26 Abs. 4 Sc hO 15 bis 60 

Zulassung von Ausnahmen nach § 45 Abs. 2 Satz 2 SchO 50 bis 600 
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Tarif-Nr. 

Lfd. Nr. 

noch 5.11.10/ 14 

15 

Tarif­
Stelle 

Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 9/1999 

Gegenstand 

Erteilung oder Widerruf einer Erlaubnis nach § 51 Abs. 1 
oder Abs. 2 SchO 

Gestattung nach § 52 Abs. 2 und Untersagung nach § 52 

Gebühr 
DM 

25 bis 350 

Abs. 2 oder § 54 Abs. 2 SchO 25 bis 120 

12. Die Lfd. Nrn. 5.III.1/ bis 5.III.8/ erhalten folgende Fassung: 

Tarif-Nr. 

Lfd. Nr. 

5.III 

5.III.l/ 

5.III.2/ 

5.III.3/ 

1 

2 

1 

Tarif­
Stelle 

1.1 

1.2 

1.3 

1.4 

2 

2.1 

2.1.1 

2.1.2 

2.2 

2.3 

2.4 

2.5 

2.6 

Gegenstand 

Wirtschaftsrecht 

Ansiedlung von Wirtschaftsunternehmen: 

Erteilung von Auskünften über die Möglichkeit der Ansied-

Gebühr 
DM 

lung von Wirtschaftsunternehmen oder deren Ablehnung kostenfrei 

Aussenwirtschaftsrecht 

Erteilung einer Genehmigung auf dem Gebiet der Aussen-
wirtschaft 50 bis 2 400 

Verlängerung, Änderung, Umschreibung oder Widerruf 
einer Genehmigung auf dem Gebiet der Aussenwirtschaft 50 bis 120 

Energiewirtschaft: 

Energiewirtschaftsgesetz: 

Genehmigung nach § 3 Abs . 1 

Bewilligung nach § 7 Abs. 1 

Genehmigung nach § 7 Abs. 3 Satz 2 

Maßnahmen der Aufsicht nach .§ 18 Abs. 1 

Verordnung über Gashochdruckleitungen: 

Ausnahmen nach § 3 Abs. 3: 

60 bis 15 000 

60 bis 7500 

60 bis 15 000 

250 bis 7500 

Zulassung einer Ausnahme 300 bis 6 000 

Änderung oder Ergänzung einer Ausnahme 150 bis 3 000 

Beanstandung nach § 5 Abs. 2 150 bis 6 000 

Fristsetzung nach § 6 Abs . 2 100 bis 600 

Untersagung nach § 6 Abs. 4 150 bis 2500 

Verlangen nach § 8 Abs. 2 Satz 1, soweit eine schriftliche 
Anordnung erforderlich ist, 50 bis 100 

Anordnung nach § 8 Abs. 3 und § 10 Abs. 1 oder Abs. 2 100 bis 2200 
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Tarif-Nr. 
Gebühr 

Tarif-
Gegenstand DM 

Lfd. Nr. Stelle 

noch 5.Iß.31 2.7 Verlangen nach § 11 Abs. 2, soweit eine schriftliche Anord-
nung erforderlich ist, 100 bis 300 

2.8 Anerkennung nach § 12 Abs. 1 Satz 1 400 

2.9 Rücknahme oder Widerruf einer Ausnahme nach Art. 48,49 
BayVwVfG 100 bis 1000 

5.m.41 Preisrecht: 

1 Bundestarifordnung Elektrizität: 

1.1 Tarifgenehmigung nach § 12 60 bis 20000 

1.2 Genehmigung nach § 13 60 bis 20000 

1.3 Maßnahme nach § 14 60 bis 20000 

1.4 Befreiung nach § 16 Abs. 1 300 bis 7500 

1.5 Gestattung nach § 16 Abs. 3 60 bis 30 000 

2 Genehmigung oder Ausnahmebewilligung, Preisfestset-
zung und sonstige Amtshandlungen aufgrund preisrecht-
licher Vorschriften 60 bis 30 000 

5.m.51 Gewerbeordnung: 

1 Auskunft nach § 14 Abs. 8 Gewerbeordnung 

1.1 über einen Betrieb 25 

1.2 über mehrere Gewerbebetriebe 25 für den ersten zu-
züglich 10 DM für 
jeden weiteren Ge-
werbebetrieb 

2 Bescheinigung nach § 15 Abs. 1, Abmeldung von Amts 
wegen nach § 14 Abs. 1 Satz 5 Gewerbeordnung 25 bis 100 

3 Maßnahme nach § 15 Abs. 2 Gewerbeordnung 50 bis 1 000 

4 Konzession nach § 30 Gewerbeordnung 1 000 bis 20 000 

5 Änderung einer Konzession nach § 30 Gewerbeordnung 50 bis 3 500 

6 Erlaubnis nach § 33 a Gewerbeordnung 100 bis 4000 

7 Erlaubnis nach § 33 c Abs. 1 Gewerbeordnung 100 bis 1000 

8 Bestätigung nach § 33 c Abs. 3 Gewerbeordnung 50 bis 100 

9 Erlaubnis nach § 33 d Abs. 1 Gewerbeordnung 100 bis 1 000 

10 Erlaubnis nach § 33 i Gewerbeordnung 300 bis 4000 

11 Pfandleihgewerbe: 

11.1 Erlaubnis nach § 34 Gewerbeordnung 100 bis 1500 

11.2 Fristverlängerung nach § 9 Abs. 2 Satz 2 oder § 11 Satz 1 
Halbsatz 2 PfandlV 30 bis 100 
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Tarif-Nr. 

Lfd. Nr. 

noch 5.111.5/ 12 

Tarif­
Stelle 

12.1 

12.2 

13 

13.1 

13 .2 

13.3 

13.4 

13.5 

13.6 

13.7 

14 

15 

16 

17 

18 

19 

20 

21 

22 

23 

24 

25 

26 

27 

28 
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Gegenstand 

Bewachungsgewerbe: 

Erlaubnis nach § 34a Gewerbeordnung 

Bestätigung nach § 13 Abs. 1 Satz 2 Bewach V 

Versteigerergewerbe: 

Erlaubnis nach 34b Gewerbeordnung 

Öffentliche Bestellung nach § 34b Abs. 5 Gewerbeordnung 

Verkürzung der Frist nach § 5 Abs. 1 VerstV 

Ausnahme nach § 9 Satz 2 VerstV 

Ausnahme nach § 12 Abs. 1 oder Abs. 2 VerstV 

Gestattung nach § 13 Abs. 3 VerstV 

Untersagung, Aufhebung oder Unterbrechung nach § 23 
VerstV 

Erlaubnis nach § 34c Abs. 1 Gewerbeordnung 

Untersagung nach § 35 Abs. 1 Gewerbeordnung 

Gestattung nach § 35 Abs. 2 Gewerbeordnung 

Gestattung nach § 35 Abs. 6 Gewerbeordnung 

Gestattungnach § 46 Abs. 3 Gewerbeordnung 

Bestimmung nach § 47 Gewerbeordnung 

Fristverlängerung nach § 49 Abs. 3 für Konzessionen und 
Erlaubnisse nach den §§ 30 , 33a, 33c und 33i Gewerbeord­
nung 

Nachträgliche Aufnahme, Änderung oder Ergänzung von 
Auflagen nach §§ 33a, 33d, 33i, 34, 34a, 34b oder 34c 

Gebühr 
DM 

200 bis 2500 

50 

100 bis 2 000 

100 bis 600 

30 bis 100 

50 bis 150 

50 bis 350 

30 bis 150 

50 bis 500 

200 bis 3500 

100 bis 4000 

50 bis 500 

50 bis 600 

50 bis 500 

50 bis 250 

25 % derfür die Kon­
zession oder Erlaub­
nis erhobenen Gebühr, 
mindestens 50 DM 

Gewerbeordnung 50 bis 1 000 

Rücknahme oder Widerruf der Konzessionen, Erlaubnisse, 
Genehmigungen oder Bestellungen nach den §§ 30, 33a, 33c, 
33d, 33i, 34, 34a, 34b, 34c und 36 Gewerbeordnung (Art. 48, 
49 BayVwVfG) 100 bis 3 000 

Reisegewerbekarte nach § 55 Gewerbeordnung 50 bis 800 

Erlaubnis nach § 55a Abs. 1 Nr. 1 Gewerbeordnung 30 bis 150 

Ausnahme nach § 55a Abs. 2 Gewerbeordnung 30 bis 200 

Gewerbelegitimationskarte nach § 55b Abs. 2 Gewerbeord-
nung 50 bis 200 

Bescheinigung nach § 55c Satz 2 Gewerbeordnung 25 bis 100 

Ausnahme nach § 55e Abs. 2, § 56 Abs. 1 Nr. 3 Buchst. fund 
Abs. 2 Satz 3 Gewerbeordnung 50 bis 400 
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Tarif-Nr. 
Gebühr 

Tarif-
Gegenstand DM 

Lfd. Nr. Stelle 

noch 5.ID.51 29 Untersagung nach § 56a Abs. 3 Gewerbeordnung 50 bis 400 

30 Rücknahme oder Widerruf der Reisegewerbekarte (Art. 48 , 
49 BayVwVfG) 50 bis 600 

31 Untersagung nach § 59 Gewerbeordnung 50 bis 800 

32 Erlaubnis nach § 60a Abs. 2 Satz 2 Gewerbeordnung 50 bis 500 

33 Unbedenklichkeitsbescheinigung nach § 60a Abs. 2 Satz 3 
Gewerbeordnung 60 bis 350 

34 Verlängerung nach § 4 Abs. 4 GewV 60 bis 240 

35 Umschreibung nach § 4 Abs. 5 GewV 30 bis 60 

36 Erlaubnis nach § 60a Abs. 3 Gewerbeordnung 50 bis 1 500 

37 Festsetzung eines Volksfestes nach § 60 b Abs. 2 i.Vm. § 69 
Abs. 1 Gewerbeordnung 50 bis 3 000 

38 Maßnahmen nach § 60d Gewerbegrdnung 50 bis 400 

39 Nachträgliche Ergänzung der Reisegewerbekarte: 

39.1 Namens- und Anschriftenänderungen kostenfrei 

39 .2 Nachträgliche Anordnungen nach § 55 Abs. 3 Gewerbeord-
nung 30 bis 500 

39.3 Sonstige Änderungen 20 bis 400 

40 Festsetzung einer Messe, einer Ausstellung, eines Groß-, 
Wochen-, Spezial- und Jahrmarktes nach § 69 Abs. 1 
Gewerbeordnung 100 bis 2500 

41 Nachträgliche Erteilung von Auflagen nach § 69a Abs. 2, 
abweiehende Regelung nach § 69b Abs. 1 sowie Aufhebung 
oder Anderung nach § 69 b Abs. 3 Gewerbeordnung 50 bis 1 000 

42 Zurücknahme oder Widerruf nach § 69b Abs. 2 Gewerbe-
ordnung 50 bis 1 500 

43 Untersagungnach .§ 70a Gewerbeordnung 50 bis 600 

44 Anordnungen nach § 120dAbs. 1, §§ 120f, 139gAbs. 1, § 139i 
Gewerbeordnung: 

44.1 Soweit ihnen ein grober Verstoß gegen eine Rechtsvor-
schrift zugrunde liegt, 300 bis 10 000 

44.2 Soweit ihnen ein nicht nur unerheblicher Verstoß gegen 
eine Rechtsvorschrift zugrunde liegt, 150 bis 5000 

44.3 Sonst kostenfrei 

45 Anordnung nach § 120d Abs. 4 Gewerbeordnung 150 bis 1 000 

5.ll.61 Handwerksordnung: 

1 Anordnung nach § 4 Abs. 2 Satz 2 oder Abs. 3 Satz 2 25 bis 500 

2 Ausübungsberechtigung nach § 7 a Abs. 1, Ausnahme-
bewilligung nach § 8 Abs. 1 oder § 9 50 bis 1200 
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Tarif-Nr. 

Lfd. Nr. Tarif­
SteIle 

noch 5.ll.61 3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

5.ll.71 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

8.1 

8.2 

8.3 

8.4 

9 

9.1 

9.2 

10 

11 

12 

13 

14 
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Gegenstand 

Untersagung nach § 16 Abs. 3 

Schließung oder Vornahme einer anderen geeigneten Maß-

Gebühr 
DM 

50 bis 500 

nahme nach § 16 Abs. 4 50 bis 500 

Zuerkennung nach § 22 Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 50 bis 500 

2Neben der Gebühr werden Auslagen nach Art. 10 KG nicht 
erhoben. 

Fristverlängerung nach § 22 Abs. 4 letzter Satz 20 bis 100 

Untersagung nach § 24 Abs. 1 oder Abs. 2 50 bis 500 

Ausnahme nach § 79 Abs. 2 Satz 2 60 bis 300 

Satzungs- oder Änderungsgenehmigung nach § 80 Satz 2 60 bis 350 

Gaststättengesetz, Gaststättenverordnung: 

Erlaubnis nach § 2 Gaststättengesetz 100 bis 10 000 

Ergänzung einer Erlaubnis nach § 2 bei Änderung der 
Betriebsart oder der Räume (§ 3 Gaststättengesetz) 50 bis 7 500 

Ausnahme nach § 6 Satz 3 Gaststättengesetz 50 bis 150 

Stellvertretererlaubnis nach § 9 Satz 1 Gaststättengesetz 50 bis 1 000 

Vorläufige Erlaubnis nach § 11 Abs. 1 Satz 1 Gaststätten-
gesetz 50 bis 1 000 

Vorläufige SteIlvertretererlaubnis nach § 11 Abs. 2 i.v.m. 
Abs. 1 Satz 1 Gaststättengesetz 40 bis 500 

Gestattung nach § 12 Gaststättengesetz 50 bis 3 500 

Fristverlängerung 

nach § 8 Satz 2 oder § 9 Satz 2 Gaststättengesetz 

nach § 11 Abs. 1 Satz 2 Gaststättengesetz 

nach § 11 Abs. 2 i.v.m. Abs. 1 Satz 2 Gaststättengesetz 

nach § 24 Abs. 1 Satz 3 Gaststättengesetz 

Nachträgliche Auflagen oder Anordnungen 

nach § 5 Gaststättengesetz 

nach § 12 Abs . 3 Gaststättengesetz 

Verbot nach § 19 Gaststättengesetz 

Untersagung nach § 21 Abs. 1 Gaststättengesetz 

Ausnahme nach § 4 Abs. 2 Satz 2 GastV 

Untersagung nach § 4 Abs. 5 GastV 

Untersagung nach § 7 Abs. 1 GastV 

50 bis 1 000 

50 bis 1 000 

40 bis 500 

40 bis 500 

50 bis 1 000 

50 bis 500 

50 bis 500 

50 bis 1 000 

40 bis 250 

40 bis 500 

40 bis 500 



Tarif-Nr. 

Lfd. Nr. Tarif-
Stelle 

noch 5.111.7/ 15 

15.1 

15.2 

15.2.1 

15.2.2 

16 

17 

18 

5.ll.S1 

1 

3 

4 
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Gegenstand 

Ausnahme nach § 11 GastV: 

Vorverlegung des Beginns oder Hinausschieben des Endes 

Gebühr 
DM 

der Sperrzeit 35 bis 350 

Verkürzung der Sperrzeit durch späteren Beginn oder 
früheres Ende sowie Aufhebung der Sperrzeit: 

Für vorübergehende Anlässe (befristet auf höchstens 
3 Nächte) 35 bis 500 
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In sonstigen Fällen 35 bis 3 000 für jeden 
angefangenen Monat 

Verpflichtung nach § 12 Abs. 1 Satz 1 GastV 40 bis 150 

Erlaubnis nach § 12 Abs. 2 GastV 40 bis 200 

Rücknahme oder Widerruf nach § 15 Gaststättengesetz 
oder Art. 48, 49 BayVwVfG 100 bis 3000 

Blindenwarenvertriebsgesetz: 

Anerkennung nach § 5 Abs. 1 15 bis 40 

Rücknahme oder Widerruf einer Anerkennung nach § 5 
Abs. 1 (Art. 48, 49 BayVwVfG) 25 bis 50 

Blindenwaren-Vertriebsausweis nach § 6 Abs. 2 kostenfrei 

Entziehung eines Blindenwaren-Vertriebsausweises nach 
§ 6 Abs. 4 25 bis 50 

13. Die Lfd. Nr. 5.IV.6/ erhält folgende Fassung: 

Tarif-Nr. 

Ud. Nr. 

5.IV.61 

Tarif­
Stelle 

1 

1.1 

1.2 

2 

2.1 

2.2 

3 

4 

Gegenstand 

Börsengesetz: 

Bestellung nach § 30 Abs. 1 

als Kursmakler 

als Kursmaklervertreter 

Wiederbestellung (Verlängerung) nach § 30 Abs. 1 

Gebühr 
DM 

240 bis 850 

120 bis 350 

als Kursmakler 120 bis 400 

als Kursmaklervertreter 60 bis 200 

Genehmigung nach § 34 a Abs. 2 250 bis 750 

Sonstige Amtshandlungen im Vollzug des Börsengesetzes 
mit Ausnahme der Erteilung einer Genehmigung zur Er-
richtung oder Erweiterung und der Anordnung der Aufhe-
bung einer Börse nach § 1 Abs. 1 60 bis 850 
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14. Die Lfd. Nm. 6.1.1/ und 6.1.2/ erhalten folgende Fassung: 

Tarif-Nr. 
Gebühr 

DM 
Lfd. Nr. 

6.1. 

6.I.1/ 

1 

Tarif­
Stelle 

Gegenstand 

Jagd- und Fischereiwesen 

Jagdrecht: 

Gebühren: 

1.1 Feststellung nach Art. 3 BayJG 25 bis 200 

1.2 Abrundung von Amts wegen nach Art. 4 Abs. 2 Satz 1 BayJG kostenfrei 

1.3 Zustimmung nach Art. 4 Abs. 2 Satz 2 BayJG kostenfrei 

1.4 Festsetzung nach Art. 5 Abs . 2 Satz 3 BayJG 5 % derfür 1 Jahr 
festgesetzten Ent­
schädigung, minde­
stens40 DM 

1.5 Erklärung nach Art. 6 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 BayJG kostenfrei 

1.6 Erklärung nach Art: 6 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 BayJG 15 je angefangene 

1. 7 Gestattung nach § 6 Satz 2 Bundesjagdgesetz und Art. 6 

10 ha der Fläche, min­
destens 30 DM 

Abs. 3 BayJG 30 

1.8 Zustimmung nach Art. 6 Abs. 4 Satz 1 BayJG oder § 10 
Abs. 2 Satz 2 Bundesjagdgesetz 30 bis 250 

1.9 Aufforderung, eine nach Art. 7 Abs. 2, Art. 7 Abs. 3 oder 
Art. 20 Satz 1 BayJG verantwortliche Person zu benennen, 40 

1.10 Aufforderung nach Art. 7 Abs. 4 BayJG 40 

1.11 Zustimmung nach Art. 8 Abs. 2 Satz 1 BayJG 20 je angefangene 
25 ha derweggeteil­
tenFläche 

1.12 Erklärung nach § 7 Abs. 3 Bundesjagdgesetz 60 bis 250 

1.13 Zusammenlegung nach § 8 Abs. 2 Bundesjagdgesetz 10 je angefangene 
20 ha der zusammen­
gelegten Fläche, min­
destens 30 DM 

1.14 Zulassung nach § 8 Abs. 3 Bundesj agdgesetz 20 je angefangene 
25 ha der weggeteil­
tenFläche 

1.15 Genehmigung nach § 11 Abs. 5 Satz 2 Bundesjagdgesetz 100 bis 250 

1.16 Anmahnungnach § 6 Abs. 3 Satz 1 oder § 9 Abs. 2 AVBayJG 30 

1.17 Bestätigung nach § 6 Abs. 3 Satz 1 oder § 9 Abs. 2 AVBayJG 10 

1.18 Beanstandung nach § 12 Abs . 1 Bundesjagdgesetz, Art. 14 
Abs. 4 Satz 2 oder Art. 17 Abs. 2 Satz 1 BayJG 50 bis 150 

1.19 Zustimmung nach Art. 14 Aps. 1 Satz 1 BayJG 3 % der für 1 Jahr zu 
entrichtenden Jagd­
pacht, mindestens 
30DM 
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Tarif-Nr. 
Gebühr 

DM 
Lfd. Nr. 

noch 6.1.1/ 

Tarif-
Stelle 

1.20 

1.21 

1.22 

1.23 

1.23.1 

1.23 .2 

1.24 

1.25 

1.26 

1.27 

1.28 

Gegenstand 

Zulassung nach Art. 14 Abs. 2 Satz 2 BayJG 

Genehmigung nach § 12 Abs. 4 Satz 1 Bundesjagdgesetz 

Fristsetzung nach Art . 19 BayJG 

Anordnung nach Art. 21 Abs. 4 BayJG: 

Bei Gesellschaftsjagden 

Sonst 

Genehmigung nach Art. 22 Abs. 1 Satz 1 BayJG 

Befreiung nach Art. 22 Abs . 2 Satz 2 BayJG 

Genehmigung nach Art. 23 Abs . 2 Satz 2 BayJG 

Anordnung nach Art. 23 Abs. 4 Satz 3 BayJG 

Rücknahme oder Widerruf einer Genehmigung zur Errich­
tung, Erweiterung und zum Betrieb eines Wildgeheges (Art. 48, 
49 BayVwVfG 

40 bis 120 

20 bis 60 

30 

50 bis 150 

kostenfrei 

kostenfrei 

kostenfrei 

60 bis 1200 

25 bis 240 

50 bis 100 % der 
Gebühr nach Tarif­
Stelle 1.26 

1.29 Anerkennung nach Art. 24 BayJG 60 bis 1 200 

1.30 Rücknahme oder Widerruf der Anerkennung nach Art . 24 
BayJG 30 bis 1 200 

1.31 Amtshandlungen im Vollzug des Art. 25 BayJG kostenfrei 

1.32 

1.32 .1 

1.32.1.1 

1.32.1.2 

1.32.1.3 

1.32.1.4 

1.32.1.5 

1.32.1.6 

1.32.1.7 

1.32.2 

1.32.2 .1 

1.32.2.2 

1.32.2.2 .1 

Jagd- oder Falknerjagdscheine (§§ 15, 16 Bundesjagdgesetz): 

Erteilung eines 

Dreij ahresj agdscheins 

Einj ahresjagdscheins 

Tagesjagdscheins 

J ugendj agdscheins 

Falknerdreijahresjagdscheins 

Falknereinj ahresj agdscheins 

Falknertagesjagdscheins 

Ermäßigungen: 

Die Gebühr ermäßigt sich 

für Angehörige der Bayerischen Staatsforstverwaltung, die 
aus dienstlichen Gründen zur Jagdausübung verpflichtet 
sind und deren Jagdschein aufgrund eines Antrags der zu 
ständigen Staatsforstbehörde erteilt wird, 

für die Personen, die 

sich in der vorgeschriebenen Ausbildung zum Revierjäger 
befinden oder 

180 

80 

20 

50 

50 

20 

10 
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Tarif-Nr. 
Gebühr 

DM 
Lfd. Nr. 

noch 6.1.1/ 

Tarif­
Stelle 

1.32.2 .2.2 

1.32.2.3 

1.32.2.4 

1.33 

1.34 

1.35 

1.36 

1.37 

1.38 

1.39 

1.40 

Gegenstand 

in öffentlichen oder privaten Diensten stehen und die Jagd 
oder den Jagdschutz entweder ausschließlich oder nach 
einer anerkannten forstlichen Ausbildung neben ihrer son­
stigen forstlichen Tätigkeit hauptberuflich ausüben, 

für Studierende der Forstwissenschaft oder Forstwirt­
schaft nach Bestehen der J ägerprüfung oder einer nach § 14 
JFPO gleichgestell ten Prüfung für die Zei tdauer ihrer forst­
lichen Ausbildung an der Universität oder Fachhochschule 

für Jagdberater (Art. 49 Abs. 3 BayJG) und ehrenamtliche 
Mitglieder der Jagdbeiräte (Art. 50 BayJG) jeweils ein­
schließlich ihrer Stellvertreter 

auf 10 % der Gebühr nach den Tarif-Stellen 1.32.1.1 und 2 . 

• Ungültigkeitserklärung und Einziehung eines Jagd- oder 
Falknerjagdscheins nach § 18 Bundesjagdgesetz 

Genehmigung nach § 19 Abs. 1 Nr. 7 Bundesjagdgesetz 

Erlaubnis nach § 19 Abs. 1 Nr. 11 Bundesjagdgesetz 

Anerkennung nach § 19 Abs. 3 Bundesjagdgesetz 

Ausnahme nach Art. 29 Abs. 3 Nr. lader 3 BayJG 

Ausnahme nach Art. 29 Abs. 3 Nr. 2 BayJG 

Einschränkung nach Art . 29 Abs. 5 Satz 2 BayJG 

Ausnahme nach Art. 31 Abs. 2 Satz 2 BayJG 

100 bis 200 % der 
Gebühren nach Tarif­
Stelle 1.32.1 

20 bis 100 je Grube 
oder Saufang 

15 bis 60 

60 bis 240 

35 bis 70 

35 bis 70 

30 bis 150 

kostenfrei 

1.41 Bestätigung oder Festsetzung nach § 15 Abs. 1 Satz lader 
Satz 2 Halbsatz 1 AVBayJG: 

1.41.1 

1.41.2 

Für 1 Jagdjahr 

Für 2 oder 3 Jagdjahre 

2Innerhalb dieser Gebührenrahmen sind insbesondere Zahl 
und Art der zum Abschuss zugelassenen Tiere zu 
berücksichtigen. 

15 bis 60 

25 bis 120 

1.42 Festsetzung nach § 15 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 AVBayJG: 

1.42.1 Für 1 Jagdjahr 200 bis 1 000 

1.42.2 Für 2 oder 3 Jagdjahre 400 bis 2000 

1.43 Verbot nach § 21 Abs. 3 Bundesjagdgesetz: 

1.43.1 

1.43.2 

1.44 

1.45 

Wegen Bestandsbedrohung aufgrund übermäßiger Jagd-
nutzung .100 bis 400 

Sonst kostenfrei 

Anordnung naeh Art. 32 Abs. 2 Satz 2 BayJG 25 bis 240 

Verlangen naeh Art. 32 Abs. 4 Satz 2 BayJG 25 bis 240 
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Tarif-Nr. 
Gebühr 

DM 
Lfd. Nr. 

noch 6.1.1/ 

Tarif­
SteIle 

1.46 

Gegenstand 

Anordnung nach Art. 32 Abs. 5 Satz 2 BayJG kostenfrei 

1.47 Zulassung einer Ausnahme nach Art. 32 Abs. 6 BayJG kostenfrei 

1.48 Zulassung einer Ausnahme nach § 22 Abs. 1 Satz 4 Bundes-
jagdgesetz, Art. 33 Abs. 5 Nr. 1 BayJG 30 bis 150 

1.49 Zulassung einer Ausnahme nach § 22 Abs. 4 Satz 5 Bundes­
jagdgesetz, Art. 33 Abs. 5 Nr. 1 BayJG: 

1.49.1 

1.49.2 

1.50 

1.51 

1.52 

1.53 

1.54 

Für Zwecke der Aufzucht 

Sonst 

Genehmigung nach § 22 Abs. 4 Satz 3 Bundesjagdgesetz, 
Art. 33 Abs. 5 Nr. 3 BayJG 

Anordnung nach § 22 Abs. 1 Satz 3 oder Abs. 2 Satz 2 Bun­
desjagdgesetz, Art. 33 Abs. 5 Nr. 2 BayJG 

Bestätigung als Jagdaufseher (§ 25 Abs. 1 Satz 1 Bundes­
jagdgesetz) 

Rücknahme oder Widerruf der Bestätigung als Jagdaufse­
her nach Art. 48, 49 BayVwVfG 

Anordnung nach Art. 41 Abs. 5 Satz 1 oder Satz 2 BayJG 

30 bis 150 

kostenfrei 

25 bis 120 

kostenfrei 

15 bis 40 zuzüglich 
der Kosten des Dien­
stabzeichens 

20 bis 80 

50 bis 120 

1.55 Anordnungen nach § 27 Abs. 1 Bundesjagdgesetz, Art. 44 
BayJG: 

1.55.1 

1.55.2 

1.56 

1.57 

1.58 

1.59 

1.60 

1.61 

1.62 

1.63 

1.64 

Erstmalige Anordnung nach § 27 Abs. 1 Bundesjagdgesetz kostenfrei 

Anordnung nach § 27 Abs. 1 Bundesjagdgesetz i.v.m. Art. 44 
BayJG, eingewechseltes Schalenwild zu erlegen, 25 bis 60 

Anordnung nach § 27 Abs. 2 Satz 1 Bundesjagdgesetz 25 bis 120 

Genehmigung nach Art. 34 Abs. 2 Satz 1 BayJG oder § 20 
AVBayJG 60 bis 240 

Bestimmung nach Art. 35 Abs. 1 Satz 1 BayJG 25 bis 60 

Festsetzung nach Art. 35 Abs. 1 Satz 2 BayJG 10 % der für 1 Jahr 
festgesetzten Ent­
schädigung, minde­
stens 30 DM 

Ersatzbewilligung nach Art. 36 Satz 1 Halbsatz 2 BayJG 25 bis 60 

Festsetzung nach Art. 36 Satz 2 BayJG 10 % der für 1 Jahr 
festgesetzten Ent­
schädigung, minde­
stens30 DM 

Anordnung nach Art. 39 Abs. 2 BayJG 25 bis 60 

Regelung nach § 23 a Abs. 1 AVBayJG 25 bis 240 

Aufforderung nach Art. 43 Abs . 4 BayJG 25 bis 120 

2Mit der Gebühr sind etwaige Kontrollen abgegolten. 
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Tarif-Nr. 

Lfd. Nr. 

noch 6.1.2/ 3 

Tarif­
Stelle 

Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 9/1999 

Gegenstand 

Gesonderte Erhebung der Fischereiabgabe nach § 8 a Abs. 1 
Satz 2 AVFiG 10 

Gebühr 
DM 

187 

15 . Die Lfd. Nr. 6.II.l/ erhält folgende Fassung: 

Tarif-Nr. 

Lfd. Nr. 

6.11. 

6.11.1/ 

1 

2 

3 

4 

Tarif­
Stelle 

4.1 

4.2 

5 

6 

7 

8 

Gegenstand 

Pflanzliche Erzeugung 

Weingesetz: 

Genehmigung nach § 4 Abs. 3 

Genehmigung nach § 6 Abs. 2 Satz 2 

Anordnungen und Zulassungen nach § 6 Abs. 3 Satz 2 

Genehmigung nach § 7: 

Allgemein 

Zur Durchführung von Anbauversuchen (§ 7 Abs. 1 Nr. 3) 
und vonAnbaueignungsversuchen (§ 7 Abs. 3) 

Auslagen: 

Neben der Gebühr nach den Tarif-Stellen 2,3,4.1 und 4 .2 
werden Auslagen nach Art. 10 KG nicht erhoben. Bei 
Gebührenfreiheit werden alle Auslagen nach Art. 10 KG 
erhoben. 

Gebühr 
DM 

50 bis 500 

wie zu Tarif-Stelle 4.1 

wie zu Tarif-Stelle 4.1 

80 zuzüglich 8 DM je 
Ar der beantragten 
Pflanzfläche 

70 % der Gebühr nach 
Tarif-Stelle 4.1 

Zulassung nach § 8 Abs. 1 oder Anordnung nach § 8 Abs. 2 35 % der Gebühr nach 
Tarif-Stelle 4.1 und 
4.2, mindestens 50 DM 

Genehmigung nach § 11 Abs. 3 50 bis 500 

Ausstellung eines Zeugnisses über die Einhaltung der Ver­
suchsbedingungen bei Rebsortenversuchen (§ 3 Abs. 2 
Weinüberwachungsverordnung) 15 bis 60 

16. Die Lfd. Nr. 6.11.3/ erhält folgende Fassung: 

Tarif-Nr. 

Lfd. Nr. 

6.11.3/ 

Tarif­
SteIle 

Gegenstand 

Pflanzenschutz: 

Gebühr 
DM 



188 

Tarif-Nr. 

Lfd. Nr. Tarif­
Stelle 

noch 6.11.3/ 1 

n 
1.2 

1.3 

1.4 

1.5 

1.6 

1.7 

1.8 

2 

3 

4 

4.1 

4.2 

4.3 

5 

5.1 

5.1.1 

5.1.2 

5.1.3 

5.1.4 

5.1.5 

5.1.6 

5.1. 7 

5.1.8 

5.1.9 

5.1.10 

5.1.11 

5.1.12 

5.1.13 

Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 9/1999 

Gegenstand 

Pflanzenschutzgesetz: 

Anordnung nach § 6 Abs. 1 Satz 3 

Ausnahme nach § 6 Abs. 3 

Untersagung nach § 10 Abs. 2 

Genehmigung nach § 10 a Abs. 1 Satz 4 

Untersagung nach § 10 a Abs. 2 

Anordnung nach § 16 b Abs. 2 Satz 1 

Genehmigung nach § 18 b Abs. 1 Satz 1 

Anordnung nach § 34 a Satz 1 

Pflanzenschutzmittelverordnung: 

Anerkennung nach § 1 c Abs. 1 Satz 2 

Pflanzenschutz-Sachkundeverordnung: 

Anerkennung nach § 1 Abs. 1 Satz 2 oder § 3 Abs. 1 Nr. 2 

Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung: 

Anordnung nach § 3 Abs. 3 

Gestattung nach § 4 

Genehmigung nach § 7 Abs . 2 

Pflanzenbeschauverordnung: 

Innergemeinschaftliches Verbringen: 

Gebühr 
DM 

100 bis 500 

100 bis 500 

100 bis 500 

100 bis 500 

100 bis 500 

100 bis 500 

100 bis 500 

100 bis 500 

100 bis 500 

100 bis 500 

100 bis 500 

100 bis 500 

100 bis 500 

Verbringungsverbot nach § 13 a Abs .3 Satz 2 20 bis 200 

Anordnung § 13 c Abs. 1 Satz 2 20 bis 200 

Ausstellen eines Pflanzenpasses nach § 13 c Abs. 2 20 bis 50 

Genehmigung nach § 13 d Abs. 1 Satz 1 20 bis 50 

Änderung der Genehmigung nach § 13 d Abs. 1 Satz 1 20 

Nachträgliche Auflagen nach § 13 d Abs.l Satz 2 20 bis 50 

Widerruf einer Genehmigung nach § 13 d Abs . 1 Satz 3 20 bis 200 

Phytosanitäre Kontrolle und Buchkontrolle nach § 13 f 32 bis 640 

Anordnung von Maßnahmen nach § 13 g Abs. 1 Satz 1 20 bis 200 

Untersagung des Verbringens nach § 13 g Abs. 2 20 bis 200 

Ausstellen eines Pflanzenpasses für Schutzgebiete nach § 13 j 
Abs.2 20 bis 50 

Genehmigung nach § 13 k Abs. 1 Satz 1 20 bis 50 

Anordnung von Maßnahmen nach § 13 j 20 bis 200 
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Tarif-Nr. 
Gebühr 

DM 
Lfd. Nr. Tarif­

Stelle 

Gegenstand 

noch 6.11.3/ 5.1.14 Anordnungen nach § 13 m Abs. 2 Satz 1 20 bis 200 

5.1.15 Registrierung nach § 13 n Abs. 2 90 

5.1.16 Änderung der Registrierung nach § 13 n Abs. 2 20 

5.1.17 Anordnung des Ruhens der Registrierung nach § 130 Satz 1 20 bis 200 

5.2 Einfuhr und Durchfuhr aus einem Drittland: 

5.2 .1 Verbot nach § 3 Abs . 2 Satz 2 16 bis 192 

5.2 .2 Zulassung nach § 7 Abs. 2 20 bis 200 

5.2 .3 Dokumenten- und Identitätskontrolle je kommerzielle 
Sendung ohne phytosanitäre Untersuchung nach § 6 16 

5.2.4 Phytosanitäre Untersuchung mit Dokumenten- und Iden­
titätskontrolle nach § 8 Abs. 1 für 

5.2.4.1 

5.2.4.2 

5.2.4.3 

5.2.4 .4 

5.2.4 .5 

5.2.4 .6 

5. 2.4.7 

5.2.4 .8 

5.2.4.9 

5.2.4 .10 

5.2.5 

5.2.6 

5.2.7 

5.2.8 

5.3 

Topfpflanzen und andere Pflanzen 16 bis 112 

Gehölze einschließlich Edelreiser 16 bis 112 

Schnittblumen und -zweige 16 bis 112 

Stecklinge und Sämlinge 16 bis 112 

Saatgut, Zwiebeln, Knollen, Rhizome u.a. 16 bis 192 

Kartoffelknollen 16 bis 192 

Früchte · 16 bis 192 

Holz, Erde, Rinde 16 bis 192 

Sonstige (z .B. Meristeme) 16 bis 112 

Werden Untersuchungen auf Wunsch des Importeurs aus­
serhalb der Einlassstelle vorgenommen, erhöht sich die Ge-
bühr nach den Tarif-Stellen 5.2.4.1 bis 5.2.4.9 um 30 bis 100 

Anordnung von Maßnahmen nach § 9 Abs. 1 Satz 1 20 bis 200 

Ausnahme nach § 14 Abs . 1 80 bis 240 

Genehmigung nach § 14 Abs. 2 Satz 1 20 bis 200 

Ausnahme für die Durchfuhr nach § 14 Abs. 3 20 bis 200 

Ausnahme nach § 14a Abs.1 80 bis 240 

5.4 Ausfuhr in ein Drittland: 

5.4 .1 Ausstellen eines Pflanzengesundheitszeugnisses und Zwi­
schenzeugnisses mit Ausnahme von Holzverpackungen 
nach Australien 

5.4.1.1 

5.4 .1.2 

5.4.1.3 

je Sendung 

bis 1 000 kg 

über 1 000 bis zu 25 000 kg 

über 25000 bis zu 50 000 kg 

14 

16 

18 

189 
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Tarif-Nr. 
Gebühr 

DM 
Lfd. Nr. Tarif­

Stelle 

Gegenstand 

noch 6.ll.31 5.4.1.4 über 50000 bis zu 100 000 kg 20 

5.4.1.5 

5.4.1.6 

5.4.2 

über 100000 kg 

2Als Sendung ist die Warenmenge (Ladung) anzusehen, die 
gleichzeitig mit demselben Frachtbrief von demselben Ab­
sender mit demselben Beförderungsmittel an denselben 
Empfänger abgesandt wird. 31m allgemeinen wird also ein 
Pflanzengesundheitszeugnis als Sendung eine Stückgut­
menge, eine Postsendung, eine Waggon- oder LKW-Ladung 
bzw. eine Wagengruppe ausweisen. 4Für die Gebührener­
mittlung ist das Reingewicht (netto) ma~gebend. 

Werden mehrere LKW- oder Waggonladungen zu einer Sen­
dung zusammengefasst, so ist zusätzlich zu der Gebühr 
nach den Tarif-Stellen 5.4.1.1 bis 5.4.1.5 eine Gebühr von 
5 DM für jede Transporteinheit zu erheben. 

Die Gebühr nach den Tarif-Stellen 5.4.1.1 bis 5.4.1.6 erhöht 
sich je Sendung für die Untersuchung auf Quarantäne­
krankheiten für 

5 je wei tere ange­
fangene 100 000 kg 

5.4.2.1 Speisekartoffeln um 25 

5.4.2.2 Industriekartoffeln um 13 

5.4.3 Ausstellen eines Wiederausfuhrzeugnisses und einer Tei-
lungsbescheinigung 16 

5.4.4 Ausstellen eines Pflanzengesundheitszeugnisses für höl­
zernes Verpackungsmaterial (SIREX) nach Australien: 

5.4.4.1 bis 0,5 m 3 

5.4.4.2 über 0,5 m 3 bis 5 m3 

5.4.4.3 über 5 m3 bis 50 m3 

5.4.4.4 über 50 m 3 bis 300 m3 

5.4.5 Die Gebühr nach den Tarif-Stellen 5.4.4.1 bis 5.4.4.4 erhöht 
sich um eine Überwachungsgebühr in Höhe von 38 DM je 
angefangene halbe Stunde. 

5.4.6 Phytosanitäre Kontrollen 

5.4.7 Überprüfung von Holzdesinfektionsanlagen: 

5.4.7.1 

5.4.7.2 

5.4 .8 

5.5 

Für die 1. Kammer 

Für jede weitere gleichzeitig überprüfte Kammer 

WA -Vermerk im Pflanzengesundhei tszeugnis 

Auslagen: 

Neben der Gebühr werden Auslagen für Plomben, Pflan­
zenbeschauetiketten und Zeugnisanträge nicht erhoben. 

12 

14 

18 

50 

32 bis 640 

300 

100 

10 
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Tarif-Nr. 
Gebühr 

DM 
Lfd. Nr. Tarif­

Stelle 

Gegenstand 

noch 6.11.3/ 5.6 Zuschläge: 

5.6.1 Zuschläge zu den Gebühren nach den Tarif":Stellen 5.2.3 bis 
5.2.4.10 für Tätigkeiten ausserhalb der Öffnungszeiten der 
Einlassstellen: 

5.6.1.1 

5.6.1.2 

5.6.2 

6 

6.1 

An Werktagen 15 bis 25 

An Sonn- und Feiertagen 70 bis 135 

Spezielle Laboruntersuchungen, die im Rahmen von Tätig­
keiten nach den Tarif-Stellen 5.1.8, 5.2.6, 5.4.1.1 bis 5.4.1.5 
und 5.4.3 notwendig werden, 10 bis 500 

Reblausverordnung: 

Anordnung nach § 2 25 bis 240 

191 

6.2 Bescheinigung nach § 3 Abs. 1 15 je angefangene 
1000 Wurzelreben 

7 

8 

8.1 

8.2 

8.3 

8.4 

8.5 

8.6 

8.7 

Anerkennung als Kontrollstelle nach § 2 der Verordnung 
über die Durchführung von Kontrollen an Pflanzenschutz-
geräten 200 bis 1 000 

Anbaumaterialverordnung 

Eintragung in ein amtliches Verzeichnis nach § 3 90 

Änderung der Eintragung nach § 3 20 

Kontrolle der Bestände nach § 6 32 bis 640 

Kontrolle nach § 8 32 bis 640 

Ausnahme nach § 6 30 bis 240 

Anordnung zum Ruhen der Eintragung nach § 8 20 bis 200 

Anordnung der erforderlichen Maßnahmen nach § 8 20 bis 200 

17. Die Lfd. Nr. 6.I1.4/ erhält folgende Fassung: 

Tarif-Nr. 

Lfd. Nr. 

6.11.4/ 

1 

Tarif­
Stelle 

1.1 

1.1.1 

Gegenstand 

Saatgut: 

Saatgutverordnung1: 

Saatgut landwirtschaftlicher Arten: 

Anerkennung als Vorstufen- , Basis- oder Zertifiziertes 
Saatgut (§ 4 Saatgutverkehrsgesetz): 

Je angefangen es Hektar der zur Saatenanerkennung ange­
meldeten Vermehrungsfläche von 

1 Soweit nichts anderes angegeben ist, beziehen sich die FundsteIlen in der Tarif-Stelle 1 auf die Saatgutverordnung 

Gebühr 
DM 
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Tarif-Nr. 
Gebühr 

DM 
Lfd. Nr. 

noch 6.DA/ 

Tarif­
Stelle 

1.1.1.1 

1.1.1 .2 

1.1.1.3 

1.1.1.4 

1.1.1.5 

1.1.1.6 

1.1.1.7 

1.1 .1.8 

1.1.1.9 

Gegenstand 

Getreide ausser Hybridroggen 

Hybridroggen 

Mais 

Ölfrüchten im Überwinterungsanbau 

Sonstigen Ölfrüchten und Faserpflanzen 

Samenträgern und Stecklingen der Hackfrüchte 

Futterpflanzen und landwirtschaftlichen Leguminosen 

Mit der Gebühr abgegolten sind Prüfung nach § 7, Mittei­
lung nach § 9, erstmalige Prüfung nach § 12 Abs. 1 Satz 1, 
Mitteilung nach § 13 Satz 1 und Erteilung nach § 14, nicht 
jedoch Probenahme nach § 11, Kennzeichnung nach § 29 
Abs. 1, Verschließung nach § 34 und Wiederverschließung 
nach § 37 . 

Eine Gebühr nach Tarif-Stelle 1.1.1 wird auch im Fall der 
Abgabe des Verfahrens nach der Prüfung des Feldbestandes 
an eine andere Anerkennungsstelle erhoben. 

1.1.2 Nachbesichtigung nach § 8 einschließlich Mitteilung nach 

35 

60 

85 

45 

35 

70 

45 

§ 9 70 je Feldbestand 

1.1.3 Wiederholungsbesichtigung einschließlich Mitteilung nach 
§ 10: 

1.1.3.1 

1.1.3 .2 

1.1.4 

1.1.5 

1.1.6 

Wenn das Ergebnis der vorausgegangenen Feldbesichti-
gung bestätigt wird, 80 je Feldbestand 

Sonst kostenfrei 

Anerkennung nach Prüfung des Feldbestandes durch eine 
ausserbayerische Anerkennungsstelle (§ 4 Saatgutver­
kehrsgesetz, §§ 3 ff Saatgutverordnung), jedoch ohne Pro­
benahme nach § 11, Kennzeichnung nach § 29 Abs. 1, Ver­
schließung nach § 34, Wiederverschließung nach § 37 und 
Prüfung nach § 12 Abs . 1 Satz 1 20 je Partie 

Zulassung von Handelssaatgut (§§ 24 ff.), jedoch ohne Pro­
benahme nach § 24 Abs. 3 Nr. 1, Kennzeichnung nach § 34, 
Wiederverschließung nach § 37 , Prüfung nach § 24 Abs. 3 
Nr. 2 und Mitteilung nach § 24 Abs. 3 Nr. 3 20 je Partie 

Erteilung eines OECD-Zertifikates nach § 45 20 je Partie 

1.1. 7 Prüfung nach § 12 Abs. 1 Satz 1, § 15, § 24 Abs. 3 Nr. 2 ein­
schließlich Mitteilung nach § 13, § 15 Abs. 4, § 24 Abs. 3 
Nr. 3 für die zweite und jede weitere Prüfung im Anerken­
nungsverfahren nach Tarif-Stelle 1.1.1, für die erste und 
jede weitere Prüfung im Anerkennungsverfahren nach 
Tarif-Stelle 1.1.4 und im Zulassungsverfahren nach Tarif­
Stelle 1.1.5 aus dem Saatgut von: 

1.1.7.1 Getreide einschließlich Mais und Hülsenfrüchten 20 je Probe 

1.1.7.2 Futterpflanzen, Öl- und Faserpflanzen sowie aus gewöhn-
lichem Saatgut der Runkelrübe oder Zuckerrübe 27 je Probe 

I Soweit nichts anderes angegeben ist , beziehen sich die FundsteIlen in der Tarif-Stelle 1 auf die Saatgutverordnung 
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Tarif-Nr. 
Gebühr 

DM 
Lfd. Nr. 

noch 6.11.4/ 

Tarif­
Stelle 

1.1.7.3 

1.1.8 

Gegenstand 

Monogermsaatgut und Präzisionssaatgut der Runkel- oder 
Zuckerrübe 40 je Probe 

Prüfung nach § 12 Abs. 1 Satz 2 einschließlich der Ausstel-
lung einer Bescheinigung nach § 13 Satz 2 17 je Probe 

1.1.9 Feststellung nach § 12 Abs . 1 Satz 3 7 je Probe 

1.1.10 Feststellung des Gehalts an Erukasäure nach § 12 Abs. 1 
Satz 1 LV.m. § 6 Satz 2 23 je Probe 

1.1.11 Festsetzung nach § 40 Abs. 5 Satz 1 35 

1.1.12 Zuteilung nach § 40 Abs. 6 Satz 1 15 

1.1.13 Erteilung nach § 27 Satz 1 15 je Partie 

1.1.14 Rücknahme einer Anerkennung (§ 18), einer Mischungs-
nummer oder Kenn-Nummer (§ 28) 25 bis 120 

1.1.15 Rücknahme der Anmeldung vor Beginn der Feldbesichti-
gung 12 

1.1.16 Neuerstellung eines Anerkennungsbescheides wegen nach­
träglicher Berichtigung der Saatgutmenge oder Anderung 
der Kategorie 15 

1.2 Saatgut von Gemüsearten: 

1.2 .1 Anerkennung als Vorstufen-, Basis- oder Zertifiziertes 
Saatgut (§ 4 Saatgutverkehrsgesetz): 

1.2.1.1 

1.2.1.2 

Je angefangen es Ar der zur Saatgutanerkennung angemel­
deten Vermehrungsfläche von 

einjährigen Gemüsearten 

mehrjährigen Gemüsearten 

1.2 .2 Mit der Gebühr abgegolten sind Prüfung nach § 7, Mittei­
lung nach § 9 und Erteilung nach § 14 Abs. 1, nicht jedoch 
Probenahme nach § 11 Abs. 1, Prüfung nach § 12 Abs. 1 
Satz 1, Mitteilung nach § 13 Satz 1, Kennzeichnung nach 
§ 29 Abs. 1, Verschließung nach § 34 und Wiederver­
schließung nach § 37. 

1.2.3 Eine Gebühr nach Tarif-Stellen 1.2.1 wird auch im Fall der 
Abgabe des Verfahrens nach der Prüfung des Feldbestandes 
an eine andere Anerkennungsstelle erhoben. 

1.2.4 Nachbesichtigung (§ 8) einschließlich Mitteilung nach § 9 

1.2.5 Wiederholungsbesich tigung einschließlich Mi tteilung nach 
§ 10: 

1.2 .5.1 Wenn das Ergebnis der vorausgegangenen Feldbesichti-

0,60, mindestens 
20 DM je Vermeh­
rungsfläche 

1,20 DM, mindestens 
25 DM je Vermeh­
rungsfläche 

45 je Feldbestand 

gung bestätigt wird, 80 je Feldbestand 

1.2 .5.2 

1.2 .6 

Sonst kostenfrei 

Anerkennung nach Prüfung des Feldbestandes durch eine 
ausserbayerische Anerkennungsstelle (§ 4 Saatgutverkehrs-
gesetz, §§ 3 ff. Saatgutverordnung), jedoch ohne Probe-
nahme nach § 11, Kennzeichnung nach § 29 Abs . 1, Ver-
schließung nach § 34 und Prüfung nach § 12 20 je Partie 
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Tarif-Nr. 
Gebühr 

DM 
Lfd. Nr. 

noch 6.11.4/ 

Tarif­
Stelle 

1.2 .7 

1.2 .8 

1.2 .9 

1.2.10 

1.2 .11 

1.3 

2 

2.1 

2.2 

2.3 

Gegenstand 

Erteilung eines OE CD-Zertifikates nach § 45 

Prüfung nach den § § 12 und 15 einschließlich der Mi tteilung 
nach den §§ 13 und 15 im Verfahren nach den Tarif-Stellen 

20 

1.2.1 und 1.2 .5 27 je Probe 

Festsetzung nach § 40 Abs. 5 35 

Zuteilung nach § 40 Abs. 6 20 

Rücknahme der Anerkennung (§ 18) oder Kenn-Nummer 
(§ 28) 25 bis 120 

Auslagen: 

Neben den Gebühren nach den Tarif-Stellen 1.1 und 1.2 
werden Auslagen nach Art. 10 KG nicht erhoben. 

Pflanzkartoffelverordnung2: 

Anerkennung als Vorstufen-, Basis- oder Zertifiziertes 
Pflanzgut (§ 4 Saatgutverkehrsgesetz) 

2Mit der Gebühr abgegolten sind Prüfung nach § 9, Mittei­
lung nach § 11, Probenahme nach den §§ 13 und 14 für die 
Prüfung auf Viruskrankheiten, Mitteilung nach § 16 und 
Erteilung nach § 19, nicht jedoch Kennzeichnung nach § 24, 
Verschließung nach § 28 und Wiederverschließung nach 
§ 29, Prüfung nach den §§ 13 und 15 auf Viruskrankheiten 
sowie Probenahme und Prüfung auf Knollenkrankheiten 
und äussere Mängel nach den §§ 13, 17 und 18. 

3Die Gebühr wird auch im Fall der Abgabe des Verfahrens 
nach der Prüfung des Feldbestandes an eine andere Aner­
kennungs stelle erhoben. 

Nachbesichtigung (§ 10 Abs. 1) einschließlich Mitteilung 

60 je angefangenes' 
Hektar der zur Pflanz­
gutanerkennung ge­
meldeten Fläche 

nach § 11 70 je Feldbestand 

Wiederholungsbesichtigung einschließlich Mitteilung nach 
§ 12: 

2.3.1 Wenn das Ergebnis der vorausgegangenen Feldbesichti-
gung bestätigt wird, 80 je Feldbestand 

2.3.2 Sonst kostenfrei 

2.4 Anerkennung nach Prüfung des Feldbestandes durch eine 
ausserbayerische Anerkennungsstelle (§ 4 Saatgutverkehrs­
gesetz, § 4 Pflanzkartoffelverordnung), jedoch ohne Kenn­
zeichnung nach § 24 , Verschließungnach § 29, Probenahme 
nach den §§ 14, 15 sowie den §§ 13, 17 und 18 und Mitteilung 
nach § 16 20 je Partie 

2.5 Erstmalige Probenahme für die Prüfung auf Viruskrank­
heiten im Anerkennungsverfahren nach Tarif-Stelle 2.4 
und zweite sowie jede weitere Probenahme im Anerken­
nungsverfahren nach den Tarif-Stellen 2 .1 und 2.4 (§ 14) 
einschließlich Mitteilung nach § 16 25 je Probe 

2 Soweit nichts anderes angegeben ist, beziehen sich die FundsteIlen in der Tarif-Stelle 2 auf die Pflanzkartoffelverordnung. 
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Tarif-Nr. 
Gebühr 

DM 
Lfd. Nr. 

noch 6.11.4/ 

Tarif­
Stelle 

2.6 

Gegenstand 

Festsetzung nach § 30 Abs. 4 35 

2.7 Rücknahme der Anerkennung (§ 22) 25 bis 120 

2.8 Rücknahme der Anmeldung vor Beginn der Feldbesichti-
gung 12 

2.9 Neuerstellung eines Anerkennungsbescheides wegen nach-
träglicher Änderung der Kategorie oder Klasse 15 

2.10 

3 

3.1 

3.1.1 

3.1.2 

3.1.3 

Auslagen: 

Neben der Gebühr nach den Tarif-Stellen 2.1 und 2.7 wer­
den Auslagen nach Art. 10 KG nicht erhoben. 

Rebenpflanzgutverordnung3: 

Anerkennung als Vorstufen-, Basis-., Zertifiziertes Pflanz­
gut oder Standardpflanzgut (§ 4 Saatgutverkehrsgesetz) 
einschließlich Besichtigung und Prüfung nach § 7, Mittei­
lung nach § 9, erstmaliger Prüfung nach § 11 Abs. 1 und Er­
teilung nach § 12: 

Je angefangenes Ar des zur Anerkennung von Reben im 
Sinn des § 2 Nm. 2, 3, 4, 5 und 10 angemeldeten Mutter­
rebenbestandes 

Je angefangene 1 000 Stück der in Rebschulen besichtigten 
Reben im Sinn des § 2 Nm. 6, 7 und 11 

Je angefangene 1 000 Stück der besichtigten Reben im Sinn 
des § 2 Nm. 8 und 9 

3.1.4 Eine Gebühr nach Tarif-Stelle 3.1 wird auch im Fall der Ab­
gabe des Verfahrens nach der Prüfung des Rebenbestandes 
an eine andere Anerkennungsstelle erhoben. 

3.2 

3.3 

Nachbesichtigung nach § 8 

Wiederholungsbesichtigung einschließlich Mitteilung nach 
§ 10: 

3.3 .1 Wenn das Ergebnis der vorausgegangenen Besich tigung des 

1,20 je Sorte, minde­
stens 12 DM 

6 je Sorte, mindestens 
35 je Betrieb 

6 je Sorte, mindestens 
35 je Betrieb 

45 je Rebenbestand 

Rebenbestandes bestätigt wird, 80 je Rebenbestand 

3.3.2 Sonst kostenfrei 

3.4 Anerkennung nach Prüfung des Rebenbestandes durch eine 
ausserbayerische Anerkennungsstelle (§ 4 Saatgutver­
kehrsgesetz, § 3 Rebenpflanzgutverordnung), jedoch ohne 
Prüfung nach § 11 Abs. 1 12 je Partie 

3.5 Prüfung nach § 11 Abs. 1 und 4 für die zweite und jede wei­
tere Prüfung im Anerkennungsverfahren nach Tarif-Stelle 
3.1 oder für die erste und jede weitere Prüfung im Anerken-
nungsverfahren nach Tarif-Stelle 3.4 45 je Partie 

3.6 Festsetzung nach § 19 Abs. 4 35 

3 Soweit ni chts anderes angegeben ist , beziehen sich die FundsteIlen in der Tarif-Stelle 3 auf die Rebenpflanzgutverordnung. 
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Tarif-Nr. 

Lfd. Nr. Tarif­
SteIle 

noch 6.11.4/ 3.7 

3.8 

Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 9/1999 

Gegenstand 

Rücknahme der Anerkennung nach § 15 

Nachkontrolle nach § 12 Saatgutverkehrsgesetz: 

3.8.1 Wenn keine oder nur geringfügige Mängel festgestellt 

Gebühr 
DM 

25 bis 120 

werden, kostenfrei 

3.8.2 Sonst 25 bis 230 

3.9 Auslagen: 

Neben der Gebühr nach den Tarif-Stellen 3.1 bis 3.8 werden 
Auslagen nach Art. 10 KG nicht erhoben. 

18. Die Tarif-Nr. 6.IVO/1.14 erhält folgende Fassung: 

Tarif-Nr. 

Lfd. Nr. 

6.IV.O/ 

Tarif­
SteIle 

1.14 

Gegenstand 

gestrichen 

Gebühr 
DM 

19. In der Gebührenspalte der Tarif-Nrn. 7.1.1/9 und 7.1.9/4.1 und 11 wird jeweils die Angabe "wie zu Tarif-Num­
mer 5.111.5/50" durch die Angabe "wie zu Tarif-Nummer 5.111.5/44" ersetzt. 

20. Es wird folgende Lfd. Nr. 7.1.13/ angefügt: 

Tarif-Nr. 

Lfd. Nr. 

7.1.13/ 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

Tarif­
SteIle 

Gegenstand 

Produktsicherheitsgesetz: 

Maßnahme nach § 7 Abs. 1 

Untersagung nach § 7 Abs . 2 Nr. 1 oder 2 

Anordnung nach § 7 Abs. 2 Nr. 3 

Anordnung nach § 8 

Maßnahme nach § 9 

Verlangen nach § 11 Abs. 1 oder 2 

Gebühr 
DM 

200 bis 4000 

100 bis 1 000 

100 bis 400 

100 bis 300 

200 bis 4000 

50 bis 100 

21. In der Gebührenspalte der Tarif-Nummern 7.11.10/11 , 7.IV1/5 und 7,7 .IV2/1 und 6 s6wie 7 .V1/4 wird jeweils 
die Angabe "wie zu Tarif-Nummer 5.111.5/50" durch die Angabe "wie zu Tarif-Nummer 5.111.5/44" ersetzt. 
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22. Die Lfd. Nm. 7.VI.11 bis 7.VI.81 erhalten folgende Fassung: 

Tarif-Nr. 

Lfd. Nr. 

7.VI. 

7.VI.11 

7.VI.21 

7.VI.31 

7.VIAI 

7.VI.51 

1 

Tarif­
SteIle 

1.1 

1.2 

1.3 

1.3 .1 

1.3 .2 

1.4 

1.5 

1.6 

2 

2.1 

2.2 

2.3 

3 

3.1 

3.2 

3.3 

Gegenstand 

Soziale Fürsorge 

Gesetz über die Erstattung der Kosten des Schwerbeschä­
digtenurlaubs: 

Amtshandlungen im Vollzug des Gesetzes über die Erstat-

Gebühr 
DM 

tung der Kosten des Schwerbeschädigtenurlaubs kostenfrei 

Häftlingshilfegesetz: 

Amtshandlungen im Vollzug des § 10 Abs. 4 

unbesetzt 

Heimgesetz, Heimmindestbauverordnung und Heimper­
sonalverordnung: 

Heimgesetz: 

Bestellung nach § 5 Abs. 2 

Feststellungsbescheid zur Anzeigeverpflichtung nach § 7 

Heimbegehung nach § 9 Abs. 2: 

Wenn keine Mängel festgestellt werden, 

Sonst 

Beratung nach § 11 

Anordnung nach § 12 

Untersagung nach § 13 oder § 16 

Heimmindestbauverordnung: 

Zustimmung nach § 14 Abs. 1 

Einräumung einer Frist nach § 30 

Befreiung nach § 31 

Heimpersonalverordnung: 

Zustimmung nach § 5 Abs. 2 

Einräumung einer Angleichungsfrist nach § 10 Abs. 1 

Befreiung nach § 11 Abs. 1 

Bundeserziehungsgeldgesetz: 

Zulässigkeitserklärung nach § 18 Abs . 1 

kostenfrei 

kostenfrei 

250 bis 2000 

kostenfrei 

50 bis 80 je angefan­
gene 112 Stunde für 
jede an der Begehung . 
beteiligte Person, 
mindestens 100 DM 

kostenfrei 

100 bis 2000 

100 bis 2000 

100 bis 500 

100 bis 1 000 

100 bis 1 000 

100 bis 1000 

100 bis 1 000 

100 bis 1 000 

100 bis 500 
je betroffene Arbeit­
nehmerin 
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Tarif-Nr. 

Lfd. Nr. Tarif­
Stelle 

7.VI.6/ 
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G~genstand 

Schwangerenberatung: 

Amtshandlungen im Vollzug des Schwangerenberatungs-

Gebühr 
DM 

gesetzes kostenfrei 

7.VI.7/ Gesetz über Regelungen im Sozialwesen: 

Anerkennung von Beratungsstellen nach Art. 1 und 2 Abs. 2 20 bis 200 

7.VI.8/ Strafrechtliches Rehabilitierungsgesetz: 

Amtshandlungen im Vollzug der §§ 16 bis 19 

23. Die Lfd. Nr. 7 .VI.9/ wird gestrichen. 

24. Der Einleitungssatz der Lfd. Nr. 7 .VII .1/ erhält folgende Fassung: 

Tarif-Nr. 

Lfd. Nr. 

7.VII.l/ 

Tarif­
Stelle 

Gegenstand 

Bundesvertriebenengesetz: 

Für Vertriebene und Heimatvertriebene (§§ 1, 2), Sowjet­
zonenflüchtlinge, die diese Voraussetzungen vor dem 1. Ju­
li 1990 erfüllt haben (§ 3), und für Spätaussiedler (§ 4) sowie 
deren nichtdeutsche Ehegatten und Abkömmlinge (§ 7 
Abs. 2) gilt: 

25. Die Lfd. Nr. 7 .VII.4/ erhält folgende Fassung: 

Tarif-Nr. 

Lfd. Nr. 

7.VII.4/ 

Tarif­
SteIle 

Gegenstand 

unbesetzt 

26. Die Lfd. Nm. 7 .VIII.1/ und 7 .VIII.2/ werden gestrichen. 

27. Die Lfd. Nm. 7.IX.1/ bis 7.IX.11/ erhalten folgende Fassung: 

Tarif-Nr. 

Lfd. Nr. 

7.IX. 

7.IX.l/ 

Tarif­
Stelle 

Gegenstand 

Gesundheitswesen und Verbraucherschutz 

Ärzte: 

Bundesärzteordnung: 

kostenfrei 

Gebühr 
DM 

Gebühr 
DM 

Gebühr 
DM 



Tarif-Nr. 

Lfd. Nr. 

noch 7.IX.l/ 

7.IX.2/ 

1 

Tarif­
Stelle 

1.1 

1.2 

1.3 

2 

3 

4 

5 

6 

6.1 

6.2 

7 

g. 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

1 

1.1 

1.2 

1.3 

2 

3 

4 

5 

5.1 

5.2 

6 
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Approbation nach 

§ 3 Abs. 1 oder § 14b 

§ 3 Abs. 2 

§ 3 Abs. 3 

Gegenstand 

Zurücknahme oder Widerruf nach § 5 

Anordnung nach § 6 Abs. 1 

Aufhebung nach § 6 Abs. 2 

Zulassung nach § 6 Abs. 4 

Erlaubnis nach §§ 8, 10 Abs. 1, 2 und 3 oder ihre Verlän-
gerung: 

240 

360 

480 

Gebühr 
DM 

250 bis 600 

250 bis 600 

200 bis 400 

120 bis 350 

199 

Befristet 50 je angefangenes 
Halbjahr 

Unbefristet 200 

Erlaubnis nach § 10 Abs. 4 20 

Erlaubnis nach § 10 Abs. 5 40 

Widerruf einer nach §§ 8 oder 10 erteilten Erlaubnis 60 bis 120 

Bescheinigung für ausländische Staatsangehörige über die 
Beendigung der Medizinalassistentenzeit oder der Tätig-
keit als Arzt im Praktikum 180 

Bayerisches Schwangerenhilfeergänzungsgesetz: 

Erlaubnis nach Art. 3 Abs. 1 Satz 1 

Widerruf einer Erlaubnis nach Art. 8 Abs. 1 

Anordnung nach Art. 7 Abs . 1 Satz 2 

Anordnung nach Art. 8 Abs. 2 Satz 1 oder Satz 2 

Gesetz über die Ausübung der Zahnheilkunde: 

Approbation nach 

100 bis 500 

200 bis 1 000 

30 bis 1 200 

200 bis 1 000 

§ 2 Abs. 1, §§ 8 bis 10 oder § 20a 240 

§2Abs.2 360 

§ 2 Abs. 3 480 

Zurücknahme nach § 4 Abs. 1 oder Widerruf nach § 4 Abs. 2 250 bis 600 

Anordnung nach § 5 Abs. 1 250 bis 600 

Aufhebung nach § 5 Abs. 2 200 bis 400 

Erlaubnis nach §§ 7 a, 13 oder ihre Verlängerung: 

Befristet 

Unbefristet 

Widerruf einer nach § 7a oder § 13 erteilten Erlaubnis 

50 je angefangenes 
Halbjahr 

200 

60 bis 120 



200 

Tarif-Nr. 

Lfd. Nr. 

7.IX.3/ 

7.IX.4/ 

7.IX.5/ 

7.IX.6/ 

1 

2 

1 

2 

3 

4 

1 

Tarif­
SteIle 

1.1 

1.2 

1.3 

2 

3 

4 

5 

6 

6.1 

6.2 

7 

1 
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Gegenstand 

Heilpraktikergesetz: 

Erlaubnis nach § 1 

2Führt die Genehmigungsbehörde im Rahmen der Ertei­
lung einer Erlaubnis Überprüfungen durch das eigene Ge­
sundheitsamt als Sachverständigen durch, erhöht sich die 
Gebühr um 175 bis 600 DM. 

Zurücknahme einer Erlaubnis (§ 7 Abs. 1 der Ersten Durch­
führungsverordnung zum Gesetz über die berufsmäßige 

200 

Gebühr 
DM 

Ausübung der Heilkunde ohne Bestallung) 60 bis 240 

Hebammen und Heilhilfsberufe: 

Erlaubnis zur Führung einer Berufsbezeichnung nach dem 
Hebammengesetz, dem Krankenpflegegesetz oder nach an­
deren gern. Art. 74 Nr. 19 GG vom Bund erlassenen Heil­
hilfsberufsgesetzen, soweit nicht Tarif-Stelle 2 einschlägig 
ist 40 

Erlaubnis zur Führung der Berufsb~zeichnung Kranken-
pflegehelferin oder Krankenpflegehelfer 30 

Gleichachtung einer ausländischen Ausbildung in Aner­
kennungs- und Erlaubnisverfahren nach den Tarif-Stellen 
1 und 2 30 bis 80 

Rücknahme oder Widerruf einer Anerkennung oder einer 
Erlaubnis nach den Tarif-Stellen 1 und 2 (Art. 48 , 49 
BayVwVfG) 30 bis 100 

Bundes-Tierärzteordnung: 

Approbation nach 

§ 2 Abs. 1, § 4 Abs. 1 

§ 2 Abs. 1, § 4 Abs . 2 

§ 2 Abs. 1, § 4 Abs. 3 

Zurücknahme oder Widerruf nach §§ 6 und 7 

Anordriung nach § 8 Abs. 1 

Aufhebung nach § 8 Abs. 2 

Zulassung nach § 8 Abs. 4 

Erlaubnis nach § 2 Abs. 2, § 9a, § 11 oder ihre Verlängerung: 

Befristet 

Unbefristet 

Widerruf einer Erlaubnis nach § 9a und § 11 

Apothekenwesen: 

Bundes-Apothekerordnung: 

Approbation 

240 

360 

480 

250 bis 600 

250 bis 600 

200 bis 400 

120 bis 350 

50 je angefangenes 
Halbjahr 

200 

60 bis 120 



Tarif-Nr. 

Lfd. Nr. 

noch 7.IX.6/ 

Tarif­
SteIle 

1.1 

1.2 

1.3 

2 

3 

3.1 

3.2 

4 

5 

6 

7 

7.1 

7.2 

7.3 

8 

9 

10 

11 

12 

13 

14 

15 

16 

17 

18 

19 

20 
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nach § 4 Abs. 1 

nach § 4 Abs. 2 

nach § 4 Abs. 3 

Gegenstand 

Zurücknahme oder Widerruf nach § 6 oder § 7 

Erlaubnis nach § 2 Abs. 2, § 11 oder ihre Verlängerung: 

240 

360 

480 

Gebühr 
DM 

250 bis 600 

201 

Befristet 50 je angefangenes 
Halbjahr 

Unbefristet 

Widerruf einer nach § 2 Abs. 2, § 11 erteilten Erlaubnis 

Anordnung nach § 8 Abs. 1 

Aufhebung nach § 8 Abs. 2 

Gesetz über das Apothekenwesen: 

Erlaubnis nach § 1 Abs. 2, § 8: 

200 

60 bis 120 

250 bis 600 

200 bis 400 

Für eine öffentliche Apotheke 350 bis 1 200 

Für die Fortführung einer bestehenden öffentlichen Apo-
theke 200 bis 1 000 

Für die Erlaubnis, die Pächter benötigen, wenn sie die von 
ihnen gepachtete öffentliche Apotheke im unmittelbaren 
Anschluss an das Pachtverhältnis als Inhaber weiterführen kostenfrei 

Zurücknahme oder Widerruf nach § 4, 9 Abs. 4 oder § 14 
Abs. 3 120 bis 500 

Fristverlängerung nach § 3 Nr. 4 60 bis 200 

Schließung nach § 5 des Gesetzes über das Apothekenwesen 
und § 64 Abs. 4 Nr. 4 Arzneimittelgesetz 60 bis 350 

Abnahme nach § 6 60 bis 120 

Zulassung nach § 13 Abs. 1 Buchst. a 60 bis 250 

Genehmigung nach § 13 Abs. 1 Buchst. b 60 bis 250 

Erlaubnis nach § 14 Abs. 1 350 bis 2500 

Genehmigung nach § 14 Abs. 2 oder Abs . 5 120 bis 600 

Erlaubnis nach § 16 120 bis 600 

Vorläufige Anordnung nach § 64 Abs . 4 Nr. 4 Arzneimittel-
gesetz 40 bis 200 

Apothekenbetriebsordnung: 

Zulassung nach § 2 Abs. 5 25 bis 120 

Befreiung nach § 23 Abs. 2, 3 oder 4 Satz 2 12 bis 40 

Erlaubnis nach § 24 Abs. 1 60 bis 120 



202 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 9/1999 

Tarif-Nr. 

Lfd. Nr. 

7.IX.7/ 

7.IX.8/ 

7.IX.9/ 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

,9 

10 

11 

Tarif­
Stelle 

11.1 

11.2 

Gegenstand 

Arzneimittelgesetz: 

Gebühr 
DM 

Erlaubnis nach § 13 250 bis 6 000 

Rücknahme nach § 18 Abs. 1 Satz 1, Widerruf nach § 18 
Abs . 1 Satz 2 Halbsatz 1, Anordnung nach § 18 Abs . 1 Satz 2 
Halbsatz 2 oder vorläufige Anordnung nach § 18 Abs . 2 120 bis 3000 

Vorläufige Anordnung nach § 64 Abs. 4 Nr. 4 120 bis 600 

Schließung nach § 64 Abs . 4 Nr. 4 250 bis 600 

Anordnung nach § 69 Abs. 1 120 bis 2 000 

Untersagung nach § 69 Abs. 2 120 bis 1 200 

Sicherstellung nach § 69 Abs . 2a oder 3 120 bis 1 200 

Einfuhrerlaubnis nach § 72 Abs . 1 250 bis 1 200 

Zertifikat nach § 72a Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 1 000 bis 8 000 

Bescheinigung nach § 73 Abs. 6 60 bis 250 

Export von Arzneimitteln: 

Ausstellung von Ursprungszeugnissen 

Wird ein Ursprungszeugnis zur Vorlage an verschiedene 
Gesundheitsbehörden gleichzeitig mehrfach ausgestellt, 
beträgt die Gebühr für das zweite und jedes weiter e 
Zeugnis 

20 je Mittel , minde­
stens40 DM 

50 % der Gebühr n ach 
Tarif-Stelle 11.1 

11 .3 Neben der Gebühr nach den Tarif-Stellen 11.1 und 11.2 
werden Auslagen nach Art. 10 Abs . 1 Nr. 2 KG nicht er­
hoben. 

Tierimpfstoff-Verordnung: 

1 Ausnahme nach § 34 Abs. 1 Satz 2: 

1.1 Aufgrund eines Sammelantrags durch den Tierarzt 20 bis 100 

1.2 Sonst 10 je Tierhalter 

2 Verlängerung der Zulassung nach § 34 Abs. 1 Satz 2 50 % der Gebühr nach 
Tarif-Stelle 1, minde-
stens 10 DM 

Tierschutzrecht: 

1 Tierschutzgesetz: 

Genehmigung nach § 8 20 bis 1 000 

2 Tierschutztransportverordnung: 

2.1 Sachkundebescheinigung nach § 13 Abs . 3 20 bis 1 000 

2.2 Entzug der Sachkundebescheinigung nach § 13 Abs. 8 20 bis 1 000 



Tarif-Nr. 

Lfd. Nr. 

noch 7.IX.9/ 

7.IX.I0/ 

3 

Tarif­
Stelle 

3.1 

3.2 

1 

1.1 

1.2 

1.3 

1.4 

2 

3 

3.1 

3.1.1 

3.1.2 

3.2 

4 

4 .1 

4.2 

4.3 

4.4 

5 

5.1 

5.2 

6 

6.1 
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Gegenstand 

Tierschutz-Schlachtverordnung: 

Sachkundebescheinigung nach § 4 Abs. 3 

Entzug der Sachkundebescheinigung nach § 4 Abs. 8 

Lebensmittelüberwachung: 

Lebensmittelüberwachungsgesetz: 

Anordnung nach Art. 2 

Zulassung von Sachverständigen nach Art. 4 Abs. 1 Satz 1 

Bescheinigung nach Art. 5 Abs. 1 Satz 1 

Anerkennung nach Art. 6 Abs . 3 

Lebensmittel- und Bedarfsgegenständegesetz: 

Ausnahmebewilligung nach § 37 

Weingesetz: 

Gebühren: 

Zuteilung einer Prüfungsnummer nach § 19 Abs. 1 und 2 
oder Zuerkennung eines Prädikats unter Zuteilung einer 
Prüfungsnummer nach § 20 Abs. 1: 

Bis zu 30000 I abgefüllte Menge 

Bei mehr als 30 000 I abgefüllte Menge 

Auslagen: 

Mit der Gebühr nach den Tarif-Stellen 3.1.1 und 3.1.2 sind 
die Auslagen für die Entschädigungen der Mitglieder der 
Prüfungskommission abgegolten. 

Wein-Überwachungsverordnung: 

Ausnahmegenehmigung nach § 2 Abs. 1 Satz 1 

Versuchsgenehmigung nach § 3 Abs. 1 

Genehmigung nach § 12 Abs. 1 oder § 13 Abs. 2 Satz 1 

Einverständniserklärung nach § 32 Abs. 1 Satz 2 

Weinverordnung: 

Zulassung nach § 23 

Eintragung nach § 29 

Mineral- und Tafelwasserverordnung: 

Anerkennung nach § 3 Abs. 1 

Gebühr 
DM 

20 bis 1 000 

20 bis 1 000 

50 bis 2 000 

150 

40 bis 200 

100 bis 150 

50 bis 5000 

203 

30 zuzüglich 6 DM je 
an gefangene 1 0001 

wie zu Tarif-Stelle 
3.1.1 zuzüglich 3 DM 
je angefangene 1 000 I 
der 30000 I überstei­
genden Menge 

50 bis 1 000 

50 bis 500 

30 bis 100 

50 bis 500 

50 bis 1 000 

20 bis 200 

500 bis 5000 
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Tarif-Nr. 
Gebühr 

Tarif-
Gegenstand DM 

Lfd. Nr. 
Stelle 

noch 7.IX.IO/ 6.2 Nutzungsgenehmigung nach § 5 200 bis 2 000 

7 Milch- und Margarinegesetz: 

7.1 Erlaubnis nach § 4 Abs. 1 Satz 1 50 bis 2000 

7.2 Vorläufige Erlaubnis nach § 4 Abs . 5 20 bis 200 

7.3 Stellvertretererlaubnis nach § 5 Abs. 1 50 bis 2000 

7.4 Gestattung nach § 6 Abs. 1 Satz 1 20 bis 200 

7.5 Ausnahme nach § 8 Abs. 1 50 bis 2000 

7.6 Verlängerung nach § 8 Abs. 3 Satz 2 50 bis 200 

7.7 Widerruf nach § 8 Abs. 4 50 bis 500 

8 Milchverordnung: 

8.1 Zulassung nach § 20 50 bis 2000 

8.2 Genehmigung nach § 4 Abs. 5 oder § 6 Abs. 1 Satz 2 50 bis 500 

8.3 Ausnahme nach § 19 Abs. 1 50 bis 100 

9 Eiprodukte-Verordnung: 

9.1 Zulassung nach § 7 Abs. 1 500 bis 1 000 

9.2 Anordnung nach § 7 Abs. 3 100 bis 500 

9.3 Genehmigung nach § 3 Abs . 4 Satz 1 oder Abs. 5 50 bis 100 

9.4 Registrierung und Zuteilung einer Kontrollnummer nach § 8 50 bis 500 

9.5 Gestattung nach § 12 Abs . 2 Satz 1 50 bis 500 

10 Fleischhygienegesetz: 

10 .1 Anordnung nach § 7 Abs. 1 150 bis 2 000 

10.2 Untersagung nach § 7 Abs. 2 Satz 1 150 bis 2 000 

10 .3 Zustimmung nach § 7 Abs . 2 Satz 2 100 bis 500 

10.4 Zulassung nach § 13 Abs. 2 100 bis 1 000 

10.5 Ausnahme nach § 13 Abs. 3 Satz 1 100 bis 500 

10.6 Überwachung nach § 13 Abs. 3 Satz 2 Halbsatz 2: 

10.6.1 Wenn keine Beanstandungen festgestellt werden, kostenfrei 

10.6.2 Sonst 20 je an gefangene 
1/4 Stunde 

10.7 Aufsicht nach § 20 50 bis 500 

10.8 Zulassung nach § 21 300 bis 5 000 

10.9 Überprüfung nach § 21 300 bis 5 000 

10.10 Zulassung einer bakteriologischen Fleischuntersuchungs-
stelle oder einer Rückstandsuntersuchungsstelle 60 
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Tarif-Nr. 
Gebühr 

Tarif-
Gegenstand DM 

Lfd. Nr. 
Stelle 

noch 7.IX.I0/ 10.11 Hygieneüberwachung, Überwachung der Beförderung von 
Fleisch sowie Anordnungen im Rahmen dieser Tätigkeiten 
in einem Zerlegungsbetrieb, der nicht für den innergemein-
schaftlichen Handel oder den Export zugelassen ist (§ 22a 
Abs. 1 FlHG, § 11b FIHV) 20 je angefangene 

1/4 Stunde 

10.12 Hygieneüberwachung, Überwachung der Beförderung von 
Fleisch sowie Anordnungen im Rahmen dieser Tätigkeiten 
in einem Verarbeitungsbetrieb oder einem Kühl- und Ge-
frierhaus, der bzw. das nicht für den innergemeinschaftli-
chen Handel oder den Export zugelassen ist oder in einer 
Abgabestelle für Fleisch aus Isolierschlachtbetrieben (§ 22a 
Abs. 1 FlHG, § 11b FIHV) 25 je angefangene 

1/4 Stunde 

11 Fleischhygiene-Verordnung: 

11.1 Zulassung nach § 11 Abs. 1 300 bis 5000 

11.2 Überprüfung nach § 11 Abs. 2 Satz 1 300 bis 5000 

11.3 Zulassung nach § lld Abs. 2 Satz 1 300 bis 5 000 

11.4 Ausnahme nach § 17a Abs. 2 100 bis 1 000 

11.5 Für Amtshandlungen, die auf besonderen Antrag ausser-
halb der von der zuständigen Behörde festgesetzten Dienst-
zeit vorgenommen werden, erhöht sich die Gebühr um 50 %. 

12 Geflügelfleischhygienegesetz: 

12.1 Untersagung nach § 4 Abs. 1 Satz 1 50 bis 500 

12.2 Zustimmung nach § 4 Abs. 1 Satz 2 50 bis 150 

12.3 Untersagung nach § 4 Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 1 50 bis 500 

12.4 Anordnung nach § 4 Abs. 2 Satz 3 50 bis 150 

13 Hackfleischverordnung: 

Ausnahme nach § 13 Abs. 3 50 bis 100 

14 Diätverordnung: 

Genehmigung nach § 11 Abs. 1 100 bis 1500 

15 Zusatzstoff-Verkehrsverordnung: 

Genehmigung nach § 5 Abs. 5 100 bis 1 500 

7.IX.ll/ Viehverkehrsverordnung: 

1 Kennzeichnung von Rindern einschließlich Ausgabe von 
Rinderpässen nach §§ 24 d bis g sowie der im Zusammen-
hang mit der Kennzeichnung ausgeführten Tätigkeiten 2 bis 10 je zu kenn-

zeichnendes Tier, 
mindestens 20 DM 

2 Kennzeichnung von Schafen und Ziegen nach § 19 d ein-
schließlich im Zusammenhang mit der Kennzeichnung aus-
geführten Tätigkeiten 2 bis 10 je Ohrmarke, 

mindestens 20 DM 
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28. Die Lfd. Nr. 8.1.0/ erhält folgende Fassung: 

Tarif-Nr. 
Gebühr 

DM 
Lfd. Nr. 

8.1.0/ 

Tarif-
Stelle 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11 

12 

Gegenstand 

Abfallrecht: 

Übertragung von Pflichten auf Dritte nach § 16 Abs. 2 
KrW-/AbfG 1000 bis 10 000 

Übertragung von Erzeuger- und Besitzerpflichten nach § 17 
Abs. 3 KrW-/AbfG 1000 bis 10 000 

Verpflichtung nach § 17 Abs . 4 KrW-/AbfG 300 bis 2000 

Genehmigung der Gebührensatzung nach § 17 Abs. 5 
KrW-/AbfG 300 bis 5 000 

Übertragung von Pflichten nach § 18 Abs. 2 KrW-/AbfG 1000 bis 10 000 

Anordnung nach § 21 Abs. 1 KrW-/AbfG oder Art. 30 
BayAbfG 100 bis 50 000 

Anordnung nach § 21 Abs. 2 oder Abs. 3 KrW-/AbfG 100 bis 2000 

Befreiung nach § 25 Abs. 2 Satz 2 KrW-/ AbfG 300 bis 5 000 

Ausnahme nach § 27 Abs. 2 KrW-/AbfG 100 bis 10 000 

Verpflichtung zur Mitbenutzung einer Abfallentsorgungs­
anlage nach § 28 Abs . 1 KrW-/AbfG einschließlich Festset-
zung eines Entgeltes für die Mitbenutzung 2500 bis 10 000 

Übertragung der Beseitigung von Abfällen nach § 28 Abs. 2 
Satz 1 KrW-/AbfG 500 bis 9 000 

Entscheidung nach § 28 Abs. 3 KrW-/AbfG einschließlich 
der Bestimmung über die Kostenerstattung . 500 bis 8 000 

13 Plan feststellung nach § 31 Abs. 2 KrW-/ AbfG einschließlich 
Überwachung der Errichtung, einmaliger Abnahme und 
Erteilung des Abnahmescheins 

13.1 zur Errichtung und zum Betrieb 

von Deponien der Deponieklasse II TASi oder 

von Deponien der TA Abfall - Teil 1 

sowie 

zur wesentlichen Änderung einer solchen Anlage oder ihres 
Betriebs 

für Investitionskosten 

bis 250000 DM 

über 250000 DM bis 500 000 DM 

über 500000 DM bis 1 Mio DM 

über 1 Mio bis 5 Mio DM 

6000 

12000 

13 000 zuzüglich 6 %0 
der 500000 DM über­
steigenden Kosten 

18 000 zuzüglich 5 %0 
der 1 Mio DM über­
steigenden Kosten 



Tarif-Nr. 

Lfd. Nr. 

noch 8.1.0/ 

Tarif­
SteIle 

13.2 

13.3 

13.4 

13.4.1 

13.4.2 

13.5 

13.6 
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Gegenstand 

über 5 MioDM 

zur Errichtung und zum Betrieb von Deponien der Depo­
nieklasse I TASi oder mit geringeren Anforderungen 

2Bezieht sich die Errichtung auf ein nutzbares Volumen von 
mehr als 500 000 m3, kann der Gebührensatz 

für das 500 000 m3 übersteigende Volumen auf 20 % , 

für das 5 Mio m3 übersteigende Volumen auf 10 % 

ermäßigt werden. 

Sind mit der Änderung einer Deponie keine Investitionsko­
sten verbunden (z .B. bei einer Kapazitätserhöhung durch 
weitere Aufschüttung ohne bauliche oder anlagentechni­
sche Veränderungen, bei einer Änderung einer bestimmten 
Einbauart [Mischbetrieb statt Sondereinbau, Mischdepo­
nie statt Monodeponie] etc .), ist die Gebühr nach Tarif­
SteIle 13.2 zu berechnen. 

Investitionskosten: 

IAls Investitionskosten sind die Kosten zugrundezulegen, 
die im Zeitpunkt der Planfeststellung für die Verwirkli­
chung des geplanten Vorhabens ortsüblich erforderlich 
sind, sowie die voraussichtlichen Kosten für eine ab­
schließende Rekultivierung der Deponie. 2Die Investitions­
kosten umfassen alle zu erbringenden Lieferungen, Arbei­
ten und sonstigen Leistungen einschließlich der Inan­
spruchnahme von Maschinen und sonstigen Geräten. 3Ein­
zubeziehen sind auch die Gründungskosten und Kosten für 
die Erdaushubarbeiten sowie die Aufwendungen für die 
Entwicklung und Vorplanung, für den Erwerb des unbe­
bauten Grundstücks und des zum Betrieb der Anlage not­
wendigen Zubehörs . 

Über die Investitionskosten ist vom Träger des Vorhabens 
eine nachprüfbare Berechnung vorzulegen. 

Ersetzt die Planfeststellung zugleich eine sonst erforder­
liche baurechtliche oder sonstige Genehmigung, Zulas­
sung, Erlaubnis, Zustimmung, Verleihung oder Bewilli­
gung oder macht die Genehmigung eine solche Entschei­
dung entbehrlich, erhöht sich die Gebühr um den auf 75 % 
verminderten Betrag, der für die sonst erforderliche Geneh­
migung, Zulassung, Erlaubnis, Zustimmung, Verleihung 
oder Bewilligung nach diesem Kostenverzeichnis, nach 
einer Sondervorschrift oder nach Art. 6 Abs. 1 Satz 2 oder 
Satz 3 als Gebühr zu erheben wäre, wenn sie gesondert aus­
gesprochen würde. 

Die Gebühr nach den Tarif-Stellen 13.1 bis 13 .3 erhöht sich 
um den Betrag, der nach Tarif-Nr. 2.I.1/1.24.3 oder 1.24.4 zu 
erheben wäre , wenn eine in Zusammenhang mit einem· 
Deponievorhaben durchgeführte Abgrabung oder Auf­
schüttung gesondert durchgeführt würde. 

Gebühr 
DM 

207 

42 000 zuzüglich 4 %0 
der 5 Mio DM über­
steigenden Kosten 

0,05 bis 0,20 je m3 
nutzbaren Volumens, 
mindestens 3000 DM 
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Tarif-Nr. 

Lfd. Nr. 

noch 8.1.01 

Tarif­
Stelle 

13.7 

Gegenstand 

Erfolgt im Rahmen der Planfeststellung eine fachliche 
Stellungnahme durch das umwelttechnische Personal bei 
der Genehmigungsbehörde oder bei anderen öffentlichen 
Stellen, die dafür keine eigenen Gebühren erheben können, 
in den Bereichen des Lärm- und Erschütterungsschutzes, 
des Schutzes vor nichtionisierender Strahlung, der Luft­
reinhaltung, der Anlagensicherheit, der Abfallvermeidung 
oder der sparsamen Energienutzung, ist die Gebühr fÜr 
jedes der genannten Prüffelder um den durch die Stellung­
nahme verursachten Verwaltungsaufwand, mindestens je­
doch 500 und höchstens 5 000 DM für jedes der genannten 
Prüffelder, zu erhöhen. 

13.8 Ist mit der Planfeststellung die Durchführung einer UVP 
verbunden, erhöht sich die Gebühr, die sich nach den Tarif­
Stellen 13.1 bis 13.7 ergibt, um 30 %. 

14 

15 

16 

17 

Ausnahme nach Art. 14 Abs. 5 BayAbfG 

Planfeststellung bei Planänderung vor Fertigstellung des 
Vorhabens (§ 76 VwVfG bzw. Art. 76 BayVwVfG) 

Aufhebung eines Planfeststellungsbeschlusses nach § 77 
VwVfG oder Art . 77 BayVwVfG 

Einheitliche Planfeststellung nach § 78 VwVfG bzw. Art. 78 
BayywVfG 

18 Genehmigung nach § 31 Abs. 3 KrW-/AbfG einschließlich 
Überwachung der Errichtung, einmaliger Abnahme und 
Erteilung eines Abnahmescheins 

18.1 zur Errichtung und zum Betrieb 

von Deponien der Deponieklasse 11 TASi oder 

von Deponien der TA Abfall - Teil 1 

oder 

zur wesentlichen Änderung einer solchen Anlage oder ihres 
Betriebs 

für Investitionskosten 

bis 250 000 DM 

über 250 000 DM bis 500 000 DM 

über 500000 DM bis 1 Mio DM 

1 Mio bis 5 Mio DM 

über5MioDM 

Gebühr 
DM 

300 bis 3 000 

25 % der Gebühr nach 
Tarif-Stelle 13 

300 bis 10 000 

150 % der Gebühr 
nach Tarif-Stelle 13 

3000 

6000 

6 000 zuzüglich 5 %0 
der 500 000 DM über­
steigenden Kosten 

8 500 zuzüglich 4 %0 
der 1 Mio DM über­
steigenden Kosten 

24 500 zuzüglich 3 %0 
der 5 Mio DM über­
steigenden Kosten 



Tarif-Nr. 

Lfd. Nr. 

noch 8.1.0/ 

Tarif­
Stelle 

18.2 
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Gegenstand 

zur Errichtung und zum Betrieb von Deponien der Depo­
nieklasse I TASi oder mit geringeren Anforderungen 

2Bezieht sich die Errichtung auf ein nutzbares Volumen von 
mehr als 500 000 m 3, kann der Gebührensatz 

für das 500 000 m 3 übersteigende Volumen auf 20 %, 

für das 5 Mio m 3 übersteigende Volumen auf 10 % 

ermäßigt werden. 

Gebühr 
DM 

209 

0,05 bis 0,15 je m 3 

nutzbaren Volumens , 
mindestens 2000 DM 

18.3 Die Tarif-Stellen 13.3 bis 13.8 gelten entsprechend. 

19 

20 

21 

22 

23 

24 

25 

26 

27 

28 

29 

30 

31 

32 

33 

34 

35 

36 

37 

38 

38.1 

Verlangen nach § 32 Abs. 3 KrW-/AbfG 300 bis 3 000 

Aufnahme, Änderung oder Ergänzung nachträglicher Auf-
lagen nach § 32 Abs. 4 Satz 2 KrW-/AbfG 200 bis 10 000 

Zulassung des vorzeitigen Beginns nach § 33 Abs. 1 Satz 1 
sowie Verlängerung der Frist nach § 33 Abs. 1 Satz 2 
KrW-/AbfG 500 bis 5000 

Anordnung nach § 35 oder § 36 KrW-/AbfG 500 bis 10 000 

Anordnung nach Art. 20 Satz 1 BayAbfG 300 bis 40000 

Verlangen nach Art. 20 Satz 4 BayAbfG 100 bis 2000 

Anordnung nach Art. 21 Abs . 2 Bay AbfG 300 bis 3 000 

Anordnung nach Art. 22 Abs. 1 Satz 2 BayAbfG 200 bis 3 000 

Erteilung von Auskünften, soweit nicht einfacher Art nach 
Art. 3 Abs . 3 KG, über Anlagen nach § 38 Abs. 2 KrW-/AbfG 100 bis 1 000 

Überwachung nach § 40 Abs. 1 KrW-/AbfG 100 bis 10 000 

Anordnung nach Art. 31 Abs. 2 Satz 1 BayAbfG 100 bis 30000 

Maßnahmen nach Art 31 Abs. 2 Satz 2 BayAbfG 100 bis 5 000 

Anordnung von kostenpflichtigen Überprüfungen für An-
lagen zur Beseitigung oder Mitbenutzung von Abfällen 
nach § 40 Abs. 3 KrW-/AbfG 100 bis 5 000 

Abweichende Einstufung eines Abfalls nach § 41 Abs. 4 
KrW-/AbfG 300 bis 5000 

Anordnung nach § 42 Abs. 1 und § 45 Abs. 1 KrW-/AbfG 100 bis 3000 

Befreiung nach § 43 Abs. 3 oder § 46Abs. 3 KrW-/AbfG 100 b is 10 000 

Genehmigung nach § 50 Abs. 1 Satz 1 KrW-/ AbfG 300 bis 5 000 

Auflage nach § 51 Abs. 2 Satz 1 KrW-/AbfG 100 bis 1 000 

Anordnung nach § 54 Abs. 2 KrW-/AbfG 100 bis 2000 

Verordnung über Betriebsbeauftragte für Abfall: 

Anordnung nach § 2 100 bis 1000 



210 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 9/1999 

Tarif-Nr. 

Lfd. Nr. 

noch 8.1.0/ 

Tarif-
SteIle 

38.2 

38.3 

38.4 

39 

39 .1 

39.2 

39.3 

39.4 

39.5 

39.6 

Gestattung nach § 4 

Gestattung nach § 5 

Befreiung nach §6 

Gegenstand 

Klärschlammverordnung: 

Gebühr 
DM 

100 bis 1 000 

100 bis 1 000 

100 bis 1 000 

Bestimmung der Untersuchungsstelle nach § 3 Abs. 2 500 

Anordnung nach § 3 Abs. 3 Satz 2 100 bis 700 

Anordnung nach § 3 Abs. 5 Satz 2 100 bis 700 

Anordnung nach § 3 Abs. 5 Satz 3 oder Abs. 6 Satz 2 100 bis 700 

Zustimmung nach § 3 Abs . 9 Satz 1 150 bis 600 

Verkürzung des Abstands zwischen Untersuchungen nach 
§ 3 Abs. 9 Satz 2 Halbsatz 2 Alternative 1 100 bis 700 

39 .7 Verlängerung des Abstands zwischen Untersuchungen 
nach § 3 Abs . 9 Satz 2 Halbsatz 2 Alternative 2 100 bis 1 000 

39.8 Genehmigungnach§5 200bis1000 

39.9 Entgegennahme einer Anzeige nach § 7 Abs. 1 

39 .9.1 ohne Beanstandungen kostenfrei 

39.9 .2 bei Beanstandungen oder Nachforderung weiterer Unter-
lagen 100 bis 300 

40 Verpackungs verordnung: 

40.1 Feststellung nach § 6 Abs. 3 Satz 11 10000 bis 50 000 

40.2 Widerruf der Feststellung nach § 6 Abs. 3 Satz 11 nach § 6 
Abs.4 · 8000 bis 40000 

41 Altölverordnung: 

Ausnahme nach § 4 Abs. 1 Satz 2 

42 Entsorgungsfachbetriebeverordnung: 

42.1 Anerkennung eines Lehrgangs nach § 9 Abs. 2 Nr. 3 

42.2 Verpflichtung nach § 14 Abs. 4 Nr. 2 

42.3 Zustimmung nach § 15 Abs. 1 EfbVi.Vm. § 52 Abs. 1 Satz 2 
KrW-/AbfG: 

42 .3.1 

42 .3.2 

42.4 

42 .5 

43 

Im Einzelfall nach § 15 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 

Allgemein nach § 15 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 

Widerruf nach § 15 Abs. 4 

Gestattung nach § 16 

Entsorgergemeinschaftenrichtlinie (§ 52 Abs. 3 Satz 3 
KrW-/AbfG): 

300 bis 1 000 

300 bis 1500 

1000 

300 bis 10 000 

5000 bis 80 000 

1000 

200 



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 9/1999 211 

Tarif-Nr. 
Gebühr 

Tarif-
Gegenstand DM 

Lfd. Nr. Stelle 

noch 8.1.0/ 43.1 Verpflichtung nach § 8 Abs. 1 Nr. 2 zum Entzug eines Über-
wachungszertifikates und Überwachungszeichens 1 000 je Mitglieds-

betrieb 

43 .2 Anerkennung nach § 11 Abs. 1 Satz 1 5000 bis 80 000 

43.3 Widerruf einer Anerkennung nach § 11 Abs. 3 2000 bis 20 000 

43.4 Gestattung nach § 12 200 

44 Nachweisverordnung: 

44.1 Bestätigung der Zulässigkeit der Entsorgung nach § 5 
Abs. 2 (auch stillschweigend nach § 5 Abs . 5 Satz 2) 50 bis 10 000 

2Neben der Gebühr nach Tarif-Stelle 44.1 werden Kosten 
für die Eingangsbestätigung nach § 5 Abs. 1 Satz 1 und für 
eine Aufforderung nach § 5 Abs. 1 Satz 3, die Nachweiser-
klärungen zu ergänzen, nicht erhoben. 

3Mit der Gebühr ist die Übersendung der Unterlagen des 
Entsorgungsnachweises nach § 6 Abs. 1 abgegolten. 

44.2 Bestätigung nach § 9 Abs . 2 (auch stillschweigendnach § 9 
Abs. 2 i.Vm. § 5 Abs. 5 Satz 2) einschließlich der Ubersen-
dung der Unterlagen des Sammelentsorgungsnachweises 
nach § 6 Abs. 1 50 bis 10 000 

44.3 Freistellung nach § 13 Abs. 1 300 bis 20000 

44 .4 Nachträgliche Auflagen nach § 13 Abs. 3 100 bis 500 

44.5 Anordnung nach § 14 Abs. 1 oder 2 100 bis 500 

44.6 Zulassung der Nachweisführung nach § 22 100 bis 2500 

44.7 Nachweisverlängerung nach § 34 Abs. 1 Satz 2 50 bis 5 000 

45 Verordnung über die Beseitigung pflanzlicher Abfälle aus-
serhalb zugelassener Beseitigungsanlagen: 

45.1 Einzelanordnung nach § 1 Abs. 2 Satz 2 50 bis 150 

45.2 Zulassung nach § 1 Abs. 2 Satz 3 50 bis 700 

45 .3 Untersagung nach § 2 Abs . 2 Satz 4 20 bis 150 

46 Abfallwirtschaftskonzept- und -bilanzverordnung: 

Zulassung eines gemeinsamen Abfallwirtschaftskonzeptes 
nach § 9 Abs. 1 100 bis 1 000 

47 Bioabfall-Verordnung: 

47 .1 Ausnahme nach § 3 Abs . 3 Satz 2 100 bis 1 000 

47.2 Anordnung nach § 3 Abs. 7 Satz 3 100 bis 700 

47 .3 Bestimmung einer Stelle nach § 3 Abs. 8 Satz 1 500 

47.4 Zulassen einer Überschreitung nach § 4 Abs. 3 Satz 4 oder 5 
oder nach Abs. 5 Satz 2 100 bis 700 

47.5 Entscheidung nach § 4 Abs. 7 Satz 3 oder Abs. 8 Satz 3 200 bis 800 
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Tarif-Nr. 

Tarif-
Gegenstand 

Lfd. Nr. 
Stelle 

noch 8.1.01 47.6 Ausnahme nach § 6 Abs. 1 Satz 4 

47.7 Zustimmung nach § 6 Abs. 2 Satz 1 

47.8 Genehmigung nach § 6 Abs. 3 

47.9 Untersagung nach § 9 Abs. 2 Satz 5 

47.10 Ausnahme nach § 9 Abs. 3 Satz 2 oder Abs. 4 Satz 1 

47.11 Befreiung nach § 10 Abs. 2 Satz 1 und 2 

47 .12 Widerruf einer Befreiung nach § 10 Abs. 2 Satz 5 

47.13 Befreiung nach § 11 Abs. 3 Satz 1 

47.14 Anordnung nach Anhang 2 Nr. 2.2.3 Abs. 7 Satz 2 

29. Die Lfd. Nr. 8.IVOI erhält folgende Fassung: 

Tarif-Nr. 

Lfd. Nr. 

8.IV.OI 

1 

Tarif­
Stelle 

1.1 

1.1.1 

1.1.1.1 

1.1.1.2 

1.1.1.3 

1.1.2 

1.1.2.1 

1.1.2.2 

Gegenstand 

Wasserrecht: 

Gebühren: 

Gehobene Erlaubnis (§ 7 WHG, Art. 16 BayWG) oder 
Bewilligung (§ 8 WHG): 

Für das Aufstauen eines oberirdischen Gewässers (§ 3 Abs. 1 
Nr.2WHG) 

beim Neubau von Wasserkraftanlagen 

bis zu 50 kW Ausbauleistung 

bis zu 5 000 kW Ausbauleistung 

für die 5 000 kW übersteigende Ausbauleistung 

sonst 

Bei Anlagen, für die es nach Art. 87 Satz 1 Nr. 1 BayBO einer 
Baugenehmigung nicht bedarf, erhöht sich die Gebühr nach 
den Tarif-Stellen 1.1.1.1 und 1.1.1.2 um den Betrag, der 
nach Lfd. Nr. 2 .1.11 für eine baurechtliche Genehmigung 
oder Zustimmung zu erheben wäre. 

Für das Absenken eines oberirdischen Gewässers (§ 3 Abs. 1 
Nr.2WHG) 

bei Wasserkraftanlagen 

sonst 

Gebühr 
DM 

100 bis 1 000 

250 bis 800 

200 bis 1 000 

100 bis 700 

100 bis 1 000 

400 bis 1 000 

300 bis 1 000 

200 bis 1 000 

100 bis 700 

Gebühr 
DM 

12 je kW, mindestens 
200DM 

6 je weitere kW 

1,20 je weitere kW 

120 bis 30000 

wie zu Tarif-Stelle 
1.1.1 .1 

120 bis 30000 



Tarif-Nr. 

Lfd. Nr. 'Tarif­
Stelle 

noch 8.IV.O/ 1.1.3 

1.1.4 

1.1.4.1 

1.1.4.2 

1.1.5 

1.1.6 

1.1.6.1 
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Gegenstand 

Bei Sand- und Kiesgruben und ähnlichen Abgrabungen für 
das Zutageleiten von Grundwasser (§ 3 Abs. 1 Nr. 6) oderfür 
Maßnahmen gemäß § 3 Abs. 2 Nr. 2 WHG 

bis zu 50 000 m3 verwertbaren Abbauguts unter dem 
mittleren Wasserspiegel 

über 50 000 m3 bis zu 500 000 m3 

über 500 000 m3 

2Abraum und Mutterboden sind kein verwertbares Abbau­
gut. 

Für das Entnehmen, Ableiten, Zutagefördem, Zutageleiten 
von Wasser (§ 3 Abs. 1 Nm. 1 und 6 WHG) 

in anderen als in Fällen nach Tarif-Stelle 1.1.3 und mit Aus­
nahme von Wasserkraftnutzungen 

bis zu 10 000 m3 festgesetzte Jahreshöchstentnahme­
menge 

bis zu 100 000 m3 festgesetzte Jahreshöchstentnahme­
menge 

bis zu 1 Mio m3 festgesetzte Jahreshöchstentnahme­
menge 

bis zu 10 Mio m3 festgesetzte Jahreshöchstentnahme­
menge 

über 10 Mio m 3 festgesetzte Jahreshöchstentnahme­
menge 

2Beträgt die festgesetzte Jahreshöchstentnahmemenge we­
niger als 50 % der Entnahmemenge, die mit dem festgesetz­
ten Benutzungsumfang nach l/s fiktiv möglich wäre, erhöht 
sich die Gebühr um 25 %. 

bei Wasserkraftnutzungen 

Für das Entnehmen fester Stoffe (§ 3 Abs. 1 Nr. 3 WHG) 

Für das Einleiten (§ 3 Abs. 1 Nm. 4 und 5 WHG) 

von radioaktiven Abwässern 

bis zu 1 000 m 3 radioaktiven Abwassers/Jahr 

bis zu 5 000 m3 radioaktiven Abwassers/Jahr 

Gebühr 
DM 
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30 je angefangene 
1000 m 3 

110 je weitere ange­
fangene 10 000 m 3 

220 je weitere ange­
fangene 50 000 m 3 

120 bis 600 

30 je weitere angefan­
gene 1 000 m 3 

6 je weitere angefan­
gene 1 000 m 3 

1,20 je weitere ange­
fange ne 1 000 m 3 

0,36 je weitere ange­
fangene 1 000 m 3 

wie zu Tarif-Stelle 
1.1.1.1 

wie zu Tarif-Stelle 
1.1.3, jedoch für die 
Gesamtmenge des 
Abbaugutes 

120 je angefangene 
50 m3, mindestens 
250DM 

60 je weitere angefan­
gene 50 m 3 
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Tarif-Nr. 

Lfd. Nr. 

noch 8.IV.O/ 

Tarif­
Stelle 
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Gegenstand 

bis zu 50 000 m3 radioaktiven Abwassers/Jahr 

je weitere an gefangene 1 000 m 3 radioaktiven Abwas-

Gebühr 
DM 

210 je weitere ange­
fangene 500 m3 

sers/Jahr 300 

1.1.6.2 

1.1.6.3 

1.1 .6.4 

1.1.6.4.1 

1.1.6.4.2 

1.1 .6.5 

1.1.6.6 

1.1.6.7 

von sonstigem Schmutzwasser nichtgewerblicher Art 

bis zu 1 000 m3 SchmutzwasserjTag 

bis zu 5000 m 3 SchmutzwasserjTag 

bis zu 50000 m3 SchmutzwasserjTag 

je weitere angefangene 1 000 m 3 Schmutzwasser/Tag 

von sonstigem Schmutzwasser gewerblicher Art 

bis zu 1 000 m 3 SchmutzwasserjTag 

bis zu 5 000 m3 Schmutzwasser/Tag 

bis zu 50000 m 3 SchmutzwasserjTag 

je weitere angefangene 1 000 m3 Schmutzwasser/Tag 

von Kühlwasser und Wasser, das in seiner Beschaffenheit 
nicht verändert ist, 

bei Wasser nichtgewerblicher Art 

bei Wasser gewerblicher Art 

von Niederschlagswasser 

bei Einleitungen, die nur ein- bis viermal pro Jahr statt- . 
finden, 

bei Wasserkraftanlagen, wenn das Wasser in seiner Be­
schaffenheit nicht verändert ist, 

1.1. 7 1 Beinhaltet eine Erlaubnis oder Bewilligung zugleich eine 
sonst erforderliche baurechtliche Genehmigung oder Zu­
stimmung, erhöht sich die Gebühr um den Betrag, der für 
diese Genehmigung oder Zustimmung nach diesem Kosten­
verzeichnis als Gebühr zu erheben wäre, wenn sie gesondert 
ausgesprochen würde. 

48 je angefangene 
50 m3, mindestens 
120DM 

24 je weitere angefan­
gene 50 m 3 

84 je weitere angefan­
gene 500 m 3 

120 

120 je angefangene 
50 m3, mindestens 
250DM 

60 je weitere angefan­
gene 50 m3 

210 je weitere ange­
fangene 500 m 3 

300 

20 je an gefangene 
10 l/s der höchstzu­
lässigen Einleitungs­
menge, mindestens 
120DM 

40 je an gefangene 
10 l/s der höchstzu­
lässigen Einleitungs­
menge, mindestens 
240DM 

100 bis 5 000 

120 bis 2500 

wie zu Tarif-Stelle 
1.1.1.1 
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Tarif-Nr. 
Gebühr 

Lfd. Nr. 

noch 8.IV.O/ 

Tarif­
SteIle 

Gegenstand DM 

2Soweit eine Erlaubnis oder Bewilligung unmittelbar und 
ausschließlich Zwecken des Naturschutzes und der Land-
schaftspflege im Sinn des Art. 1 Bay NatSchG dient, kostenfrei 

1.1.8 

1.1.9 

1.1.10 

1.2 

1.2.1 

1.2.2 

1.2.3 

12.4 

Die Gebühren nach den Tarif-Stellen 1.1.1 , 1.1.2,1.1.4 und 
1.1.6 werden bis auf 50 % ermäßigt, wenn eine Erlaubnis 
oder eine Bewilligung auf einen Zeitraum von höchstens 
10 Jahren befristet ist. 

Die Gebühren nach den Tarif-Stellen 1.1.1,1.1.2 , 1.1.4 und 
1.1.6 werden um bis zu 50 % erhöht, wenn eine Bewilligung 
für einen Zeitraum von über 30 Jahren erteilt wird. 

Wird im Anschluß an eine erteilte Erlaubnis nach § 3 Abs. 1 
Nr. 4 WHG eine weitere Erlaubnis mit geändertem Benut­
zungsumfang erteilt, kann die Gebühr nach Tarif-Stelle 
1.1.6 auf die nach der Tarif-Stelle 1.1.6 erneut zu erhebende 
Gebühr bis zu 50 % angerechnet werden. 

Beschränkte Erlaubnis nach Art. 17 BayWG: 

Bei einem Erlaubniszeitraum bis zu 1 Jahr 

Bei einem Erlaubniszeitraum von mehr als einem bis zu 
10 Jahren 

Bei einem Erlaubniszeitraum von mehr als 10 Jahren 

Bei Sand- und Kiesgruben und ähnlichen Abgrabungen 

1.2.5 Wird im Anschluß an eine beschränkte Erlaubnis nach 
Art. 17 BayWG für denselben Benutzungstatbestand eine 
Bewilligung oder eine gehobene Erlaubnis (Art. 16 BayWG) 
erteilt, kann die nach den Tarif-Stellen 1.2.1 oder 1.2.2 fest­
gesetzte Gebühr auf die Gebühr nach der Tarif-Stelle 1.1 bis 
zu 50 % angerechnet werden. 

1.2.6 Soweit eine Erlaubnis oder Bewilligung unmittelbar und 
ausschließlich Zwecken des Naturschutzes und der Land-

30 % der Gebühren 
nach den Tarif-Stel­
len 1.1.1,1.1.2 , 1.1.4 , 
1.1.5 oder 1.1.6 , min­
destens 120 DM 

50 % der Gebühren 
nach den Tarif-Stel­
len 1.1.1,1.1.2,1.1.4, 
1.1.5 oder 1.1.6, min­
destens 120 DM 

wie zu den Tarif-Stel­
len 1.1.1 , 1.1.2 , 1.1.4 , 
1.1.5 oder 1.1.6 

wie zu Tarif-Stelle 
1.1.3 

schaftspflege im Si~n des Art. 1 BayNatSchG dient, kostenfrei 

1.3 

1.3.1 

1.3.2 

Zulassung nach § 9a WHG: 

Bei Bewilligungsverfahren oder Verfahren über gehobene 
Erlaubnisse (Art. 16 BayWG) 

Bei Verfahren über beschränkte Erlaubnisse (Art. 17 
BayWG) 

10 % der Gebühren 
nach Tarif-Stelle 1.1, 
mindestens 120 DM 

10 % der Gebühren 
nach Tarif-Stelle 1.2, 
mindestens 60 DM 
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Tarif-Nr. 
Gebühr 

DM 
Lfd. Nr. 

noch 8.IV.Oj 

Tarif­
Stelle 

1.3.3 

Gegenstand 

Bei Verfahren über die Genehmigung von Anlagen (Art. 59 
Abs. 3 BayWG) 

1.3.4 Soweit eine Erlaubnis oder Bewilligung unmittelbar und 
ausschließlich Zwecken des Naturschutzes und der Land-

10 % der Gebühren 
nach der Tarif-Stelle 
1.15, mindestens 
60DM 

schaftspflege im Sinn des Art. 1 BayNatSchG dient, kostenfrei 

1.4 . Beschränkte Erlaubnis im Verfahren nach Art. 17a BayWG 20 % der Gebühr nach 

1.5 

1.5 .1 

1.5 .1.1 

1.5 .1.2 

2Liegt das Gutachten eines privaten Sachverständigen vor, 
ermäßigt sich die Gebühr nach Satz 1 auf 50 %. 

Genehmigung nach § 19a WHG: 

Ersterteilung einer Genehmigung zur Errichtung und zum 
Betrieb (§ 19a Abs. 1 WHG) einer Rohrleitungsanlage, 

wenn eine UVP nach § 3 Abs. 1 UVPG durchzuführen ist, 

für Baukosten bis 5 Mio DM 

für weitere Baukosten bis 15 Mio DM 

für~itere Baukosten bis 40 Mio DM 

für wei tere Ba ukosten 

wenn eine UVP nicht durchzuführen ist, 

für Baukosten bis 5 Mio DM 

für wei tere Ba ukosten bis 10 Mio DM 

für weitere Baukosten bis 25 Mio DM 

für weitere Baukosten 

1.5 .2 Verlängerung oder Neuerteilung 'einer befristeten Geneh­
migung (§ 19a Abs. 1 WHG) für eine bestehende Rohr­
leitungsanlage, 

1.5 .2.1 

1.5.2 .2 

1.5 .3 

1.5 .3.1 

1.5 .3.1.1 

1.5 .3.1.2 

wenn eine UVP durchzuführen ist, 

wenn eine UVP nicht durchzuführen ist, 

Genehmigung zur wesentlichen Änderung einer Anlage 
oder des Betriebs (§ 19a Abs. 3 WHG) bei einer Rohr­
lei tungsanlage , 

wenn damit die Durchführung einer UVP verbunden ist, 

bei baulicher Veränderung 

bei sonstiger Änderung 

den Tarif-Stellen 
1.1.2.2,1.1.3 , 1.1.4 
oder 1.1.6, mindestens 
100DM 

8 0/00 

4 %0 

2 %0 

1 %0 

4 %0 

3 %0 

2 %0 

1 %0 

2000 bis 100 000 

750 bis 75 000 

wie zu Tarif-Stelle 
1.5.1.1 

wie zu Tarif-Stelle 
1.5 .2.1 
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Tarif-Nr. 

Lfd. Nr. Tarif­
Stelle 

Gegenstand 

noch 8.IV.Oj 1.5.3.2 wenn eine UVP nicht durchzuführen ist, 

1.5.3.2.1 bei baulicher Veränderung 

1.5 .3.2 .2 bei sonstiger Änderung 

1.6 Planfeststellung oder Plangenehmigung .nach § 31 Abs. 2 
WHG 

1.6.1 für Sand- und Kiesgruben und ähnliche Abgrabungen: 

1.6.1.1 · 

1.6.1.2 

1.6.2 

1.6.2 .1 

1.6 .2.2 

Planfeststellung 

2Wenn mit der Planfeststellung die Durchführung einer 
UVP verbunden ist, erhöht sich die Gebühr um 30 % . 

Plangenehmigung 

für Fischteichanlagen: 

Planfeststellung 

für eine zu schaffende Wasserfläche 

bis zu 1 000 m2 

über 1 000 m2 bis 2500 m2 

über 2 500 m2 bis 5 000 m2 

über 5000 m2 bis 10 000 m2 

über 10 000 m 2 

2Wenn mit der Planfeststellung die Durchführung einer 
UVP verbunden ist, erhöht sich die Gebühr um 30 %. 

Plangenehmigung 

1.6 .3 für sonstige Zwecke: 

1.6.3.1 

1.6 .3.2 

Planfeststellung 

2Wenn mit der Planfeststellung die Durchführung einer 
UVP verbunden ist, erhöht sich die Gebühr um 30 %. 

Plangenehmigung 

1.6.4 lErsetzt die Planfeststellung eine sonst notwendige öffent­
lich-rechtliche Genehmigung, Verleihung, Erlaubnis, Be­
willigung oder Zustimmung, erhöht sich die Gebühr nach 
den Tarif-Stellen 1.6.1.1, 1.6 .2.1 oder 1.6.3.1 um den Betrag, 
der für diese Genehmigung, Verleihung, Erlaubnis, Bewilli­
gung oder Zustimmung nach diesem Kostenverzeichnis, ei­
ner Sondervorschrift oder nach Art. 6 Abs. 1 Satz 2 oder 
Satz 3 KG als Gebühr zu erheben wäre, wenn sie gesondert 
ausgesprochen würde. 

Gebühr 
DM 

217 

wie zu Tarif-Stelle 
1.5.1.2 

wie zu Tarif-Stelle 
1.5.2 .2 

wie zu Tarif-Stelle 
1.1. 3, jedoch für das 
gesamte verwertbare 
Abbaugut 

75 % der Gebühr nach 
Tarif -S telle 1. 6 .1.1 

120 bis 300 

350 bis 600 

500 bis 1 000 

850 bis 2000 

95 je weitere ange­
fangene 1 000 m2 

75 % der Gebühr nach 
Tarif-Stelle 1.6.2.1 

5 %0 der Baukosten, 
mindestens 100 DM 

75 % der Gebühr nach 
Tarif-Stelle 1.6.3 .1 
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Tarif-Nr. 

Lfd.. Nr. 

noch 8.IV.O/ 

Tarif­
SteIle 

1.7 

1.8 

1.9 

1.10 

1.11 

1.12 

1.13 

1.14 

Gebühr 
Gegenstand DM 

2Soweit eine Planfeststellung oder Plangenehmigung un­
mittelbar und ausschließlich Zwecken des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege im Sinn des Art. 1 BayNatSchG 
dient, kostenfrei 

Zulassung nach § 31 Abs. 2a WHG 10 % der Gebühren 
nach Tarif-Stelle 1.6, 
mindestens 60 DM 

2Soweit die Zulassung unmittelbar und ausschließlich 
Zwecken des Naturschutzes und der Landschaftspflege im 
Sinn des Art. 1 BayNatSchG dient, kostenfrei 

Anordnung nach Art. 20 BayWG 

Genehmigung nach Art. 32 BayWG 

Untersagung nach Art. 34 Abs. 2 BayWG 

Anordnung nach § 35 Abs. 2 WHG 

Anerkennung nach Art. 39 Abs. 1 BayWG 

Untersagung nach Art. 40 Abs. 2 BayWG 

Anordnung nach Art. 52 BayWG 

50 bis 7 500 

50 bis 7500 . 

50 bis 150 

50 bis 150 

600 bis 3000 

50 bis 150 

50 bis 750 

1.15 Genehmigung nach Art. 59 BayWG 

1.15.1 

1.15.2 

1. 15.3 

1.16 

. für bauliche Anlagen 5 %0 der Baukosten, 
min.destens 60 DM 

für andere Anlagen 60 bis 7500 

Soweit die Genehmigung unmittelbar und ausschließlich 
Zwecket! des Naturschutzes und der Landschaftspflege im 
Sinn des Art. 1 BayNatSchG dient, kostenfrei . 

Genehmigung nach Art. 59a Abs. 1 BayWG 500 bis 7 500 

1.17 Genehmigung nach Art. 61 Abs. 2 Satz 2 BayWG 

1.17.1 

1.17.2 

1.17.3 

1.18 

für bauliche Anlagen 6 %0 der Baukosten, 
mindestens 200 DM 

für andere Anlagen und für Anpflanzungen 100 bis 2 000 

Soweit die Genehmigung unmittelbar und ausschließlich 
Zwecken des Naturschutzes und der Landschaftspflege im 
Sinn des Art. 1 BayNatSchG dient, kostenfrei 

Anordnung nach Art. 62 Abs. 1, Art . 64 Satz 2 oder Art. 68 
Abs. 3 BayWG 100 bis 15 000 

1.19 Sanierung von Gewässerverunreinigungen nach Art. 68a 
BayWG: 

1.19.1 

1.19.2 

Einzelfallanordnungen nach Art. 68a Abs. 2 BayWG 

2Für die Genehmigung eines Sanierungsplans erhöht sich 
die Gebühr um 100 % . 

Planfeststellungsverfahren nach Art. 68a Abs. 4 BayWG 

100 bis 15 000 

1 000 bis 50 000 
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Gegenstand 

unbesetzt 

Gebühr 
DM 
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1.21 Genehmigung nach Art. 69 Abs. 3 Satz 2 und Satz 3 oder 
Festsetzung nach Art. 69 Abs. 3 Satz 4 BayWG 50 bis 750 

1.22 Private Sachverständige nach Art 78 BayWG: 

1.22.1 Anerkennung (§§ 1 bis 4 VPSW) 

1.22..1.1 für den ersten Anerkennungsbereich 300 

1.22.1.2 für jeden weiteren Anerkennungsbereich 100 

1.22.2 Widerruf der Anerkennung (§ 5 VPSW) 300 

1.23 Anordnung nach Art. 81 Abs. 1 oder Abs. 2 BayWG 70 bis 3000 

1.24 Wasserbücher: 

1.24.1 

1.24.2 

1.25 

1.25.1 

1.25.2 

1.26 

1.27 

1.28 

1.29 

1.30 

1.31 

1.32 

1.33 

Aufnahme in das Wasserbuch gern. Art. 88 Abs . 1 BayWG 

2Soweit die Aufnahme unmittelbar und ausschließlich 
Zwecken des Naturschutzes und der Landschaftspflege im 

50 bis 3 000 

Sinn des Art. 1 BayNatSchG dient, kostenfrei 

Wird im Rahmen eines kostenpflichtigen sonstigen Verfah­
rens ein Tatbestand verwirklicht, der nach Art. 88 Abs. 1 
BayWG in das Wasserbuch aufgenommen werden muß, er­
höht sich die in dem sonstigen Verfahren fällige Gebühr um 
den Betrag, der nach Tarif-Stelle 1.24.1 zu erheben wäre, 
wenn die Aufnahme in das Wasserbuch allein durchzu­
führen wäre. 2Eine gesonderte Gebührenerhebung nach 
Tarif-Stelle 1.24.1 entfällt damit. 

Eignungsfeststellung nach § 19h Abs. 1 Satz 1 WHG 

bei nichtgewerblichen Anlagen 100 bis 1 000 

bei gewerblichen Anlagen 100 bis 5000 

Bauartzulassung nach § 19h Abs. 1 Satz 2 WHG 500 bi.s 10 000 

Anordnung nach § 19iAbs. 2 Satz 2, soweit sie nicht imRah­
men einer Eignungsfeststellung oder Bauartzulassung nach 
§ 19h Abs. 1 Satz 2 WHG getroffen wird, 100 bis 1 000 

Anforderungen nach § 7 Abs. 1, Zulassung einer Ausnahme 
nach § 7 Abs. 2 oder § 10 Abs. 1 Satz 2 VAwS 100 bis 5 000 

Verlangen 'nach § 11 Abs. 1 Satz 2 VAyvS 100 bis 5'00 

Verlangen nach § 11 Abs. 5 VAwS 100 bis 1 Doo 

Zulassung nach § 18 Satz 2 VAwS 10 % der Gebühr nach 
Tarif-Stelle 1.25, 
mindestens 100 DM 

Anerkennung nach § 22 Abs. 1 Satz 2 VAwS 500 bis 5 000 

Anordnung oder Bestimmung nach § 23 Abs. 2Satz 1 VAwS, 
soweit sie nicht im Rahmen einer Eignungsfeststellung oder 
Bauartzulassungnach § 19h Abs . 1 Satz 1 oder Satz 2 WHG 
getroffen wird, 100 bis 2000 
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Tarif-Nr. 

Lfd. Nr. Tarif­
Stelle 

Gegenstand 

noch 8.IV.O/ 1.34 Befreiung nach § 23 Abs. 2 Satz 2 VAwS 

1.35 Verlangen nach § 27 Abs. 1 Satz 1 VAwS 

1.36 Genehmigung nach Art. 41c BayWG i .V.m. der Verordnung 
über die Genehmigungspflicht für das Einleiten wasserge­
fährdender Stoffe in Sammelkanalisationen und ihre Über­
wachung 

1.36.1 

1.36.2 

1.36.3 

1.37 

2 

3 

3.1 

3.2 

3.3 

4 

bei einem Genehmigungszeitraum bis zu 1 Jahr 

bei einem Genehmigungszeitraum, von mehr als 1 Jahr bis 
zu 10 Jahren 

bei einem Genehmigungszeitraum von mehr als 10 Jahre 

Ausnahmen von Verboten, Beschränkungen und Duldungs­
pflichten einer Rechtsverordnung über Wasser- oder Heil­
quellenschutzgebiete 

Berechnung der Gebühren: 

Soweit die Gebühren nach den Baukosten berechnet wer­
den , gilt Tarif-Nr. 2.1.1/2 entsprechend. 

Ermäßigungen: 

Sind für ein Vorhaben mehrere der in Tarif-Stelle 1 bewer­
teten Amtshandlungen erforderlich, errechnet sich die er­
mäßigte Gebühr x nach folgender Formel: 

x = z+(15DMbiszu50 % y) 

z: Gebühr für die Amtshandlung, die den Schwerpunkt 
des Vorhabens betrifft 

y: Gebühr für die übrigen Amtshandlungen 
(bemessen nach ihrem Verwaltungsaufwand) 

Bei Wasserkraftanlagen der Rhein-Main-Donau AG und 
ihrer Tochtergesellschaften ermäßigt sich die Gebühr nach 
Tarif-Stelle 1 um 50 %, jedoch höchstens bis zur Höhe der 
jeweiligen Mindestgebühr. 

Wird für eine Fischteichanlage keine Planfeststellung oder . 
Plangenehmigung, sondern nur eine Erlaubnis erteilt, be­
trägt die Gebühr 60 DM bis zu 50 % der Gebühr nach Tarif­
SteIle 1; werden mehrere Erlaubnisse erteilt, beträgt die 
Gebühr 60 DM bis zu 50 % der Summe der Gebühren nach 
Tarif-Stelle 1. 

Erhöhungen: 

1 Wird die fachkundige Stelle der Kreisverwaltungsbehörde 
an Stelle des Wasserwirtschaftsamts als Sachverständiger 
tätig, erhöht sich die - gegebenenfalls nach Tarif-Stelle 3 
ermäßigte - Gebühr nach Tarif-Stelle 1 um 100 %. 2Dies gilt 
nicht für die Gebühr nach Tarif-Stelle 1.4. 

Gebühr 
DM 

100 bis 1 000 

60 bis 600 

wie zu Tarif-Stelle 
1.2.1 

wie zu Tarif-Stelle 
1.2.2 

wie zu Tarif-Stelle 
1.2.3 

50 bis 10 000 
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§2 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Mai 1999 in Kraft. 

(2) Abweichend von Absatz 1 treten § 1 Nr. 24 (Lfd. 
Nr. 7.VII.l/) mit Wirkung vom 1. Januar 1998 und § 1 
Nm. 3 bis 22, 25 bis 27 und 29 am 1. Juni 1999 in Kraft. 

München, den 18. April 1999 

Bayerisches Staatsministerium der Finanzen 

Prof. Dr. Kurt Fa 1 t 1 hau s er, Staatsminister 
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230-1-8-U 

Bekanntmachung 
über die Verbindlicherklärung 

der Sechsten Änderung 
des Regionalplans 

der Region Ingolstadt (10) 

Vom 12. April 1999 

Auf Grund des Art. 18Abs. 7 in Verbindung mit Abs. 2 
des Bayerischen Landesplanungsgesetzes (BayLpIG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. Septem­
ber 1997 (GVBI S. 500, BayRS 230-)-U) hat die Regi~­
rung von Oberbayern die Sechste Anderung des Regl­
onalplans der Region Ingolstadt (Bekanntmachung 
über die Verbindlicherklärung vom 4. Dezember 1989, 
GVBl S. 736, BayRS 230-1-8-U, und - zuletzt - der 
Fünften Änderung, Teil 2, vom 1. Oktober 1998, GVBl 
S. 916) für verbindlich erklärt. 

Die Änderung betrifft die Hochschulen. 

Die Sechste Änderung des Regionalplans ist bei der 
kreisfreien Stadt Ingolstadt und den Landratsämtern 
Eichstätt, Neuburg-Schrobenhausen undPfaffenhofe~ 
a.d. 11m zur Einsichtnahme für jedermann ab 1. Mal 
1999 ausgelegt. Die Auslegungszeiten richten sich nach 
den jeweils festgelegten Zeiten für den ParteIenver­
kehr. 

Diese Änderung tritt am 1. Mai 1999 in Kraft. 

München, den 12. April 1999 

Bayerisches Staatsministerium 
für Landesentwicklung und Umweltfragen 

Dr. Werner Sc h n a p p auf, Staatsminister 

230-1-10-U 

Bekanntmachung 
über die Verbindlicherklärung 

der Ersten Änderung 
und der Fünften Änderung 

des Regionalplans 
der Region Oberpfalz-Nord (6) 

Vom 12. April 1999 

Auf Grund des Art. 18 Abs. 7 in Verbindung mit Abs. 2 
des Bayerischen Landesplanungsgesetzes (BayLpIG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. Januar 
1982 (BayRS 230-1-U), geändert durch Art. 27 Abs. 4 
des Geseztes vom 28. Juni 1990 (GVBI S . 213), hat das 
Bayerische Staatsministerium für Landesentwicklung 
und Umweltfragen im Einver,nehmen mit den übngen 
Staatsministerien die Erste Anderung, auf Grund des 
Art. 18 Abs. 7 in VerbindungmitAbs. 2 des BayeriscJ:en 
Landesplanungsgesetzes (BayLpIG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 16. September 1997 (GVBI 
S. 500, BayRS 2?0-I-U) hat die Regierung der Ober­
pfalz die Fünfte Anderung des Regionalplans der RegI­
on Oberpfalz-Nord (Bekanntmachung über die Ver­
bindlicherklärung vom 10. Januar 1989, GVBI .S. 18, 
BayRS 230-1-10-U, und - zuletzt - der Vierten Ande­
rungvom 1. Oktober 1998, GVBIS. 916 , ber. S.1058) für 
verbindlich erklärt. 

Die Erste Änderung betrifft die Grenzlandfort­
schreibung und die Fünfte Änderung betrifft die Teil­
raumfortschreibung Grafenwähr/Pressath. 

Die Änderungen des Regionalplans sind bei den 
kreisfreien Städten Amberg und Weiden i.d. OPf. sowie 
den Landratsämtern Amberg-Sulzbach, Neustadt a.d. 
Waldnaab, Schwandorf und Tirschenreuth zur Ein­
sichtnahme für jedermann ab 1. Mai 1999 ausgelegt. 
Die Auslegungszeiten richten sich nach den jeweils 
festgelegten Zeiten für den Parteienverkehr. 

Diese Änderungen treten am 1. Mai 1999 in Kraft . 

München, den 12. April 1999 

Bayerisches Staatsministerium 
für Landesentwicklung u.nd Umwel~fragen 

Dr. Werner Sc h n a p p auf , Staatsminister 
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Hinweis 

Folgende Verordnungen wurden im Amtsblatt der 
Bayerischen Staatsministerien für Unterricht und 
Kultus und Wissenschaft, Forschung und Kunst, Teil I, 
amtlich veröffentlicht: 

2210-6-5-7-WFK 

Verordnung zur Aufhebung der Studienordnung für 
den universitären Diplomstudiengang Staats- und 
Sozialwissenschaften an der Universität der Bundes­
wehr München 

Vom 17. Dezember 1998 (KWMBl 11999 S. 10) 

* 

2210-6-5-8-WFK 

Verordnung zur Aufhebung der Fachprüfungsordnung 
für den universitären Diplomstudiengang Staats- und 
Sozialwissenschaften an der Universität der Bundes­
wehr München 

Vom 17 . Dezember 1998 (KWMBlI 1999 S. 10) 
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